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Hubert Ertl 
Prof. Dr., Forschungsdirektor und 
Ständiger Vertreter des Präsidenten 
des BIBB

Liebe Leserinnen und Leser,

im Mittelpunkt dieser BWP-Ausgabe stehen das Konzept der 
Demokratiebildung und die damit verbundene Frage, wie es 
in der Berufsbildung mit Leben gefüllt wird.

Demokratie als »gemeinsam geteilte Erfahrung«

Die Frage nach dem Verhältnis zwischen Berufs- und De-
mokratiebildung ist im Diskurs um berufliche Bildung kein 
neues Thema, das nicht nur in Deutschland von Interesse 
ist, sondern im internationalen Kontext diskutiert wurde 
und wird. Maßgeblich beeinflusst wurde die deutsche De-
batte beispielsweise vom amerikanischen Philosophen und 
Pädagogen John Dewey. In seinem Standardwerk »Demo-
cracy and Education« von 1916, das hier und im Folgenden 
in einer frühen deutschen Übersetzung von Erich Hylla 
»Demokratie und Erziehung« aus dem Jahr 1949 zitiert 
wird, stellt er grundlegende Überlegungen zur gegenseiti-
gen Bedingtheit von Demokratie und Bildung an. Grundlage 
hierfür und zweifelsohne auch leitend für die aktuelle Dis-
kussion sollte ein umfassendes Verständnis von Demokratie 
sein: »Die Demokratie ist mehr als eine Regierungsform; sie 
ist in erster Linie eine Form des Zusammenlebens, der ge-
meinsamen und miteinander geteilten Erfahrung« (S. 121).
Nach Dewey erfordert die Entwicklung und Erhaltung von 
Demokratie in diesem Sinne die persönliche Initiative und 
das individuelle Verantwortungsbewusstsein aller Mitglie-
der der Gesellschaft. Mehr noch als der allgemeinen misst 
Dewey gerade der beruflichen Bildung in diesem Prozess 
eine entscheidende Rolle zu, weil sie individuelle Ent-
wicklung im Rahmen von geteilten Erfahrungen in einem 
beruflichen Umfeld bewirken kann, die in vielen anderen 
gesellschaftlichen Bereichen nur schwer zu erreichen sind.
Eine demokratische Gesellschaft ermöglicht und benötigt 
die Teilnahme und Teilhabe aller. »Eine solche Gesellschaft 
braucht eine Form der Bildung, die in den einzelnen ein per-
sönliches Interesse an sozialen Beziehungen und am Ein-
fluss der Gruppe weckt …« (S. 136). Hiermit spricht Dewey 

die soziale Dimension von Demokratieförderung in beruf-
licher Bildung an, die von zentraler Bedeutung ist, wenn 
in dieser BWP-Ausgabe vom Beitrag der Berufsbildung zur 
Entwicklung demokratischer Einstellungen und Verhaltens-
weisen die Rede ist. Den Sozialstrukturen der verschiede-
nen Lernorte kommt hier eine lernförderliche Rolle zu.
Diese und weitere Aspekte werden von Dewey in das pä-
dagogische Postulat einer der Demokratie verpflichteten 
»citizenship education« integriert, das wiederum ein grund-
legendes Element ganzheitlicher beruflicher Bildung dar-
stellt. Ähnliche Ansätze zu »staatsbürgerlicher Erziehung« 
finden sich in Deutschland in frühen reformpädagogischen 
Konzepten wie z.B. in Georg Kerscheinsteiners Modell 
der »Arbeitsschule«, die als Vorläufer der Berufsschulen gilt.

Die Heterogenität der Akteure bietet zahlreiche 
Lernanlässe

Im Umgang mit aktuellen Herausforderungen, wie dem 
Erstarken populistischer und extremistischer Strömungen 
und Angriffen auf Andersdenkende und Institutionen der 
Demokratie, hat berufliche Bildung eine hohe Bedeutung 
und kann auf vielfältige Ansätze und Modelle zurück-
greifen, die im Zeitverlauf innerhalb der Berufsbildung in 
Deutschland entwickelt und umgesetzt wurden.
Die Berufsbildung zeichnet sich durch eine große Hetero-
genität der Lernenden aus und bietet in Schule und Arbeits-
welt zahlreiche Lernanlässe, um Prinzipien der Demokratie 
und damit verbundene Werte des gesellschaftlichen Zusam-
menlebens zu vermitteln. Die BWP-Ausgabe liefert hierzu 
Beispiele aus verschiedenen Perspektiven, Lernorten und 
-kontexten. Mögen sie den weiteren Fachdiskurs und das 
praktische Handeln anregen, wie Demokratie in der Berufs-
bildung erlebt und erlernt werden kann. Dies ist aktuell nö-
tiger denn je!

Gefragt sind die Teilnahme und  
Teilhabe aller!

urn:nbn:de:0035-bwp-24403-8
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T H E M A

Demokratiebildung

Unsere Online-Extras unter
www.bwp-zeitschrift.de

• Alle Beiträge und das gesamte Heft zum Download 
unter www.bwp-zeitschrift.de/3-2024

• Electronic supplements: 
Downloadlinks bei den Beiträgen

• Podcastfolge aus der Reihe »BWP-Podcast« zum 
Interview mit BIBB-Präsident Esser:  
www.bwp-zeitschrift.de/p198879 

• Podcastfolge aus der Reihe »AzubiView« zum Berufe-
Steckbrief Maßschneider/-in:  
www.bwp-zeitschrift.de/p198878

• Ab diesem Jahrgang gibt es unsere 
Jahresinhaltsverzeichnisse nur noch digital. Das 
Jahresinhaltsverzeichnis 2024 finden Sie unter  
www.bwp-zeitschrift.de/jv-2024

 8 »Die Chance, 1,3 Millionen junge  
Menschen zu erreichen, sollten wir 
nutzen!«

Interview mit Fried-
rich Hubert Esser, 
Präsident des BIBB

Im Interview erläutert  
BIBB-Präsident Esser, 
warum ihm das The-
ma Demokratiebil-

dung so wichtig ist. Er fordert alle Akteure 
in der Berufsbildung auf, demokratisches 
Denken und Handeln in Arbeits- und 
Lernkontexten noch besser wahrnehmbar 
zu machen.

 12 Demokratiebildung – Was kann die 
Berufsausbildung beitragen?
Robin Busse, Alexander Brodsky, Philine Krebs

 16 Demokratiekompetenz und 
 demokratische Kompetenzförderung in 
der Berufsbildung
Hermann Veith 

 20 Demokratiekompetenz als berufliche 
Handlungs kompetenz
Harald Hantke, Franziska Wittau,  

Bettina Zurstrassen

 25 Kann Demokratiebildung eine Aufgabe 
der betrieblichen Ausbildung sein?
Monika Hackel

urn:nbn:de:0035-bwp-24400-4

http://www.bwp-zeitschrift.de
http://www.bwp-zeitschrift.de/3-2024
http://www.bwp-zeitschrift.de/p198879
http://www.bwp-zeitschrift.de/p198878
http://www.bwp-zeitschrift.de/jv-2024
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David Samray, Alexander Schur
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19. Shell Jugendstudie

Die aktuell erschienene 19. Shell Ju-
gendstudie untersucht, wie die Gene-
ration der heute 12- bis 25-Jährigen in 
Deutschland aufwächst. Welche Rolle 
spielen Familie und Freunde, Schule 
und Beruf, Digitalisierung und Frei-
zeit? Was möchten junge Menschen 
heute erreichen? Und wie stehen sie 
zu Politik, Gesellschaft und Religion 
bis hin zu gendergerechter Sprache 
und zur Frage der sexuellen Identität? 
Die aktuelle Studie knüpft an Trends 
vorangegangener Ausgaben an und 
analysiert besonders auch die krisen-
haften Veränderungen, die das Leben 
von Jugendlichen derzeit beeinflus-
sen. Die Shell Jugendstudie gilt als 
Standardwerk der Jugendforschung 
in Deutschland. Sie erscheint seit 
1953 und wird alle vier bis fünf Jahre 
herausgegeben.
www.shell.de/jugendstudie

Entwicklung des Politikunter-
richts

Dem Politikunterricht wird eine 
Schlüsselfunktion bei der Stärkung 
demokratischen Verhaltens und Han-
delns zugeschrieben. Anhand eines 
neu geschaffenen Datensatzes konn-
te das Forschungsteam Dr. Norbert 
Sendzik, Ulrike Mehnert und Prof. 
Dr. Marcel Helbig vom Leibniz-In-
stitut für Bildungsverläufe (LIfBi) die 
Entwicklung des Unterrichtsfachs Po-

litik in den vergangenen Jahrzehnten 
nachzeichnen. Dabei zeigt sich, dass 
fast durchgehend mehr politische 
Bildung an nicht-gymnasialen Schul-
formen im Vergleich zum Gymnasium 
vorgesehen war. Zudem lässt sich bis 
Ende der 1990er-Jahre ein deutlicher 
Zusammenhang zwischen der Anzahl 
der Unterrichtsstunden in diesem 
Fach und der parteipolitischen Regie-
rungskonstellation beobachten. War 
die SPD an einer Regierung beteiligt, 
wurde mehr politische Bildung unter-
richtet. Regierte die CDU, war weniger 
politische Bildung vorgesehen. Beson-
ders deutlich ist das für Sachsen, Sach-
sen-Anhalt und Thüringen.
https://doi.org/10.5157/ 
LIfBi:WP114:1.0

Demokratieinitiative für die 
Arbeitswelt

Die liberale Demokratie zu stärken und 
widerstandsfähig zu machen, ist eine 
Aufgabe für alle Teile der Gesellschaft, 
auch für die Wirtschaft. Der Business 
Council for Democracy (BC4D) er-
möglicht es Arbeitgebern, ihr Engage- 
ment für die Demokratie mit einem 
Netzwerkprogramm und Schulungen 
für ihre Beschäftigten auszuweiten. In 
den Schulungen werden Gruppen von 
jeweils 20 Beschäftigten professionell 
zu Fragen der digitalen Kommunika-
tion, über die Ausbreitung von Hass-
rede, gezielter Desinformation und 
Verschwörungserzählungen geschult 
und lernen, etwas dagegen zu tun. 
Die Projektkosten werden von der 
Gemeinnützigen Hertie-Stiftung und 

der Robert Bosch Stiftung GmbH ge-
tragen; teilnehmende Unternehmen 
haben keine finanziellen Verpflich-
tungen.
www.bc4d.org

Gemeinsam für eine starke 
Demokratie

Künstliche Intelligenz, Smartphones 
und Soziale Medien machen es heut-
zutage besonders einfach, auch falsche 
Informationen schnell zu verbreiten 
und Bilder, Videos oder Gesproche-
nes zu fälschen. Das »Forum gegen 
Fakes – Gemeinsam für eine starke 
Demokratie«, ein Projekt der Bertels-
mann-Stiftung, will mit einem neu-
en Format eine bundesweite Debatte 
zum Umgang mit Desinformation an-
stoßen. Über die direkte Beteiligung 
von möglichst vielen Bürger/-innen 
sollen ein besserer Umgang mit Des-
information gefunden und konkrete 
Handlungsempfehlungen an die Poli-
tik formuliert werden.
https://forum-gegen-fakes.de/

John-Dewey-Forschungsstelle 
für die Didaktik der Demo-
kratie

Die John-Dewey-Forschungsstelle für 
die Didaktik der Demokratie (JoD-
DiD) an der TU Dresden ist eine Ein-
richtung an der Professur für Didaktik 
der politischen Bildung. JoDDiD ver-
steht sich als Innovationszentrum im 

Nachrichten – kurz notiert

http://www.shell.de/jugendstudie
https://doi.org/10.5157/LIfBi:WP114:1.0
https://doi.org/10.5157/LIfBi:WP114:1.0
http://www.bc4d.org
https://forum-gegen-fakes.de/
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Feld politischer Bildung und hat die 
Aufgabe, neue Formate, Methoden 
und Vermittlungskonzepte zu erfor-
schen, fortzuentwickeln und sichtbar 
zu machen. Sie unterstützt damit Ak-
teure der außerschulischen Bildung 
bei der Vorbereitung, Neuentwick-
lung und reflexiven Bewertung von 
Angeboten zur politischen Bildung 
vor dem Hintergrund einer heraus-
fordernden gesellschaftlichen Lage. 
Der Fokus der Forschungsstelle ist in 
diesem Zusammenhang insbesondere 
auf den Bereich der außerschulischen 
politischen Jugend- und Erwachse-
nenbildung gerichtet.
https://tu-dresden.de/gsw/phil/
powi/joddid/das-joddid

Netzwerk »Unternehmen für 
Demokratie«

Gemeinsam mit der Agentur Pro Fu-
turis haben sieben Schweizer Unter-
nehmen – Baloise, Helvetia, Julius 
Bär, Migros-Genossenschafts-Bund, 
Roche, Siemens Schweiz AG und 
Swiss Re – das Netzwerk »Unterneh-
men für Demokratie« gegründet. Sie 
wollen damit im Sinn einer Corporate 
Democratic Responsibility Verantwor-
tung für die Demokratie übernehmen. 
Als Pilotprojekt bieten die Unterneh-
men ihren Lernenden in einem ersten 
Schritt Workshops an, um Demokra-
tieverständnis und Zukunftskompe-
tenzen der Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen zu stärken.
www.netzwerk-cdr.ch

Wissenschaftskommunikation 
für eine starke Demokratie

Das Forum Wissenschaftskommuni-
kation 2024 findet vom 11. bis 12. De - 
zember in Berlin unter dem themati-

schen Schwerpunkt »Wissenschafts-
kommunikation für eine starke De-
mokratie und offene Gesellschaft« 
statt. Das Forum ist die größte Fach-
tagung für Wissenschaftskommuni-
kation im deutschsprachigen Raum. 
Anmeldungen sind bis 18. November 
möglich.
https://wissenschaft-im-dialog.de/
forum-wissenschaftskommunikation

Konzepte zur Förderung von 
Demokratiebildung

Vom August 2021 bis August 2024 
wurde vom Pädagogischen Landes-
institut Rheinland-Pfalz das Projekt 
»Demokratiebildung an berufsbilden-
den Schulen« durchgeführt, in dessen 
Rahmen Konzepte zur Förderung de-
mokratischer Kompetenzen entwi-
ckelt wurden. In einer Handreichung 
wurden Empfehlungen und zahlreiche 
Good-Practice-Beispiele aus diesem 
Projekt zusammengestellt, die zeigen, 
wie demokratische Prinzipien und 
Kompetenzen im Unterricht sowie im 
schulischen Alltag gefördert werden 
können.
https://t1p.de/4al1p

Auch Azubis profitieren von 
Erasmus+

Trotz der vielen Vorteile schlagen im-
mer noch vergleichsweise wenige Aus-
zubildende den Weg ins Ausland ein. 
Während 2021 mehr als 280.000 Ler-
nende aus dem Hochschulsektor von 
einer über Erasmus+ geförderten 
Lernmobilität profitierten, nahmen 
nur knapp 80.000 junge Menschen 
aus der beruflichen Bildung teil. Das 
gemeinsam von der Deutschen Indus-
trie- und Handelskammer und dem 

Zentralverband des Deutschen Hand-
werks initiierte und vom Bundeswirt-
schaftsministerium unterstützte Pro-
jekt »Berufsbildung ohne Grenzen« 
zielt darauf ab, die Zahl der Auslands-
aufenthalte in der beruflichen Bildung 
zu erhöhen. Rund 80 Mobilitätsbera-
terinnen und -berater in den Kam-
mern helfen kleinen und mittleren 
Unternehmen bei der Organisation 
und Durchführung von Auslandsauf-
enthalten. Unter anderem leisten sie 
den Betrieben Unterstützung beim 
Beantragen von Fördermitteln und 
bei der Suche nach einem passenden 
Partnerbetrieb im Ausland.
www.berufsbildung-ohne-grenzen.de

Nachhaltige Straßenbibliothek 

Im Haus der Geschichte in Bonn läuft 
zurzeit die Ausstellung »Nach Hitler. 
Die deutsche Auseinandersetzung mit 
dem Nationalsozialismus«. Eines der 
Exponate ist die »Bücherboxx«, die 
als berufspädagogisches, demokrati-
sches, erinnerungskulturelles Projekt 
von dem langjährigen wissenschaft-
lichen Mitarbeiter im BIBB, Konrad 
Kutt, zusammen mit Berufsschülerin-
nen/-schülern und Auszubildenden in 
Berlin entwickelt wurde. Die Bücher 
und Hörbeispiele beziehen sich auf 
das Mahnmal 17, den Ort der Depor-
tation jüdischer Menschen in den Tod. 
Im Jahr 2023 wurde die »Bücherboxx« 
durch einen antisemitischen Brandan-
schlag zerstört. Übrig blieb eine Ruine, 
die nun als Exponat in der Ausstellung 
noch bis zum 26. Januar 2026 in Bonn 
zu sehen ist.
www.hdg.de/haus-der-geschichte/
ausstellungen/nach-hitler-die- 
deutsche-auseinandersetzung-mit-
dem-nationalsozialismus

https://tu-dresden.de/gsw/phil/powi/joddid/das-joddid
https://tu-dresden.de/gsw/phil/powi/joddid/das-joddid
http://www.netzwerk-cdr.ch
https://wissenschaft-im-dialog.de/forum-wissenschaftskommunikation
https://wissenschaft-im-dialog.de/forum-wissenschaftskommunikation
https://t1p.de/4al1p
http://www.berufsbildung-ohne-grenzen.de
http://www.hdg.de/haus-der-geschichte/ausstellungen/nach-hitler-die-deutsche-auseinandersetzung-mit-dem-nationalsozialismus
http://www.hdg.de/haus-der-geschichte/ausstellungen/nach-hitler-die-deutsche-auseinandersetzung-mit-dem-nationalsozialismus
http://www.hdg.de/haus-der-geschichte/ausstellungen/nach-hitler-die-deutsche-auseinandersetzung-mit-dem-nationalsozialismus
http://www.hdg.de/haus-der-geschichte/ausstellungen/nach-hitler-die-deutsche-auseinandersetzung-mit-dem-nationalsozialismus
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Schwindendes Vertrauen in demokratische Institutionen, 

zunehmende Politikverdrossenheit und ein Erstarken 

extremistischer und populistischer Orientierungen sind 

Themen, mit denen sich die Berufsbildung mehr denn 

je auseinandersetzen muss. In November 2023 ehrte die 

Handwerkskammer Düsseldorf BIBB-Präsident Esser mit 

dem Georg-Schulhoff-Preis. Mit dem Preis werden Per-

sonen und Institutionen ausgezeichnet, die sich in be-

sonderer Weise um die Berufsbildung verdient gemacht 

haben. In seiner Dankesrede stellte Esser Demokratie-

bildung als wichtigen Aspekt einer ganzheitlichen beruf-

lichen Bildung in den Mittelpunkt – ein Thema, das ihn 

in seiner Bedeutung für unsere liberale Gesellschaft und 

die nachwachsenden Generationen weiter beschäftigt.

BWP Herr Esser, was war für Sie persönlich der Auslöser, das 
Thema Demokratiebildung aufzugreifen?
Esser Ich gehöre zur Generation der Babyboomer und bin 
in der Zeit des Wirtschaftswunders groß geworden. In den 
1960er-Jahren war noch vieles bescheiden und es wurde 
hart gearbeitet. Aber man konnte den aufkommenden 
Wohlstand spüren; die Welt um einen herum modernisier-
te sich. Armut und Verzweiflung, wie wir sie aus den Er-
zählungen der Eltern und Großeltern kannten, waren zwar 
nicht mehr da, aber sie waren auch noch nicht vergessen. 
Nie wieder Krieg! war eine eindringliche Botschaft, die sich 
mit den Erzählungen aus Kriegstagen verband und die uns 
damit auch eingeimpft wurde. Es war ebenso eine Zeit, in 
der die Demokratien weltweit auf dem Vormarsch waren, 
insbesondere bedingt durch den Wirtschaftsaufschwung 
und durch die ökonomische Überlegenheit der demokra-
tischen Länder. Ich hatte das Glück, das Ende des Kalten 
Krieges und die Einheit Deutschlands mitzuerleben – von 
heute aus betrachtet Jahrzehnte der Glückseligkeit. Mit 
der von Bundeskanzler Scholz treffend umschriebenen 
Zeitenwende bin ich, wie viele andere auch, in einer neuen 
Lebenswirklichkeit aufgewacht. Heute glaube ich, etwas zu 
naiv gewesen zu sein in dem Glauben, dass unsere Demo-
kratie niemals schwächeln kann.

»Die Chance, 1,3 Millionen junge Menschen zu erreichen, 
sollten wir nutzen!«

Interview mit Friedrich Hubert Esser, Präsident des BIBB

Prof. Dr. Friedrich 
Hubert Esser

Nach Ausbildung im Bäckerhand-
werk, Abitur über den »zweiten 
Bildungsweg« und Studium der 
Betriebswirtschaftslehre und 
Wirtschaftspädagogik war Esser 
zunächst 15 Jahre in der Wissen-
schaft, davon 13 Jahre am 
Forschungsinstitut für Berufsbil-
dung im Handwerk an der 
Universität zu Köln (FBH) tätig, 
bevor er von 2004 bis 2011 die Leitung der Abteilung »Berufliche 
Bildung« beim Zentralverband des Deutschen Handwerks (ZDH) in 
Berlin übernahm. Seit 2005 ist er Honorarprofessor an der 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Universität 
zu Köln.
Seit Mai 2011 ist er Präsident des BIBB.
Zu seinen Forschungs- und Arbeitsschwerpunkten zählen die 
Berufs- und Qualifikationsforschung, der Deutsche und Europäische 
Qualifikationsrahmen (DQR und EQR), die europäische Berufsbildung 

sowie das Thema Entrepreneurship.

www.bibb.de/de/2036.php

BWP Was gefährdet unsere Demokratie?
Esser Altbundespräsident Gauck spricht heute von einer 
doppelten Bedrohung, die unsere Demokratie gefährdet: 
Eine Bedrohung von außen durch das Vormachtstreben to-
talitärer Regime und eine von innen durch gesellschaftliche 
Gruppen, die autoritär-populistisch demokratische Regeln, 
Pluralismus und Rechtsstaatlichkeit infrage stellen.
Neben der persönlichen und gefühlten Betroffenheit sind es 
aber auch Ergebnisse aktueller Studien, die mich beunruhi-
gen und deshalb nahelegen, dem Thema Demokratiebil-
dung eine höhere Aufmerksamkeit zu schenken. So deckt 
beispielsweise der sogenannte Economist-Index aktuell auf, 
dass die Demokratien weltweit auf dem Rückzug sind. Dem-
nach lebt fast die Hälfte der Weltbevölkerung in einer Form 
der Demokratie, jedoch nur rund acht Prozent in einer so-
genannten vollständigen Demokratie; fast ein Drittel, also 
deutlich mehr, lebt hingegen unter autoritärer Herrschaft. 
Die Studie deckt überdies auf, dass in immer mehr Ländern 
das Vertrauen in die etablierten politischen Parteien und 
ihre Regierungen sinken. Das alles sind für mich genug 
Gründe, danach zu fragen, wie es in unserem Land um die 
Demokratiebildung bestellt ist. Wir müssen prüfen, wie wir 
in der beruflichen Bildung zu diesem Thema aufgestellt sind 

urn:nbn:de:0035-bwp-24408-0

http://www.bibb.de/de/2036.php
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und was wir besser machen können. Denn wir sollten auch 
bedenken, dass es einen unmittelbaren Zusammenhang 
zwischen dem Funktionieren der Staatsform Demokratie 
und der Wirtschaftsordnung der Sozialen Marktwirtschaft 
gibt. Beide Systeme bedingen sich gegenseitig. Im Umkehr-
schluss heißt das, dass eine schwächelnde Demokratie die 
Leistungsfähigkeit unseres Wirtschaftssystems beeinträch-
tigt. Das Wissen darum gehört in den Ausbildungsauftrag 
der beruflichen Bildung.

BWP Viele junge Menschen blicken skeptisch in die Zukunft 
und Vertrauen in staatliche Institutionen geht verloren. Was 
ist da in den vergangenen Jahren schiefgelaufen?
Esser Ich sehe vor allem zwei Ursachen: erstens die bereits 
angesprochene doppelte Bedrohung unserer Demokratie 
von außen und innen. Sie verunsichert viele Menschen, vor 
allem auch junge Menschen. Eine Bundesregierung, die sich 
zumindest in der öffentlichen Wahrnehmung mehr streitet 
als konstruktiv zusammenarbeitet, verstärkt diese Stim-
mung eher, als dass sie ihr entgegenwirkt. Zweitens sehe ich 
eine Ursache darin, dass wir mit den Angeboten politischer 
Bildung in unserem Erziehungs- und 
Bildungssystem anscheinend nicht 
mehr anforderungsgerecht aufgestellt 
waren und sind. Aus Anlass der Ver-
öffentlichung des Kinderreports 2024 
führte Thomas Krüger, Präsident 
des Deutschen Kinderhilfswerks und 
gleichzeitig Präsident der Bundeszen-
trale für politische Bildung, aus, dass 
es sich bei der Demokratie um eine Ge-
sellschaftsform handele, die in jeder 
Generation neu gelernt werden müsse und deren Fortbe-
stand nicht ohne Weiteres vorausgesetzt werden dürfe, das 
heißt, dass unseren Kindern demokratische Gesinnung und 
Kompetenz nicht mit der DNA mitgegeben wird. Vielmehr 
hat die Bildungspolitik dafür Sorge zu tragen, dass Demo-
kratiebildung in unseren Kitas, Schulen und Ausbildungs-
betrieben zeitgemäß aufgestellt ist. Ein großes Versäumnis 
kann überdies darin liegen, dass wir Kindern und Jugend-
lichen zu wenig zuhören und ihre Nöte und Interessen zu 
wenig in den Kontext politischer Entscheidungen stellen.

BWP Wie kann sich unsere Demokratie erfolgreich gegen 
Populismus und Extremismus wehren? Welchen Beitrag 
kann die Berufsbildung dazu leisten?
Esser Die Antwort auf die erste Frage muss selbstver-
ständlich sein, dass es den demokratischen Parteien und 
Regierungshandelnden gelingen muss, das verlorene Ver-
trauen durch gute Politik bei den demokratiezweifelnden 
Menschen zurückzugewinnen. Darüber hinaus sehe ich als 
Wirtschafts- und Berufspädagoge zunächst die Schulen in 
der Pflicht und frage, wie es um die Angebote für Demo-

kratiebildung bestellt ist? Ich verweise hier gerne auf die 
Ständige Wissenschaftliche Kommission der Kultusmi-
nisterkonferenz (SWK), die betont, dass Demokratiebil-
dung an Schulen nicht nur Mitsprache und Mitbestimmung 
von Schülerinnen und Schülern bedeutet. Demokratiebil-
dung an Schulen bedeutet auch Förderung von Demokra-
tiekompetenz und das Lernen darüber, wie man mit Gewalt 
und Radikalisierungsprozessen umgehen kann. Die SWK 
hat hierzu kürzlich Vorschläge veröffentlicht, angefangen 
von der Verankerung des Themas in den Basisfächern Poli-
tik und Geschichte über die besondere Bedeutung von Me-
dienbildung bis hin zum fächerübergreifenden Unterricht. 
Ich kann mir vorstellen, dass es für viele Schulen überdies 
sinnvoll sein kann, beim schwierigen Thema »Ex tremismus 
und Radikalisierung« auch die Unterstützung aus regiona-
len Bildungsnetzwerken in Anspruch zu nehmen. Ich denke 
hier zum Beispiel an Beratungsstellen gegen Extremismus 
oder die Landeszentralen für Politische Bildung.
Zur zweiten Frage, dem Beitrag der Berufsbildung, verweise 
ich gerne auf das Konzept »Demokratische Handlungskom-
petenz« der AG »Qualität und Kompetenzen« des BLK-Pro-

gramms »Demokratie lernen & leben«. 
Auf Basis des hier entwickelten Kom-
petenztableaus kann bereits sehr gut 
veranschaulicht werden, wie die be-
ruflichen Lernorte für die Demokra-
tiebildung nutzbar gemacht und das 
Ausbildungs- und Lehrpersonal geför-
dert werden können: vom Aufbau von 
Orientierungs- und Deutungswissen 
demokratischen Handelns in Berufs-
schulen über das Einbringen eigener 

Interessen in demokratische Entscheidungsprozesse bis 
hin zum demokratischen Aushandeln von Normen, Vor-
stellungen und Zielen in Betrieben oder überbetrieblichen 
Bildungszentren.
Darüber hinaus wollen wir die Frage, welchen Beitrag die 
berufliche Bildung leisten kann, im BIBB genauer unter-
suchen. Klar ist, dass wir gerade in der Ausbildung die 
Möglichkeit haben, in unseren Betrieben und beruflichen 
Schulen rund 1,3 Millionen junge Menschen mit Demo-
kratiebildung zu erreichen. Diese Chance sollten wir un-
bedingt nutzen! Dabei geht es mir – neben dem, was ich 
gerade schon zur Berufsschule gesagt habe – insbesondere 
um die Frage, wie wir Demokratiebildung sinnvollerwei-
se in den Ausbildungsbetrieben als integralen Bestandteil 
bewusster machen können. Und an dieser Formulierung 
hören Sie schon, dass es mir hier nicht um eine Erhöhung 
des inhaltlichen Ausbildungsdeputats geht, sondern um 
gute Ideen, demokratisches Denken und Handeln in Ar-
beits- und Lernkontexten wahrnehmbar zu machen. Dem 
Ausbildungspersonal kommt dabei natürlich eine beson-
dere Bedeutung zu.

»Wir müssen prüfen, wie 
wir in der beruflichen 
Bildung zum Thema 
Demokratiebildung 
aufgestellt sind und 
was wir besser machen 
können.«
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BWP Aktuell widmen sich zahlreiche Projekte und Initiati-
ven dem Thema. Doch wie kann es darüber hinaus gelingen, 
Demokratiebildung als wichtige Aufgabe in der Berufsbil-
dung dauerhaft und praxisnah zu verankern?
Esser Es ist zunächst ganz normal, dass es Stimmen im 
Umfeld gibt, die darauf verweisen, dass doch schon alles 
gemacht werde und Neuerungen deshalb nicht notwendig 
seien. Andere sind bei diesem Thema zurückhaltend, weil 
sie eine Überladung der Curricula durch neue Lernziele und 
damit auch eine Überforderung des Ausbildungs- und Lehr-
personals befürchten. Wichtig ist deshalb, dass wir zunächst 
mal Übereinkunft darüber herstellen, dass es Handlungsbe-
darf in Sachen Demokratiebildung auch in der beruflichen 
Bildung gibt. Und hier helfen uns die Ergebnisse aktueller 
Studien. Sie belegen, dass die Demokratie in unserem Land 
an Robustheit verloren hat und dass die Zweifel der Men-
schen an dieser Staats- und Gesellschaftsform wachsen.
Wir können eine Demokratiebildung in der betrieblichen 
Ausbildung nur dann dauerhaft sicherstellen, wenn sie pra-
xisnah angelegt und umgesetzt wird. Darum müssen wir 
unser Ausbildungs- und Lehrpersonal dabei unterstützen, 
mehr Sensibilität für demokratisches Handeln und für das 
Miteinander im Lern- und Arbeitskontext aufzubringen. 
Und es ist wichtig, die richtige Ansprache junger Leute zu 
diesem Thema zu finden. Es geht mir also um einen nied-
rigschwelligen Ansatz für die Praxis, den wir BIBB-seitig 
auch gut unterstützen könnten, bspw. durch entsprechende 
Angebote an Good Practices zur Ausgestaltung des Ausbil-
dungsgeschehens auf unserem Portal »Leando«. Zudem hel-
fen die 2021 aktualisierten Standardberufsbildpositionen, 
Demokratiebildung in die duale Ausbildung zu integrieren. 
Damit ist zumindest formal sichergestellt, dass Demokratie-
kompetenz als eine Schlüsselqualifikation über die gesamte 
Ausbildungsdauer praxissensibel und niedrigschwellig zu 
fördern ist. Ob dies ausreicht oder eine weitere Standardbe-
rufsbildposition »Demokratie« erforderlich ist, ist zu prüfen.

BWP Was können die Akteure in der Berufsbildungspolitik 
und an den Lernorten der Berufsbildung für Demokratie-
bildung tun? Wie lautet Ihr Appell?
Esser Wenn wir eine grundständige demokratische Haltung 
in unserer Gesellschaft wollen, müssen wir etwas dafür tun, 
so mein Appell. Berufsbildungspolitisch müssen wir im Zu-
sammenschluss mit den wichtigen Stakeholdern auf Basis 
einer Situationsbeschreibung, die alle Lernorte einschließt, 
Handlungsempfehlungen entwickeln, ob und wie wir De-
mokratiebildung, insbesondere in der Ausbildung, den ak-
tuellen Rahmenbedingungen anpassen müssen. Dass nicht 
nur Handlungsbedarf, sondern auch Handlungsbereitschaft 
besteht, mehr für Demokratiebildung zu tun, beweist u.  a. 
die Initiative der Allianz der Chancen. Auf Basis eines eigens 
erstellten Demokratie-Manifests bekennen sich hier 70 gro-
ße Mitgliedsunternehmen, die überdies eine beträchtliche 

Ausbildungsleistung aufweisen, zur Vielfalt als Basis für er-
folgreiches und faires Wirtschaften. Gleichzeitig positionie-
ren sie sich damit gegen Ausgrenzung, Hass, Fremdenfeind-
lichkeit sowie Antisemitismus und wollen diese Grundsätze 
in ihren Unternehmen auch aktiv leben. Zur Förderung von 
Demokratiekompetenz wurde ein Konzept entwickelt, das 
nicht nur in den Mitgliedsunternehmen umgesetzt wird, 
sondern auch die Breite der deutschen Wirtschaft erreichen 
soll. Das Beispiel zeigt also, dass die Forderung nach be-
wusster Demokratiebildung kein pädagogisches Gerede ist, 
sondern ein ernstes Anliegen wichtiger und bedeutender 
Ausbildungsunternehmen.

BWP Das BIBB als Ausbildungsbetrieb hat auf Ihre Initiative 
hin in diesem Jahr eine Veranstaltungsreihe »Demokratie-
bildung im BIBB« ins Leben gerufen. Viele Kolleginnen und 
Kollegen haben sich mit Workshops und Angeboten daran 
beteiligt. Wie bewerten Sie dieses Engagement und haben 
Sie schon ein erstes Feedback unserer Azubis erhalten?
Esser Ich bin natürlich hoch erfreut und deshalb sehr dank-
bar dafür, dass unsere Personal- und Ausbildungsleitung 
mein Anliegen mit viel Engagement aufgenommen hat. Da 
musste ich keine Überzeugungsarbeit leisten. Wir kamen di-
rekt ins Tun und viele engagierte Kolleginnen und Kollegen 
haben ihre Ideen und Beiträge eingebracht. Verteilt über 
das gesamte Jahr 2024 gibt es für die Auszubildenden und 
die Ausbildungsverantwortlichen einen BIBB-Work shop 
und andere Veranstaltungsformate, an deren Konzeption 
und Realisierung viele Organisationseinheiten beteiligt 
sind. Ziel der Veranstaltungsreihe ist es, mit den Auszubil-
denden auf Augenhöhe über Demokratie zu sprechen, sie 

Erwähnte Veröffentlichungen und Stellungnahmen

de Haan, G.; Edelstein, W.; Eikel, A. (Hrsg.): Qualitätsrahmen 
Demokratiepädagogik. Demokratische Handlungskompetenz 
fördern, demokratische Schulqualität entwickeln. AG Qualität 
und Kompetenzen des BLK-Programms »Demokratie lernen & 
leben«. Berlin 2007. URL: https://degede.de/wp-content/
uploads/2020/02/heft-2-demokratische- 
handlungskompetenz--m-t.pdf

Deutsches Kinderhilfswerk: Kinderreport Deutschland 
2024. Demokratiebildung in Deutschland Berlin 2024. URL: 
www.dkhw.de/filestorage/1_Informieren/1.1_Unsere_ 
Themen/Kinderrechte/Kinderreport/Kinderreport_2024/
DKHW_Kinderreport_2024.pdf

Ständige Wissenschaftliche Kommission der Kultusminis-
terkonferenz (SWK): Demokratiebildung als Auftrag der 
Schule – Bedeutung des historischen und politischen 
Fachunterrichts sowie Aufgabe aller Fächer und der Schulent-
wicklung. Stellungnahme vom 7. Juli 2024. URL:  
www.swk-bildung.org/content/uploads/2024/06/ 
SWK-2024-Stellungnahme_Demokratiebildung.pdf

The Economist Intelligence Unit (Hrsg.): Democracy Index 
2023. Age of conflict. London u.  a. 2024. URL: www.eiu.
com/n/campaigns/democracy-index-2023/
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für die Thematik zu sensibilisieren und zu motivieren, selbst 
aktiv zu werden. Dazu gehört ein tieferes Verständnis für 
demokratische Werte und die Einsicht, sich selbst an de-
mokratischen Prozessen aktiv zu beteiligen, um Verantwor-
tung zu übernehmen. Und das Feedback unserer Azubis ist 
hervorragend (vgl. Abb.). Diese und andere positive Rück-
meldungen unserer Azubis zeigen uns, dass wir als Ausbil-
dungsbetrieb auf dem richtigen Weg sind. Für uns sind das 
überdies wichtige Erfahrungen, die wir auch in die berufs-
bildungspolitische Diskussion um mögliche Good Practices 
einbringen werden.

BWP Im Januar 2025 plant das BIBB eine Fachtagung zum 
Thema. Was erwartet uns da und welche Botschaft verbin-
den Sie persönlich mit dieser Tagung?
Esser Die Fachtagung soll ein Impuls sein, der den notwen-
digen berufsbildungspolitischen Diskurs zur Förderung von 
Demokratiebildung in der beruflichen Bildung, insbeson-
dere in der Ausbildung, voranbringen soll. Wir haben dazu 
namhafte Referentinnen und Referenten eingeladen, bie-
ten aber auch Raum für Diskussion und Ideenentwicklung. 
Ich freue mich sehr darüber, dass wir mit der Präsidentin 
der Deutschen UNESCO-Kommission, Frau Prof. Dr. Maria 
Böhmer, und dem Vorsitzenden des Bundestagsausschus-
ses für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung, 
Kai Gehring, zwei hochkarätige Keynote-Speaker gewin-

nen konnten. Darüber hinaus sind wir sehr dankbar dafür, 
dass die KMK sowie die Bundeszentrale Politische Bildung 
als Mitveranstaltende dabei sind. Und last but not least freu-
en wir uns auf die aktive Teilnahme namhafter Expertinnen 
und Experten aus dem Verbands- und Kammerbereich, den 
Gewerkschaften sowie von Bund und Ländern. Demokratie-
bildung tut not – ist meine ganz persönliche zentrale Bot-
schaft, die ich mit der Tagung verbinde.

BWP Bleibt zu hoffen, dass diese Botschaft weithin hörbar 
ist. Herr Esser, vielen Dank, dass Sie sich Zeit für dieses 
Interview genommen haben. 

 
Hören Sie den BWP-Podcast zur BIBB-Veranstaltungsreihe 
»Demokratiebildung im BIBB« unter www.bwp-zeitschrift.de/ 
p198879

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

(Interview: Christiane Jäger, BWP)

Abbildung 
Feedbacks der Auszubildenden zur BIBB-Veranstaltungsreihe »Demokratie«

»Die Veranstaltungsreihe schafft 
den Raum für persönliche Reflexion 
und lebendige Diskussionen.«

»Ich fand es sehr gut, dass wir in Arbeits-
gruppen die Möglichkeit hatten, uns offen 
zum Thema Demokratie auszutauschen.«

»Aus den Workshops ist mir positiv 
in Erinnerung geblieben, wie viele 
Themen zu dem Begriff Demokratie 
eigentlich gehören.«

»Ich habe die Geschichte Deutschlands und die 
Gleichstellung der Menschen tiefer verstanden. 
Ich würde gerne dabei helfen, die Demokratie 
voranzutreiben.«

»Durch den Austausch mit 
unterschiedlichen Personenkreisen 
konnte ich die Meinungsvielfalt 
näher kennenlernen.«

»Ein sehr wichtiges Thema, besonders 
in der Zeit von Desinformationen und 
der zunehmenden Verrohung im 
politischen Miteinander!«

http://www.bwp-zeitschrift.de/p198879
http://www.bwp-zeitschrift.de/p198879
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Zunahme demokratiegefährdender Einstellungen

Vor dem Hintergrund zu verzeichnender globaler Umbrü-
che ist aktuell häufig von einer Krise der Demokratie die 
Rede (vgl. Abs u.  a. 2024). Als Indikator hierfür wird unter 
anderem die Zunahme anti-demokratischer Tendenzen in 
der Gesellschaft gesehen, die sich im Anstieg demokratie-
gefährdender Einstellungen widerspiegeln (vgl. Höver-
mann/Kohlrausch/Voss 2022; Zick/Küpper/Mokros 
2023). Beispielsweise zeigt die aktuelle Mitte-Studie, dass 
rechtsextreme und gruppenbezogene menschenfeindliche 
Einstellungen im Jahr 2022/2023 einen neuen Höhepunkt 
erreicht haben und weiter in die Mitte der Gesellschaft ge-
rückt sind. So sind die Zustimmungswerte für fremden-
feindliche Einstellungen in der deutschen Bevölkerung 
von sieben Prozent im Jahr 2014 auf 16 Prozent im Jahr 
2022/2023 gestiegen (vgl. Zick/Küpper/Mokros 2023, 
S. 69). Für die Bevölkerungsgruppe der 18- bis 34-Jähri-
gen liegen die Werte ähnlich hoch (vgl. ebd.). Diese weni-
gen Befunde mögen veranschaulichen, dass es in der letz-
ten Dekade offenkundig nicht gelungen ist, die Potenziale 
von formalen und non-formalen Lerngelegenheiten für die 
Demokratiebildung so zu nutzen, dass antidemokratischen 
Einstellungen entgegengewirkt werden konnte. Diese Fest-
stellung gilt auch für die Lernorte der beruflichen Bildung 
(also Berufsschulen und Betriebe). Dabei gibt es gerade im 
beruflichen Handlungskontext viele Möglichkeiten, demo-
kratische Kompetenzen zu fördern (vgl. Busse u.  a. 2022; 
Krebs 2022; Seeber/Seifried 2022). Vor diesem Hinter-
grund gehen wir in diesem Beitrag der Frage nach, welchen 

Demokratiebildung – Was kann die Berufsausbildung 
beitragen?

Der beruflichen Ausbildung wird für die Demokratiebildung von jungen Er-

wachsenen eine zentrale Rolle zugeschrieben. Im Mittelpunkt des Beitrags 

stehen die Potenziale und Herausforderungen der Demokratiebildung an den 

Lernorten Berufsschule und Ausbildungsbetrieb. Die Erkenntnisse werden vor 

dem Hintergrund gesamtgesellschaftlicher Entwicklungen diskutiert.

Beitrag die Lernorte zur Demokratiebildung von Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen leisten könnten.

Demokratiebildung – eine Begriffsannäherung

Demokratiebildung umfasst partizipative und multiper-
spektivische Aneignungsprozesse von demokratischer 
Kompetenz, d.  h. demokratische Kenntnisse, Einstellungen, 
Werte, Fähigkeiten (u.  a. Urteils-, Handlungs- und Vermitt-
lungsfähigkeit) und Verhalten (z.  B. Partizipation) (vgl. Da-
merau/May/Patz 2017; Gerdes 2020). Sie ist im Beschluss 
der Kultusministerkonferenz (2018) sowie als Bildungs- 
und Erziehungsauftrag in den Schulgesetzen der Länder1 
verankert und als Querschnittsaufgabe im Fachunterricht, 
als fächerübergreifendes Unterrichtsprinzip sowie auf der 
Ebene der Unterrichts- und Schulentwicklung zu realisie-
ren (vgl. Kenner/Lange 2019; Oberle 2022). Dabei geht 
es um das Lernen über, durch und für die Demokratie (vgl. 
Gerdes 2020; Kenner/Lange 2019). Demokratiebildung 
umfasst damit nicht nur das Erlernen der Demokratie als 
Regierungsform (z.  B. politische Institutionen) oder Gesell-
schaftsform (z.  B. konstituierende Gruppen und Verbände 
einer demokratischen Gesellschaft), was an berufsbilden-
den Schulen insbesondere dem politischen Fachunterricht 
obliegt. Sie beinhaltet auch die Auseinandersetzung mit der 
Demokratie als Lebensform (z.  B. Prinzipien eines demokra-
tischen Zusammenlebens) (vgl. Himmelmann 2001).

1  Z.B. Bayerisches Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG), vgl. www.gesetze-bayern.de/Content/Document/BayEUG/true
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Relevanz der Lernorte der beruflichen Ausbildung 
für die Demokratiebildung

Berufsschule

Die Lern- und Sozialisationskontexte der Berufsschule bie-
ten demokratische Lernanlässe auf verschiedenen Ebenen, 
zum Beispiel über curricular verankerte Lernangebote im 
allgemeinbildenden und beruflichen Fachunterricht (für 
einen Überblick: vgl. Anders u.  a. 2020, S. 153 ff.). For-
male Lernanlässe für demokratische Lerninhalte ergeben 
sich u.  a. im Politikunterricht (Fachbezeichnungen vari-
ieren zwischen den Bundesländern). Neben Demokratie 
als Unterrichtsgegenstand eröffnet eine demokratische 
Schul- und Unterrichtskultur weitere Lernchancen (vgl. 
Campbell 2019; Krebs 2022; Seeber/Seifried 2022). Auf 
non-formaler Ebene dürften auch die verschiedenen de-
mokratiebezogenen Schulprojekte oder schulbezogenen 
Initiativen wichtige Erfahrungsräume bieten. Hierzu zählt 
z.  B. die Initiative »#IchStehAuf – Für Demokratie!« 2, in der 
Schulen – aller Klassenstufen und Schularten – im Rahmen 
eines Aktionstags ein Zeichen für Demokratie und Vielfalt 
setzen konnten. Es liegen Hinweise vor, dass solche zivil-
gesellschaftlichen Schulprojekte unter anderem die politi-
sche Teilhabe fördern (vgl. Teegelbeckers/Nieuwelink/
Oostdam 2023).
Empirische Erkenntnisse zur Rolle der Berufsschule liegen 
nur vereinzelt vor. In Bezug auf den Politikunterricht an 
Berufsschulen gibt es lediglich Hinweise zum Umfang der 
Lernzeit, wohingegen die Qualität der curricularen Lern-
anlässe für Demokratie unerforscht ist. Die wenigen vor-
liegenden Studien verweisen darauf, dass Berufsschüler/ 
-innen eine geringere Lernzeit für Politikunterricht zur Ver-
fügung haben als Schüler/-innen in der Sekundarstufe  I 
(vgl. Gökbudak/Hedtke/Hagedorn 2021) oder an den 
zum Abitur führenden Schulzweigen (vgl. Achour/Wag-
ner 2020). Letztlich ist dies aber Resultat des Verhältnisses 
von betrieblichen und berufsschulischen Lernanteilen wäh-
rend der Ausbildung. Des Weiteren deuten Studien darauf 
hin, dass Berufsschüler/-innen überwiegend ein demokra-
tisches Schul- und Unterrichtsklima erleben (vgl. Achour/
Wagner 2020; Krebs 2022), das sich durch Fairness, Tole-
ranz und Meinungsvielfalt auszeichnet.
Kärner/Jüttler (2024) analysieren die Partizipations-
möglichkeiten im Unterricht aus Sicht von Lernenden und 
Lehrenden an allgemein- und berufsbildenden Schulen 
(u.  a. Berufsschule und Gymnasium) und unterscheiden 
dabei drei aufsteigende Stufen der Partizipation:

2  Laut Angaben der Organisatoren nahmen in Deutschland insgesamt 
186 Berufsschulen an der Initiative teil (Stand 09.07.2024), vgl.  
www.ichstehauf.org/schulen

1. Fremdbestimmung, bei der Lernende zwar ihre Meinung 
mitteilen können, aber kein Mitspracherecht in Bezug 
auf Lehr-/Lernprozesse haben,

2. bedingte Mitsprache, bei der Lernende in Entscheidun-
gen einbezogen werden und

3. selbstbestimmte Teilhabe (z.  B. bei der Auswahl von 
Lernzielen).

Die Ergebnisse zeigen, dass die Lernenden eher selten eine 
selbstbestimmte Teilhabe oder bedingte Mitsprache bei der 
Wahl der Lernziele und Lerninhalte erleben, jedoch stel-
lenweise die Unterrichtsmethoden selbstbestimmt wählen 
können.
Mit Ausnahme der angeführten Befunde gibt es bislang in 
Deutschland noch keine Erkenntnisse darüber, wie gut Lern-
gelegenheiten im Rahmen des berufsfachlichen Unterrichts 
genutzt werden, um demokratische Erfahrungsräume zu 
eröffnen. Internationale Studien zur Professionalisierung 
von Lehrkräften an beruflichen Schulen (vgl. Leenders/
Veugelers/Kat 2012) kommen zu dem Ergebnis, dass die 
(unbewussten) Konzepte und Überzeugungen von Lehrper-
sonen in Bezug auf das Lehren und Lernen von Demokratie 
eine hohe Bedeutung für die Förderung demokratischer 
Kompetenz auch im Fachunterricht haben. Es ist daher zu 
erwarten, dass eine stärkere Sensibilisierung der Lehrenden 
für das Thema Demokratiebildung auch vermehrt demo-
kratische Erfahrungsräume im berufsfachlichen Unterricht 
schaffen kann.

Ausbildungsbetrieb

Der Lernort Betrieb bietet ebenfalls ein breites, aber bislang 
kaum empirisch erfasstes Spektrum formaler, non-formaler 
und informeller Gelegenheiten zum Lernen demokratischer 
Kompetenz (vgl. Anders u.  a. 2020; für einen Überblick vgl. 
Brodsky u.  a. 2023). Auf der Ebene formaler Zielvorgaben 
leitet sich aus den modernisierten vier Standardberufsbil-
dungspositionen (vgl. BIBB 2021) ein breit gefasster und 
über das bisherige Verständnis hinausgehender Bildungs-
auftrag zur Stärkung der demokratischen Kompetenzen 
von Auszubildenden ab, der auch explizit die Betriebe (und 
nicht lediglich die beruflichen Schulen) in die Pflicht nimmt 
(vgl. Busse u.  a. 2022; Seeber/Seifried 2022; Hackel in 
dieser Ausgabe). Des Weiteren eröffnen institutionalisier-
te Gremien der Mitbestimmung, Interessenvertretung und 
Verantwortungsübernahme vielseitige non-formale Lern-
gelegenheiten für die (Weiter-)Entwicklung demokratischer 
Fähigkeiten (vgl. Anders u.  a. 2020, S. 162 ff.), z.  B. im Kon-
text von Jugend- und Auszubildendenvertretungen (JAV). 
Demokratische Erfahrungsräume auf informeller Ebene rei-
chen dagegen von Beteiligungs- und Aushandlungsformen 
(z.  B. in Bezug auf Entscheidungen im Betrieb) über die Ge-
staltung eines demokratischen Betriebsklimas (z.  B. durch 

http://www.ichstehauf.org/schulen
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einen offenen Umgang mit Konflikten) bis hin zu Gesprä-
chen mit Ausbilder/-innen und Arbeitskolleg/-innen (vgl. 
Brodsky u.  a. 2023). Aktuelle Forschungsarbeiten, die die 
Rolle des betrieblichen Bildungspersonals bei der Demokra-
tiebildung in den Mittelpunkt stellen, liegen unseres Wis-
sens nicht vor und stellen ein weiteres Forschungsdesiderat 
dar (vgl. Brodsky u.  a. 2023).
Die wenigen aktuellen Studien verweisen auf erhebli-
che Unterschiede in den Beteiligungsmöglichkeiten in 
Abhängigkeit vom Ausbildungsberuf und von den Be-
dingungen des Ausbildungsbetriebs (vgl. Anders u.  a. 
2020; Krebs 2022). So finden sich Beteiligungsmöglich-
keiten vor allem in großen Ausbildungsbetrieben und in 
Ausbildungsberufen, in die vorwiegend Auszubildende 
mit hohen Schulabschlüssen einmünden (können) (vgl. 
Anders u.  a. 2020; Seeber/Seifried 2022). Insgesamt ist 
aber festzustellen, dass das Ausmaß der Beteiligung von 
Auszubildenen an betrieblichen Formen demokratischer 
Praxis (z.  B. JAV) eher gering ist. Auch informelle Lern-
gelegenheiten wie Diskussionen über politische Themen 
mit Ausbilder/-innen werden beispielsweise von den in 
der Studie von Krebs (2022) befragten kaufmännischen 
Auszubildenden selten genutzt, dagegen stufen sie orga-
nisationale Bedingungen wie den respektvollen Umgang 
im Team und mit Konflikten im Ausbildungsbetrieb als 
eher hoch ein.

Herausforderung für die Demokratiebildung

Ungeachtet der noch wenig empirisch gesicherten Er-
kenntnisse zu den Potenzialen der berufsschulischen und 
betrieblichen Demokratiebildung zeichnen sich Heraus-
forderungen für die künftige Gestaltung ab. Eine zentrale 
Herausforderung besteht darin, Demokratiebildung als 
eine Querschnittsaufgabe zu verstehen, die sich nicht al-
lein auf den Politikunterricht begrenzt, sondern vielmehr 
ein fächerübergreifendes Lernziel darstellt, das sowohl 
in den berufsfachlichen Unterricht als auch in Lehr-Lern- 
Prozesse am Arbeitsplatz integriert wird. Dies erfordert 
allerdings, Lehrkräfte und Ausbilder/-innen entsprechend 
zu professionalisieren, damit Prinzipien der Demokratie-
bildung sowohl in der Berufsschule (z.  B. im beruflichen 
Fachunterricht und in der Schulentwicklung) als auch am 
Lernort Betrieb (z.  B. in Arbeitsprozessen und in der Orga-
nisationsentwicklung) integriert werden.
Gelingt Demokratiebildung im Rahmen der Berufsaus-
bildung, kann sie für eine große Zahl von Jugendlichen 
wichtige Möglichkeiten bieten, im Qualifizierungskontext 
demokratiebezogene Lernerfahrungen zu sammeln (vgl. 
Jung 2016). So nahmen in den letzten zehn Jahren jähr-
lich zwischen 650.000 bis 725.000 Personen eine Berufs-
ausbildung auf (vgl. BIBB 2024, S. 81); und obwohl die Zahl 
der Neuzugänge in das Berufsbildungssystem in den letzten 

Jahren rückläufig war, ist 2023 erstmals wieder ein Anstieg 
der Neuzugänge (insbesondere im dualen System) festzu-
stellen (vgl. Autor:innengruppe Bildungsberichterstat-
tung 2024).
Mit Blick auf die heterogenen Lernausgangslagen von Aus-
zubildenden (z.  B. in Bezug auf das politische Interesse) 
(vgl. Busse u.  a. 2022) können vor allem Berufsschulen 
eine kompensatorische Rolle in der Demokratiebildung 
einnehmen. Die Berufsschule ist vor allem für bildungsfer-
ne Jugendliche häufig die letzte institutionell organisierte 
Lernmöglichkeit zur systematischen Förderung demokra-
tischer Kompetenz.
Forschungsseitig besteht – und das betrifft gleicherma-
ßen die Lernorte Berufsschule und Betrieb  – weiterer 
Forschungsbedarf, um (noch) passgenauere Empfehlun-
gen für die zukünftige Demokratiebildung ableiten zu 
können. 
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Wie wird Demokratie sichtbar? Trotz aktueller intensiver Bildforschung 
ist ungeklärt, ob und welche bildlichen Vorstellungen mit Demokratie 
verknüpft sind. Diesem Thema widmen sich die sechs Beiträge in diesem 
Band. Es geht zunächst um die Bilder in den Köpfen der Menschen, die 
Perspektive der Befragten auf Demokratie als Herrschaftssystem und die 
theoretische Klärung des Stellenwerts von Symbolen in ihr. Am Beispiel 
der Bundestagskuppel werden die Lesarten Transparenz (Glas) und Aus-
schließung (Spiegelung) einander gegenübergestellt. Ein weiterer Beitrag 
widmet sich Dresscodes für Politikerinnen und Politiker. Ihre Art, sich zu 
kleiden, gibt ein Bild über ihre Haltung zur Demokratie ab. Zwei Beiträ-
ge schließlich befassen sich mit Visualisierungen von Demokratie durch 
die Medien. So inszenierte DER SPIEGEL zum einen auf seinen Covern 
Donald Trumps Präsidentschaft als Katastrophe, um die Gefährdung der 
 Demokratie zu verbildlichen. Zum anderen nutzt das Magazin Komposit-
körper von Diktatoren als Antibild der Demokratie.

Anzeige



16 T H E M A B W P  4 / 2 0 2 4

Kompetenzen zur Wahrnehmung der Bürgerrolle 
in der Demokratie

Wer von »Demokratiekompetenz« spricht, betont, dass die 
Fähigkeiten, die zur aktiven Wahrnehmung und konstrukti-
ven Gestaltung der Bürgerrolle in der Demokratie erforder-
lich sind, gelernt werden müssen. Der Begriff bezieht sich 
dabei auf ein Set von psychischen Dispositionen und do-
mänenspezifisch darstellbaren Handlungsanforderungen, 
die ihren Ursprung in der verfassungsrechtlich gesicherten 
politischen Selbstbestimmungspraxis freier und gleicher 
Bürger/-innen haben. Die Frage, worin genau diese Befä-
higungen zur demokratischen Teilhabe bestehen, kam zu 
Beginn der 1990er-Jahre im Kontext der Diskussion zum 
Umgang mit Politikverdrossenheit auf die Agenda.
Zur Erinnerung: Bei der ersten gesamtdeutschen Shell-Ju-
gendstudie 1992 vertraten über 80 Prozent der befragten 
13- bis 29-Jährigen in den alten und neuen Bundesländern 
die Auffassung, dass es in der Politik nur ums Geld gehen 
würde und Politiker/-innen nicht ehrlich wären (vgl. Zin-
necker/Fischer 1992). Die Daten zeigten auch, dass 
Jugendliche nur gering daran interessiert waren, sich ge-
sellschaftlich zu engagieren. Angesichts der tiefgreifenden 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Veränderungen, 
die die Nachwendegesellschaft damals erschütterten – man 
denke hier auch an die Gewaltvorkommnisse in Hoyerswer-
da, Rostock, Mölln und Solingen –, wurden diese Trends mit 
Sorge beobachtet. In der politischen Bildungsarbeit drängte 
sich die Frage auf, wie man das Wegdriften von Jugendli-
chen stoppen und junge Menschen in konstruktiven Formen 
an demokratische Werte binden könne. Dabei nur auf politi-
sche Aufklärung zu setzen, erschien der Sachlage nicht an-
gemessen. Denn »Demokratie«, so die pointiert zugespitzte 

Einschätzung im neunten Jugendbericht, sei »nicht allein 
durch Lesen zu erfahren, sondern bedarf der Einübung und 
Erfahrung im alltäglichen Leben« (BMFSFJ 1994, S. 185). 
Die politische Bildungsarbeit müsse deshalb in allen Berei-
chen beteiligungsorientierter angelegt werden.
Mit Blick auf die Schule formulierte eine Gruppe namhafter 
Politikwissenschaftler/-innen und Politikdidaktiker/-innen 
den Sachverhalt nur kurze Zeit später so, dass es darum 
gehe, Schüler/-innen frühzeitig auf die aktive Wahrneh-
mung der »Bürgerrolle in der Demokratie« (Darmstädter 
Appell 1996, S. 35) vorzubereiten. Dafür sei es erforder-
lich, den Erwerb demokratischer »Kompetenzen« in folgen-
den Dimensionen zu sichern:
• auf der Wissensebene durch Vermittlung von Kenntnis-

sen über »das politische System und seine Institutionen, 
über den Ablauf politischer Prozesse und die dabei gel-
tenden Regeln und über die Alltagswirklichkeit von Poli-
tik mit ihren Spannungen zu den Verfassungsnormen«;

• auf der Haltungsebene durch die Förderung der »Bereit-
schaft, Meinungsvielfalt und Meinungskonkurrenz in 
einer pluralistischen Gesellschaft auszuhalten, sich an 
der Austragung von Konflikten zu beteiligen und Kom-
promisse zu ertragen«;

• auf der Handlungsebene durch Gelegenheiten zum Er-
werb demokratiespezifischer Fähigkeiten »zur Nutzung 
von Partizipationschancen« (ebd., S. 35).

Dieser letzte Aspekt spielte auch in der internationalen Bil-
dungsdebatte eine wichtige Rolle. Dort ging es um Demokra-
tisierung und »democratic participation« (Delors u.  a. 1996, 
S.  102). Der niederländische Politikwissenschaftler Ruud 
Veldhuis legte für den Europarat ein Konzept vor, in dem er 
vier basale Aspekte von »democratic citizenship« unterschied:
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Demokratiekompetenz und demokratische Kompetenz-
förderung in der Berufsbildung

Demokratische Gesellschaften leben vom freiwilligen Engagement ihrer Bür-

ger/-innen. Dies setzt Autonomie im Handeln, Denken und Urteilen voraus. 

Der klassische Begriff dafür heißt »Mündigkeit«. Er bezeichnet die indivi-

duelle Fähigkeit von Gesellschaftsmitgliedern, ein aufgeklärtes, verantwor-

tungsbewusstes und selbstbestimmtes Leben zu führen. Diese Definition lässt 

jedoch die Frage offen, welche besonderen Kompetenzen zur Wahrnehmung 

politischer Teilhaberechte in demokratischen Gesellschaften erforderlich 

sind. Der folgende Beitrag gibt Antworten. Dazu werden Debattenhinter-

gründe und ausgewählte Konzepte demokratischer Handlungskompetenz seit 

den 1990er-Jahren vorgestellt und darauf aufbauend die Möglichkeiten de-

mokratischer Kompetenzförderung in der Berufsbildung skizziert.
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• Wissen über politische Institutionen, Inhalte und Prozesse,
• Haltungen und Überzeugungen, die auf demokratischen 

Werten basieren,
• intellektuelle und methodische Fähigkeiten, die zur In-

formationsbeschaffung und zur politischen Urteilsbil-
dung erforderlich sind und

• praktische Partizipationsfähigkeiten, die benötigt wer-
den, um sich an politischen Prozessen und zivilgesell-
schaftlichen Aktivitäten systemangemessen zu beteiligen 
(vgl. Veldhuis 1997, S. 15 ff.).

Konzepte demokratischer Handlungskompetenz

Beide Vorschläge belegen, dass die Diskussion über Demo-
kratiekompetenz national und international schon im Gang 
war, bevor sie im Sog der Rezeption der PISA-Studie 2000 
und der daran anschließenden Debatte über schulische Bil-
dungsstandards in der Politikdidaktik und den Bildungswis-
senschaften unter veränderten schul- und schulfachbezoge-
nen Prämissen fortgesetzt wurde (vgl. Himmelmann/Lange 
2005). Dazu eine Auswahl von Beispielen:
• Die Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Ju-

gend- und Erwachsenenbildung legte 2004 ein konsen-
suell erarbeitetes Konzept vor, in dem drei Kompetenzbe-
reiche »politischer Mündigkeit« unterschieden wurden: 
1. politische Urteilsfähigkeit, 2. politische Handlungsfä-
higkeit im Sinn von Interessen artikulieren, Meinungen 
äußern, Aushandeln und Kompromisse schließen und 
3. methodische Fähigkeiten wie Recherchieren, Analy-
sieren oder Kommentieren (vgl. GPJE 2004).

• In einer später revidierten Fassung wurde selbstkritisch 
angemerkt, dass man die Wissensdimension und die vo-
litionalen Aspekte vernachlässigt hätte. Man sprach nun 
von »Politikkompetenz« und unterschied vier Dimensio-
nen: 1. Fachwissen, 2. politische Urteilsfähigkeit, 3. poli-
tische Handlungsfähigkeit sowie 4. Einstellung und Mo-
tivation (vgl. Detjen u.  a. 2012).

• In einem aktuelleren, zusammenfassenden Gutachten der 
Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft (vbw) wurde   
die Auffassung vertreten, dass sich drei zentrale Dimensio-
nen von Demokratiekompetenz ausmachen lassen: 1. eine 
kognitive Dimension, die sowohl politisches Wissen als 
auch die darauf bezogenen Analyse- und Urteilsfähigkei-
ten umfasst, aber auch kommunikative und partizipative 
Handlungsfähigkeiten einschließt, 2. eine affektiv-motiva-
tionale, die u.  a. politisches Interesse und Einstellungen zu 
Menschenrechten und Demokratie beinhaltet, und 3. eine 
volitional konative, die sich auf die Bereitschaft bezieht, 
überhaupt demokratisch zu handeln (vgl. vbw 2020, S. 49).

• Im aktuellen Referenzrahmen des Europarats steht die 
Teilhabe an der »demokratischen Kultur« (Europarat 
2023, S. 41) im Vordergrund. Die dafür erforderlichen 
Kompetenzen werden vier großen Bereiche zugeteilt: 

1. Werte, 2. Einstellungen, 3. Fähigkeiten, wobei damit 
v.  a. personale und soziale Fähigkeiten gemeint sind, so-
wie 4. Wissen und kritisches Denken.

In allen hier dargestellten Konzepten demokratischer Hand-
lungskompetenz sind kognitive Fähigkeiten beschrieben. 
Dazu zählen politisches Wissen und demokratiepolitisches 
Urteilsvermögen. Auch ist – wenngleich mit unterschied-
lichen Gewichten  – von politischen Grundhaltungen die 
Rede. Diese verweisen auf motivationale Einstellungen oder 
affektive Bindungen. Während frühe Konzepte ausdrück-
lich auch die Dimension »politische Handlungsfähigkeit« 
hervorheben, fällt auf, dass diese in den zuletzt genannten 
Konzepten kaum mehr eine Rolle spielt, so als ob demokra-
tisches Handeln ohne einschlägiges Können nur mit gutem 
Willen und einem Set allgemeiner kognitiver und sozialer 
Fähigkeiten zu bewerkstelligen sei.

Demokratiekompetenz

Demokratiekompetenz als Befähigung zur aktiven Wahr-
nehmung der Bürgerrolle ist jedoch qua Definition nicht 
ohne bereichsspezifische Handlungsfähigkeiten modellier-
bar. Um demokratisch handeln zu können, benötigt man 
gleichzeitig:
1. politisches und historisches Wissen (knowledge) über 

Herrschaftssysteme (polity), demokratiepolitische In-
halte (policy) und demokratische Prozesse (politics);

2. sozial und moralisch fundierte Urteilsfähigkeiten (intel-
lectual skills), um in der Lage zu sein, gesellschaftliche, 
politische und historische Tatbestände differenziert, 
abwägend und verantwortungsbewusst normativ zu be-
werten;

3. wertbasierte Haltungen (attitudes/values), die auf inter-
nalisierten Grundwerten (u.  a. Menschenrechte, Wür-
de, Toleranz, Respekt) und Rechtsvorstellungen (u.  a. 
Gleichheit, Meinungsfreiheit, Gewaltenteilung, Wahlen) 
aufbauen;

4. demokratiespezifische Handlungsfähigkeiten (political 
skills), um in politisch angemessenen Formen zur Be-
standssicherung und Weiterentwicklung der Demokratie 
beitragen zu können (vgl. Abb., S. 18).

Diese politischen Handlungsfähigkeiten haben ihren Quell- 
und Ankerpunkt in der verfassungsrechtlich geschützten 
»Selbstbestimmungspraxis« (Habermas 1999, S.  280) 
freier und gleicher Bürger/-innen. Wer demokratisch han-
deln will, muss in der Lage und bereit sein, seinen Willen an 
Regeln zu binden, die es ermöglichen, in Angelegenheiten, 
die die Interessen und Rechte aller Gesellschaftsmitglieder 
berühren, zu gemeinsam verantworteten und verantwort-
baren Lösungen zu kommen (vgl. Veith/Förster/Weiss 
2020). Dazu ist es erforderlich:
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• Menschen ohne Statusvorbehalte als Träger subjektiver 
Rechte anzuerkennen und bereit zu sein, deren Autono-
mie, Würde und Integrität im gemeinsamen Lebenszu-
sammenhang zu schützen (Inklusion);

• politische Verantwortung in unterschiedlichen sozialen Rol-
len zu übernehmen und an der gemeinsamen Gestaltung 
der sozialen Lebenspraxis mitzuwirken (Partizipation);

• offen zu kommunizieren und im Prozess der politischen 
Meinungsbildung mit Informationen kritisch und ver-
lässlich umzugehen (Transparenz);

• zwischen privaten und öffentlichen Interessen abzuwä-
gen, Konflikte auszuhalten, Kontroversen auszutragen, 
abwägend zu argumentieren, um in fairen Verhandlun-
gen zu verbindlichen Entscheidungen zu kommen (De-
liberation);

• geltende Normen und Vereinbarungen mit Blick auf ihre 
Rechtsgrundlagen und ihre Verallgemeinerbarkeit kri-
tisch zu hinterfragen und zu beurteilen (Legitimation);

• die Wirksamkeit von Abmachungen, Entscheidungen 
und Maßnahmen unter Abwägung der Ziele, Mittel und 
Ressourcen zu überprüfen, um gegebenenfalls getroffe-
ne Entscheidungen zu revidieren (Effizienz).

Politisches und historisches Wissen, sozial-moralisch 
fundierte Urteilsfähigkeiten sowie motivations- und hal-
tungsbildende verinnerlichte demokratische Werte sind 
notwendig, aber ohne demokratiespezifische Handlungs-
fähigkeiten nicht hinreichend, um die Bürgerrolle in der 
Demokratie wahrzunehmen und auszugestalten.

Demokratische Kompetenzförderung in der 
 Berufsbildung

Wenn zur Demokratiekompetenz also auch domänenspezi-
fische Handlungsfähigkeiten erforderlich sind, dann stellt 
sich die Frage, was die Einrichtungen der beruflichen Bil-
dung zur demokratischen Kompetenzförderung beitragen, 

nicht nur in Bezug auf die Inhalte, den Umfang und die 
Qualität der politischen Bildungsangebote, sondern auch 
mit Blick auf die praktischen Gelegenheiten zum Demokra-
tielernen in Schule und Ausbildungsbetrieb.
Was die schulischen Bildungsangebote betrifft, ist die Aus-
einandersetzung mit politischen Themen im allgemeinbil-
denden Unterricht an den beruflichen Schulen verpflich-
tend. Die diesbezüglichen Rahmenlehrpläne unterscheiden 
sich je nach Bundesland und Berufsschulform. Die Schü-
ler/-innen sollen aber nicht nur Wissen, sondern auch 
methodische Fertigkeiten (z.  B. analysieren) und prakti-
sche Handlungsfähigkeiten (z.  B. diskutieren) erwerben 
können. Vor allem aber geht es darum, sie zu befähigen, 
komplexe Sachverhalte aus unterschiedlichen Perspektiven 
zu  betrachten und zu beurteilen (vgl. Niedersächsisches 
Kultusministerium 2015). All dies setzt voraus, dass die 
unterrichtlichen Lehr-/Lern-Prozesse in diesen Themen-
feldern nach politikdidaktisch anerkannten Grundsätzen 
(Beutelsbacher Konsens) gestaltet werden. Die Lehrkraft 
und das Lernsetting sind Vorbild und Muster für eine de-
mokratische Gesprächs- und Handlungskultur.
Darüber hinausgehend bietet der berufsfachliche Unterricht 
die Chance, demokratiepolitisch bedeutsame Fragen, die sich 
in einzelnen Branchen stellen oder mit Arbeitstätigkeiten 
verbunden sind, aufzugreifen und vertiefend zu behandeln. 
Das Lernfeldkonzept macht es hier möglich, Lernsituationen 
inhaltlich so anzulegen, dass auch berufsethische Fragen the-
matisiert und Probleme der ökologischen oder gesellschaftli-
chen Verantwortung aufgeworfen werden können. Durch die 
Verbindung von Lernfeldorientierung und Projektarbeit ist 
es zudem möglich, das Demokratielernen auch praktisch zu 
fördern. Indem die Schüler/-innen die Gelegenheit erhalten, 
selbstorganisiert und in kleinen Projektteams über mehrere 
Wochen gemeinsam mit ihren Lehrkräften an Lernaufgaben 
zu arbeiten, erhöht sich der prozessbezogene Koordinations-
bedarf und macht kontinuierliche Absprachen erforderlich. 
Diese dienen aber nicht nur fachlichen Zwecken, sondern 

Abbildung 
Dimensionen der Demokratiekompetenz

Handlungsfähigkeit

Wissen

Urteilsfähigkeit

Haltung
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auch der pädagogischen Begleitung, Aushandlung und Ver-
ständigung. Demokratielernen heißt hier, zu lernen, anderen 
mit Respekt zu begegnen (Inklusion), andere zu beteiligen 
(Partizipation), sachbezogen und offen zu kommunizieren 
(Transparenz), inhaltlich zu argumentieren, Gründe abzu-
wägen und Entscheidungen zu treffen (Deliberation). In 
solchen verständigungsorientierten Kooperations- und Aus-
handlungsprozessen lässt sich unmittelbar überprüfen, ob 
sich die Regeln, auf die man sich in der Projektarbeit geeinigt 
hat, im gemeinsamen Handeln bewähren (Legitimität). Und 
nicht zuletzt ist es erforderlich, sich zu vergewissern, ob der 
Aufwand, den man treibt, auch angemessen ist (Effizienz). 
Damit ist das Projektsetting, wenn es in dieser Weise pä-
dagogisch gerahmt wird, für die Förderung demokratischer 
Handlungsfähigkeiten geradezu prädestiniert.
Da berufsbildende Schulen normalerweise Lernorte sind, 
an denen sich Menschen verschiedenster »Herkunft, Kultur, 
sexueller, politischer und weltanschaulicher Orientierung« 
(Tietze 2021, S. 5) begegnen, bietet sich ihnen zumindest 
potenziell die Chance, das schulische Zusammenleben auf 
allen Ebenen in partizipativen und deliberativen Formen 
gemeinsam zu gestalten. Im Mitvollzug demokratischer 
Praktiken können die Schüler/-innen erfahren, dass sie da-
zugehören und Mitglieder einer inklusiven Schulgemein-
schaft sind, in der wechselseitiger Respekt und gegenseitige 
Wertschätzung den Alltag bestimmen.
Im Unterschied dazu sind Ausbildungsbetriebe Sozialisa-
tionsinstanzen, in denen pädagogische Handlungsgrund-
sätze durch Unternehmensregeln und Alltagsnormen über-
lagert werden. Dadurch entstehen beruflich bestimmte 
Arbeitsbeziehungen, in denen fachqualifikatorische Ziele 
zumeist den Vorrang haben. Ausbildungsbetriebe sind je-
doch auch dazu verpflichtet, die soziale und persönliche 
Entwicklung der Auszubildenden zu begleiten und den 
Erwerb »von demokratischen Kompetenzen« (BIBB 2021, 
S.  5) aktiv zu fördern. Mit Blick auf die politischen Bil-
dungsleistungen sind die entsprechenden Richtlinien in den 
Standardberufsbildpositionen formuliert. Um die »Eigen-
verantwortung des Einzelnen am Arbeitsplatz« (ebd., S. 5) 
zu stärken, sollen die Unternehmen sicherstellen, dass sich 
die Auszubildenden mit dem Arbeits- und Tarifrecht aus-
einandersetzen können; ebenso mit Fragen der Gesund-
heitsprävention, des Umweltschutzes, der nachhaltigen 
Entwicklung und der Nutzung digitaler Technologien (vgl. 
ausführlich zu den Standardberufsbildpositionen den Bei-
trag von Hackel in dieser Ausgabe). Ob dies über die Teil-
nahme an politischen Bildungsangeboten, die häufig von 
Gewerkschaften durchgeführt werden, oder im Arbeitspro-
zess selbst geschieht, hängt von den Branchen, Betrieben 
und Unternehmensgrößen ab. Das gilt auch für die aktive 
Mitwirkung im Rahmen der betrieblichen Mitbestimmung. 
Darum ist es wichtig, dass in den Betrieben, in denen es 
keine Jugend- und Auszubildendenvertretungen gibt, das 

Ausbildungspersonal demokratiesensibel agiert und mit 
Fortbildungsangeboten unterstützt wird. Wie demokratisch 
die Erfahrungen sind, die Auszubildende an ihren Arbeits-
plätzen machen, hängt zwar auch vom Betriebsklima und 
den Arbeitsformen ab, aber noch entscheidender ist, wie 
respektvoll (inklusiv), teilhabefördernd (partizipativ), 
transparent und verständigungsoffen (deliberativ) formell 
kooperiert und informell kommuniziert wird. 

LITERATUR

BIBB: Vier sind die Zukunft. Digitalisierung. Nachhaltigkeit. Recht. 
Sicherheit. Die modernisierten Standardberufsbildpositionen anerkannter 
Ausbildungsberufe. Bonn 2021. URL: https://www.bibb.de/dienst/
publikationen/de/17281

BMFSFJ – Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend: 9. Jugendbericht. Bonn 1997

Darmstädter Appell: Aufruf zur Reform der Poltischen Bildung. In: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, 47/1996. Bonn 1996, S. 34–38

Delors, J.; Al Mufti, I.; Amagi, I.; Carneiro, R.; Chung, F.; Geremek, B.; 
Gorham, W.; Kornhauser, A.; Manley, M.; Padrón Quero, M.; Savane, 
M. A.; Singh, K.; Stavenhagen, R.; Myong W. S.; Zhou, N.: Learning: The 
treasure within. Report to UNESCO of the International Commission on 
Education for the Twenty-first Century. Paris 1996

Detjen, J.; Massing, P.; Richter, D.; Weisseno, G.: Politikkompetenz – 
ein Modell. Wiesbaden 2012

Europarat (Hrsg.): Referenzrahmen: Kompetenzen für eine demokrati-
sche Kultur. Band 1: Kontext, Konzepte und Modell. Straßburg 2023

GPJE - Gesellschaft für Politikdidaktik und politische Jugend- und 
Erwachsenenbildung: Nationale Bildungsstandards für den Fachunter-
richt der Politischen Bildung an Schulen. Schwalbach/Taunus 2004

Habermas, J.: Die Einbeziehung des Anderen. Studien zur politischen 
Theorie. Frankfurt/M. 1999

Himmelmann, G.; Lange, D. (Hrsg.): Demokratiekompetenz. Beiträge aus 
Politikwissenschaft, Pädagogik und politischer Bildung. Wiesbaden 2005

Niedersächsisches Kultusministerium: Rahmenrichtlinien für das Fach 
Politik in der Berufseinstiegsschule, Berufsschule, Berufsfachschule, 
Fachoberschule, Berufsoberschule, Fachschule im Beruflichen Gymna-
sium – Einführungsphase. Hannover 2015

Tietze, K.: Demokratieförderung in der beruflichen Bildung. Ausbilderin-
nen und Lehrkräfte als handelnde Akteurinnen. Düsseldorf 2021

Veith, H.; Förster, M.; Weiss, M.: Demokratiekompetenz, Demokratie-
verstehen und Demokratieerziehung: In: Burth, H.-P.; Reinhardt, V. 
(Hrsg.): Wirkungsanalyse von Demokratie-Lernen: Empirische und 
theoretische Untersuchungen zur Demokratiedidaktik in Schule und 
Hochschule. Opladen, Berlin, Toronto 2020, S. 29–46

Veldhuis, R.: Education for Democratic Citizenship: Dimensions of 
Citizenship, Core Competencies, Variables and International Activities. 
Straßburg 1997

Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.  V. (Hrsg.): Bildung zu 
demokratischer Kompetenz. Gutachten. Münster 2020

Zinnecker, J.; Fischer, A.: Jugendstudie ’92. Die wichtigsten Ergebnisse 
im Überblick. In: Jugendwerk der Deutschen Shell (Hrsg.): Jugend ’92. 
Lebenslagen, Orientierungen und Entwicklungsperspektiven im vereinig-
ten Deutschland. Bd. 1. Opladen 1992, S. 213–282

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

https://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/17281
https://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/17281


20 T H E M A B W P  4 / 2 0 2 4

Zum Verhältnis von Demokratie, Arbeitswelt und 
beruflicher Bildung

Demokratiekompetenz, so die Kernthese dieses Beitrags, ist 
in demokratischen Gesellschaften eine Dimension berufli-
cher Handlungskompetenz. Dies lässt sich (u.  a.) entlang 
der folgenden Facetten untermauern:
1. Mitbestimmungspolitisch: Lernende sind zur betrieb-

lichen Mitbestimmung zu befähigen, um insbesondere 
ihre betrieblichen Interessen vertreten zu können (vgl. 
Weinbrenner 1987).

2. Institutionenpolitisch: Politische Institutionen setzen 
Rahmenbedingungen (z.  B. Gesetze, Verordnungen) des 
beruflichen Handelns in Betrieben. Lernende müssen 
über branchen- und berufsspezifisches politisches Wis-
sen verfügen, um professionell handeln und die politi-
schen Rahmenbedingungen des Berufs durch z.  B. Ver-
bandstätigkeiten mitgestalten zu können.

3. Arbeitssoziologisch: Die Organisation von Arbeit in der 
modernen Arbeitswelt erfordert demokratische Kompe-
tenzen wie z.  B. die Selbstorganisation von Arbeitspro-
zessen im Rahmen von Gruppen- und Projektarbeit.

4. Professionsethisch: In einer demokratischen Gesell-
schaft besteht der Anspruch, dass es keine demokra-
tiefreien Räume geben darf. Diese Erwartungshaltung 
existiert nicht nur bei den Beschäftigten in den Betrie-
ben, sondern erfordert demokratisches Handeln auch im 
Umgang mit Kundinnen und Kunden sowie Klientinnen 
und Klienten, nicht nur in Bildungs-, Erziehungs- und Be-
treuungseinrichtungen.

Für die berufliche Bildung ergibt sich hieraus die Forde-
rung einer dezidierten Berücksichtigung des Politischen 
und seiner partizipativen Mitgestaltung in der und durch 
die Arbeitswelt (vgl. Faulstich 2004; Zurstrassen 2012 
u. 2022, S. 26). Arbeitswelt ist prädestiniert für demokra-
tisches Lernen. Das Politische wirkt immer stärker in sie 
hinein, da gesellschaftliche Vielfalt im Betrieb präsent ist 
und dort auch ausgehandelt werden muss. Der Betrieb ist 
einer der wenigen Orte, an dem sich Menschen dem Politi-
schen nicht entziehen können, z.  B. durch Rückzug in ihre 
Sub-Gruppe (»politische Blase«). Dialog, Austausch und 
das Finden von Kompromissen als wesentliche Bestandtei-
le demokratischen Handelns sind im Betrieb also alltäglich 
relativ niedrigschwellig erlebbar.
Gleichwohl bestehen aber gerade im Lernort Betrieb viel-
fach strukturelle Hürden der Förderung von Demokratie-
kompetenz. Ursächlich hierfür sind insbesondere die unter-
schiedlichen Systemlogiken, die dem Wirtschaftssystem 
einerseits und dem politisch-gesellschaftlichen System an-
dererseits zugrunde liegen. Während Ersteres oftmals hier-
archisch strukturiert und effizienzorientiert ist, baut die Or-
ganisation von Politik und Gesellschaft auf dem Anspruch 
partizipativer Deliberation auf. Dieses Spannungsverhältnis 
von Effizienzorientierung und Deliberation fordert auch die 
berufliche Bildung heraus. Denn wenngleich berufliche 
Bildung auf die erfolgreiche Bewältigung von Arbeits- und 
Geschäftsprozessen vorbereiten soll, ist dies nicht ihre aus-
schließliche Aufgabe. Sie verfolgt immer auch einen allge-
meinbildenden Auftrag, zu dem die Förderung politischer 
bzw. demokratischer Kompetenzen zählt. Die Berufs- und 
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Arbeitswelt als Kosmos des (Sub-)Politischen (vgl. Hantke 
2018) wahrzunehmen und Lernende auf diesen vorzuberei-
ten, gehört daher zur gesellschaftspolitischen Verantwor-
tung der beruflichen Bildung in der Berufsschule und im 
Betrieb. Mit diesem Verständnis sind mindestens die folgen-
den gesellschaftlichen Implikationen verbunden:
Erstens fördert eine demokratische Gestaltung der Arbeits-
welt das Interesse an der Auseinandersetzung mit Demo-
kratie (vgl. Honneth 2023), die Aneignung demokratischer 
Einstellungsmuster und die Zufriedenheit mit der Demo-
kratie (vgl. Kiess u.  a. 2023, S. 39).
Zweitens haben arbeitssoziologischen und -psychologi-
schen Erkenntnissen folgend demokratisch-partizipative 
Strukturen in Betrieben Einfluss auf die Arbeitszufrieden-
heit und stärken die (politisch-demokratische) Selbstwirk-
samkeit, durch politisches Engagement etwas verändern zu 
können. Arbeitszufriedenheit wird hier verstanden als Ver-
hältnis »zwischen den (bewerteten) Erwartungen einer Per-
son und dem, was die Arbeitssituation anbietet«  (Ferreira 
2020, S. 24). Neben den klassischen Faktoren wie Arbeits-
platzsicherheit, Einkommen etc. gelten auch Faktoren hu-
maner Arbeit als zentrale Indikatoren für Arbeitszufrieden-
heit, z.  B. betriebliche Mitbestimmung, Entscheidungs- und 
Gestaltungsfreiräume, transparente Macht- und Herr-
schaftsstrukturen, klar definierte Arbeits- und Organisa-
tionsstrukturen sowie Wertschätzung und Anerkennung.
Drittens zeigen Studien, dass die Transformation von Be-
rufs- und Arbeitswelt umso stärker von Beschäftigten mitge-
tragen wird, je größer ihre Mitbestimmungsmöglichkeiten 
sind – hierzu gehört auch die Möglichkeit, Konflikte aus-
handeln zu können (vgl. Hövermann/Kohlrausch/Voss 
2021, S. 6). Dies kann demokratiestabilisierend wirken - 
weit über die Arbeitswelt hinaus.
Voraussetzung zur Erfüllung dieser Erwartungen ist eine 
auf partizipativen Strukturen aufbauende betriebliche Or-
ganisationskultur, zu deren Wahrnehmung und Gestaltung 
Beschäftigte jedoch befähigt werden müssen. Bezogen auf 
die berufliche Bildung im Kontext demokratisch verfasster 
Gesellschaften entsteht hieraus der Anspruch, die Förde-
rung von Demokratiekompetenz und beruflicher Hand-
lungskompetenz als ineinander verschränkt zu betrachten.

Demokratiekompetenz in der beruflichen Bildung: 
begrifflich-konzeptionelle Annäherungen

Demokratiekompetenz lässt sich in Anlehnung an Himmel-
mann (2005, S. 4) als multidimensionales Bildungsziel be-
schreiben, dessen Förderung sowohl
• fachbezogen,
• fächerübergreifend als auch
• organisational durch Gestaltung einer entsprechenden 

demokratischen Organisationskultur
erfolgen kann.

Zur Operationalisierung von Demokratiekompetenz wur-
den aus der sozialwissenschaftlichen Fachdidaktik (vgl. 
z.  B. Achour u.  a. 2020), der Bildungswissenschaft bzw. 
Schulpädagogik (vgl. z.  B. Himmelmann 2005) sowie der 
internationalen (Bildungs-)Politik (vgl. z.  B. Europarat 
2018) verschiedene Kompetenzmodelle entwickelt. Wäh-
rend weite Teile der Politikdidaktik insbesondere auf die 
kognitive Kompetenzdimension fokussieren, weitet das 
Modell des Europarats (vgl. Abb., S. 22) den Blick. Ne-
ben Wissen und kritischem Denken sowie grundlegenden 
demokratischen Fähigkeiten betont es die Bedeutung von 
Werten, Haltungen und Einstellungen als weitere zentrale 
dimensionale Voraussetzungen demokratischen Handelns. 
Es erweist damit eine größere Anschlussfähigkeit an den 
Kompetenzdiskurs der Berufs- und Wirtschaftspädagogik, 
dessen Fokus auf der Entwicklung von Orientierungs- und 
Handlungsfähigkeit in beruflichen Handlungssituationen 
liegt (vgl. Gillen 2013, S. 3). In diesen konkretisieren sich 
mehrdimensionale berufliche Aufgaben- und Problemstel-
lungen, zu deren Bewältigung nicht nur auf multidiszipli-
näre fachliche Bezüge, sondern auch auf (demokratische) 
Werte, Einstellungen und Handlungsmuster zurückgegrif-
fen werden muss. Dies schlägt sich nieder im Begriff beruf-
licher Handlungskompetenz als »Bereitschaft und Befähi-
gung des Einzelnen, sich in beruflichen, gesellschaftlichen 
und privaten Situationen sachgerecht durchdacht sowie 
individuell und sozial verantwortlich zu verhalten« (KMK 
2021, S. 15). Eine zentrale Aufgabe der beruflichen Bildung 
ist daher, solche Werte, Haltungen und Einstellungen zu 
fördern, die unter Einsatz eines demokratisch-politischen 
Orientierungswissens ein partizipatives Miteinander in 
Arbeitswelt und Gesellschaft ermöglichen.

Demokratisch-berufliche Handlungskompetenz in 
Schule und Betrieb fördern: Praxisbeispiele

Zur Förderung von demokratisch-beruflicher Handlungs-
kompetenz in Schulen und Betrieben kann sowohl auf ein 
breites Methodenrepertoire der politischen Bildung als 
auch auf Erkenntnisse von BIBB-Modellversuchen zurück-
gegriffen werden. Nachfolgend werden an ausgewählten 
Praxisbeispielen didaktisch-methodische Zugänge aufge-
zeigt.

Problem- und Konfliktanalyse

In einer Fall-Box, die sowohl im Betrieb als auch in der Be-
rufsschule beispielsweise in Form eines Briefkastens instal-
liert werden kann, können Lernende anonym kurze Skizzen 
zu Problemen und Konflikten aus ihrer beruflichen Praxis 
einwerfen. Diese werden dann im Berufsschulunterricht 
oder im betrieblichen Ausbildungszentrum problem- und 
konfliktanalytisch mit dem Ziel bearbeitet, die hinter den 
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Problem- und Konfliktlagen liegenden gesellschaftlichen 
Strukturen zu erschließen und aufzubrechen. In der politi-
schen Bildung hat dieser mikropolitische, lebensweltliche 
Zugriff didaktisch eine lange Tradition. So skizziert Gagel 
(1986, S. 33 ff.), ausgehend vom didaktischen Prinzip der 
Lebensweltorientierung, den der Problem- und Konflikt-
analyse zugrunde liegenden Erkenntnisprozess von der Be-
troffenheit zur Bedeutsamkeit idealtypisch wie folgt:
1. Verstehende Annäherung: Durch personalisierte, pro-

blemorientierte Alltagserzählungen sollen Lernende ein 
Problem wahrnehmen und die Bedeutsamkeit für das 
eigene und das Leben anderer erfassen.

2. Erkenntnisbezogene Objektivierung: Durch den Wech-
sel der Erkenntnisweisen (z.  B. in Form eines Rollen-
spiels) soll eine Distanzierung erfolgen, indem ver-
allgemeinerungsfähige Erklärungen gesucht werden. 
Herangezogen werden hierfür auch wissenschaftliche 
Theorie und Empirie, um die übergreifenden strukturel-
len Ursachen, Sinnzusammenhänge und Mechanismen 
herauszuarbeiten.

3. Problembezogene Reflexion: Diskussion möglicher 
politischer und individueller Maßnahmen zur Überwin-
dung des Problems bzw. Konflikts.

Anwenden lässt sich dieser Prozess beispielsweise in folgen-
dem Fall: Eine Auszubildende zur Fleischereifachverkäufe-

rin berichtet, dass Kunden verärgert seien, wenn sie ver-
meintlich ein kleineres gebratenes Schnitzel erhalten, wenn 
diese zum Stück- statt Kilopreis verkauft werden. Manche 
Kunden würden sehr unverschämt reagieren, weshalb das 
Verkaufspersonal ungern an der Mittagstheke bedienen 
würde (verstehende Annäherung). Die Aufarbeitung des 
Konflikts offenbart, dass es den Kunden nicht so sehr um die 
Größe der Produkte geht, sondern darum, dass sie sich per-
sönlich zurückgesetzt, weniger gut bedient und ungerecht 
behandelt fühlen (erkenntnisbezogene Objektivierung). Es 
wurde die pragmatische Lösung erarbeitet, dass die Kunden 
ihr Produkt auswählen können. Diese Maßnahme wurde im 
Betrieb umgesetzt und wirkt tatsächlich konfliktreduzie-
rend (problembezogene Reflexion). Der Prozess der pro-
blembezogenen Reflexion hat jedoch auch tiefergreifende 
(politische) Implikationen hervorgebracht. So haben die 
Lernenden im Rahmen der Problem- und Konfliktanalyse 
erkannt, dass im Verkauf auch soziale Vorurteile wirksam 
werden. Zum Beispiel bekommen Männer größere Schnit-
zel, weil sie »richtig« arbeiten würden oder Menschen mit 
Übergewicht kleinere Schnitzel, weil sie »ohnehin zu dick« 
seien. Auch andere Formen gruppenbezogener Stereotype 
wurden genannt, reflektiert und beurteilt.
Dieses Fallbeispiel mutet trivial an, eröffnet jedoch Mög-
lichkeiten der Förderung demokratisch-beruflicher Hand-
lungskompetenz, denn ausgehend vom oben abgebildeten 

Abbildung 
Modell »Kompetenzen für eine demokratische Kultur«

Kompetenzen

Einstellungen

Wissen und kritisches DenkenFähigkeiten

Werte
• Wertschätzung der Menschenwürde und Menschenrechte
• Wertschätzung der kulturellen Vielfalt
• Wertschätzung der Demokratie, Gerechtigkeit, Fairness, 

Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit

• Offenheit gegenüber dem kulturellen Anderssein und anderen 
Überzeugungen, Weltanschauungen und Praktiken

• Respekt
• Gemeinwohlorientierung
• Verantwortung
• Vertrauen in die eigene Handlungsfähigkeit
• Toleranz für Mehrdeutigkeit

• Selbstständige Lernkompetenzen
• Analytische und kritische Denkweise
• Fähigkeit, zuzuhören und Dinge wahrzunehmen
• Empathie
• Flexibilität und Anpassungsfähigkeit
• Sprachliche, kommunikative und vielsprachige Fähigkeiten
• Teamfähigkeit
• Konfiktlösungskompetenzen

• Wissen und kritisches Selbstverständnis
• Wissen und kritische Bewertung von Sprache und

Kommunikation
• Wissen und kritisches Weltverstehen: Politik, Recht, 

Menschenrechte, Kultur, Kulturen, Religionen, Geschichte, 
Medien, Wirtschaft, Umwelt und Nachhaltigkeit

Quelle: Europarat 2018, S. 7
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Demokratiemodell geht es um Werte und Einstellungen 
(Wertschätzung und Respekt), Fähigkeiten (Konfliktlö-
sungskompetenz, Empathie und sprachliche, kommunika-
tive Fähigkeiten) sowie um Wissen und kritisches Denken 
(kritisches Selbstverständnis).

Transformatives Lernen im BIBB-Modellversuch 
 NaReLe

Viele Probleme oder Konflikte im Betrieb entfachen sich 
gegenwärtig auch zu Fragen der Nachhaltigkeit. Einerseits 
empfinden manche Beschäftigte Top-down-Maßnahmen 
zur nachhaltigen Entwicklung als übergriffig und bedroh-
lich. Andererseits scheinen Arbeits- und Geschäftsprozesse 
auch im Widerspruch zu Zielen nachhaltiger Entwicklung 
zu stehen und Beschäftigte wollen diese daher gerne auch 
- bottom-up - nachhaltigkeitsbezogener gestalten. Ein mög-
licher Umgang mit diesem Konflikt wurde im BIBB-Modell-
versuch »Nachhaltige Resonanzräume in der Lebensmittel-
industrie (NaReLe)« im betrieblichen Lernen erprobt und 
evaluiert (vgl. ausführlich Pranger u.  a. 2023). In dem Mo-
dellversuch ging es darum, Auszubildende und das Berufs-
bildungspersonal in Betrieben der Lebensmittelindustrie 
mithilfe domänenspezifischer Lernaufgaben für ein nach-
haltig ausgerichtetes berufliches Handeln zu qualifizieren. 
Didaktisch erfolgreich bearbeitet werden konnten die Kon-
flikte entlang des folgenden Dreiklangs:
1. Analyse gegenwärtiger Arbeitsprozesse,
2. Reflexion dieser Arbeitsprozesse mit Blick auf Ziele nach-

haltiger Entwicklung und
3. Gestaltung dieser Arbeitsprozesse mit Blick auf Ziele 

nachhaltiger Entwicklung.

Die Analyse sowie insbesondere Reflexion der Arbeitspro-
zesse entlang der Ziele nachhaltiger Entwicklung fördert 
demokratiebezogene Kompetenzen insbesondere in den Di-
mensionen Wissen und kritisches Denken, da die Lernenden 
explizit zur Auseinandersetzung mit Rahmenbedingungen 
und Folgen (nicht) nachhaltigen Wirtschaftens angeregt 
werden. Zudem kann gerade durch das Aufeinandertreffen 
und Aushandeln unterschiedlicher Einstellungen zu nach-
haltiger Entwicklung eine kritische Auseinandersetzung 
mit eigenen und fremden Weltanschauungen sowie deren 
Aushandlung (vgl. Dimensionen, Einstellungen und Fähig-
keiten in der Abb.) gefördert werden.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen

Diese beiden kurzen Fallbeispiele geben einen (ersten) 
Eindruck davon, dass berufliche Bildung im Kontext einer 
demokratisch gestalteten (nachhaltigen) Gesellschaft eine 
wichtige Rolle einnimmt. Zusammen mit den konzeptio-
nellen Ausführungen unterstreichen sie, dass Demokra-

tiekompetenz ebenso ein integraler Bestandteil berufli-
cher Handlungskompetenz ist, wie berufliches Handeln 
ein Transmissionsriemen von Demokratiekompetenz sein 
kann. So sind Kommunikationskompetenz und Teamfähig-
keit, Problemlösefähigkeit und Verantwortungsbewusstsein 
sowohl Voraussetzung demokratisch orientierter Partizipa-
tion als auch Bestandteil der (Mit-)Gestaltung von Arbeits-
welt im Sinne humaner Arbeit. Gleichwohl ist das Verhältnis 
von beruflicher Handlungskompetenz und Demokratie-
kompetenz – wie oben skizziert – nicht spannungsfrei.
Um den Anspruch einzulösen, Demokratiekompetenz expli-
zit als berufliche Handlungskompetenz zu verstehen, ist die 
berufliche Bildung in ihrer ganzen Breite gefordert. So kann 
gerade informelles, politisch-demokratisches Lernen im Be-
trieb auch eine stabilisierende Funktion für das demokra-
tisch-politische System entwickeln. Mit anderen Worten: 
Die Art und Weise der demokratischen Organisation von 
Arbeit [und Bildung, Anm. der Verf.] hat Auswirkungen auf 
die Ausprägung von demokratischer Resilienz einer Gesell-
schaft (vgl. Merkel 2024). Demokratiekompetenz als be-
rufliche Handlungskompetenz zu verstehen, fordert somit 
Bildungspolitik, Arbeitgeber/-innen und Arbeitnehmer/ 
-innen gleichermaßen. Neben der Qualifizierung des be-
trieblichen Ausbildungspersonals und der Lehrkräfte müs-
sen an berufsbildenden Schulen und in der betrieblichen 
Ausbildung explizit mehr Räume geschaffen und genutzt 
werden, um politisch-demokratisches Lernen und Handeln 
erweitern zu können. 
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Anzeige

Der Förderschwerpunkt »Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung 
im Transfer für Ausbildungspersonal 2020–2022« (BBNE-Transfer) 
hatte das Ziel, ausgewählte Ergebnisse vorheriger Modellversuche zur 
BBNE »vom Projekt zur Struktur« zu bringen und dabei Wissen und 
Erkenntnisse zum Transfer zu generieren. Dazu wurde erstmalig ein 
eigenes Transferprogramm ins Leben gerufen, in dessen Rahmen die 
vorhandenen Erkenntnisse und Ergebnisse weiterentwickelt wurden, um 
nachhaltigkeitsbezogene Quali� zierungen des ausbildenden Personals 
dauerha�  bei unterschiedlichen Bildungsinstitutionen zu etablieren.

In den Projekten wurden u.a. die chemische Industrie, 
kaufmännische Berufe, das Bäckerhandwerk, die Altenp� ege und 
die Milchwirtscha�  einbezogen sowie auch branchenunabhängige 
Ansätze verfolgt. Gleichzeitig sollten wissenscha� liche Erkenntnisse 
über Transferbedingungen und Transfermodelle für BBNE generiert 
werden, die insbesondere für nachfolgende Projekte und Programme 
wichtige Hinweise liefern können. Dieser Band stellt die Ergebnisse der 
Transfermodellversuche sowie der Transferforschung dar und re� ektiert 
diese aus unterschiedlichen Perspektiven. 

C. Melzig, B. Hemkes (Hrsg.):  Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung 
im Transfer. Verbreitung, Verstetigung und Transferforschung als Kern der 
Modellversuche 2020-2022. Bonn 2024

Kostenloser Download: www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19686

Berufsbildung für nachhaltige Entwicklung im Transfer
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Ein ganzheitlicher Bildungsauftrag ist laut Berufsbildungsgesetz Kernelement 

der Ausbildung im dualen System. Angesichts zunehmender Politikverdros-

senheit und Populismus fragen sich ausbildende Betriebe verstärkt, welche 

Aspekte politischer Bildung sie vermitteln können, ohne Gefahr zu laufen, 

seitens der Auszubildenden als weltanschaulich tendenziös oder manipula-

tiv wahrgenommen zu werden. Der Beitrag zeigt auf, welche Anknüpfungs-

punkte hierfür die seit 2021 geltenden Standardberufsbildpositionen bieten. 

Ziel ist es u.  a., übergreifende Kompetenzen, die auch Teil der beruflichen 

Handlungsfähigkeit in einer modernen Arbeitswelt sind, über die gesamte 

Ausbildung zu fördern. Dazu gehören auch gesellschaftlich-demokratische 

Kompetenzen und Werte wie Partizipation, Diskursfähigkeit, Solidarität und 

Toleranz.

zu Diskurs und Debatte und eine offene wertschätzende 
Haltung gegenüber allen Menschen.
Hamm u.  a. (2023) haben sich in jüngerer Zeit vertiefter mit 
dem Begriff der Demokratiebildung in Schulen auseinan-
dergesetzt und vier Lerndimensionen von »Demokratie ler-
nen« herausgearbeitet: Beteiligung, Debatte, Begegnung 
und Engagement.
Dabei beziehen sich diese Dimensionen nicht allein auf die 
didaktische Gestaltung des Unterrichts, sondern ebenso auf 
die Gestaltung des Schullebens. Ein weiterer Aspekt von 
Demokratiebildung ist die Förderung sozialer Kompetenz 
und die Vermittlung demokratischer Werthaltungen. Dies 
drückt sich besonders in einer wertschätzenden Debatten-
kultur und der Perspektivenübernahme in Bezug auf unter-
schiedliche soziale Gruppen aus (vgl. Aktionsrat Bildung 
des VBV 2024). Im hier zitierten Gutachten steht ausdrück-
lich auch der Betrieb als Lernort der beruflichen Bildung im 
Fokus. Schließlich gibt auch die Deutsche UNESCO Kom-
mission Hinweise für politische Kompetenzentwicklung in 
einer globalen Welt: »Lernende sollen in die Lage versetzt 
werden, ein Zugehörigkeitsgefühl zur Weltgemeinschaft zu 
entwickeln, sich zu engagieren und eine aktive Rolle in der 
Gesellschaft zu übernehmen, um einen Beitrag zu leisten zu 
einer friedlichen, gerechten Welt, in der ökologische Res-
sourcen bewahrt werden.« 1

1  www.unesco.de/bildung/hochwertige-bildung/global-citizenship- 
education

Monika Hackel 
Dr., Abteilungsleiterin im 
BIBB 
hackel@bibb.de

Kann Demokratiebildung eine Aufgabe der betrieblichen 
Ausbildung sein?

Zentrale Aspekte von Demokratiebildung im Beruf

Die Begriffe Demokratiebildung und politische Bildung 
werden häufig synonym verwendet. Politische Bildung 
wurde in der Vergangenheit in der Berufsbildung vor al-
lem im Hinblick auf den Politikunterricht an beruflichen 
Schulen reflektiert. Die aktuell populäre Diskussion um 
Demokratiebildung wird im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung antidemokratischer gesellschaftlicher 
Tendenzen derzeit in den unterschiedlichsten gesell-
schaftlichen Kontexten geführt. Eine trennscharfe Defini-
tion der beiden Begriffe gibt es nicht. In der didaktischen 
Diskussion politischer Allgemeinbildung können die drei 
Prinzipien des Beutelsbacher Konsenses von 1976 als zen-
trale Grundlagen politischer Bildung angesehen werden. 
Hier steht vor allem die vorurteils- und indoktrinierungs-
freie Hinleitung zu einer politischen Meinungsbildung 
von Schülerinnen und Schülern im Vordergrund und dies 
auf der Grundlage umfassender Information, die auch 
kontroverse Meinungen berücksichtigt. Sie trägt so zur 
politisch-gesellschaftlichen Persönlichkeitsentwicklung 
junger Menschen bei. In Zeiten digitaler (Des-)Informa-
tionskampagnen über soziale Medien scheint dieses Ziel 
wichtiger denn je, auch wenn es aufgrund der Vielfalt zu-
meist nicht qualitätsgesicherter Informationskanäle deut-
lich schwieriger erreichbar wird. Zentrale Bildungsziele 
sind vor diesem Hintergrund die Stärkung von Informa-
tionskompetenz und Urteilsfähigkeit in einer zunehmend 
digitalisierten Umwelt. Zudem sind aber auch weitere poli-
tische Kompetenzen und Haltungen für erfolgreiche De-
mokratiebildung wesentlich: Dazu gehören die Fähigkeit 

urn:nbn:de:0035-bwp-24425-6

http://www.unesco.de/bildung/hochwertige-bildung/global-citizenship-education
http://www.unesco.de/bildung/hochwertige-bildung/global-citizenship-education
mailto:hackel%40bibb.de?subject=
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Der Betrieb als Lernraum für Demokratiebildung?

Dies führt zu der Frage, welche Aufgaben und Stärken der 
Lernort Betrieb im Vermittlungskontext der Demokratie-
bildung hat. Laut ifo Institut (vgl. Dörr u.  a. 2024) sind de-
mokratische Strukturen und Rechtsstaatlichkeit neben dem 
Bildungsniveau zwei wesentliche Faktoren, die Deutsch-
land als Wirtschaftsstandort attraktiv machen. Daher ist es 
ein zentrales Anliegen, dies durch eine breite Demokratie-
bildung zu unterstützen und zu festigen. Politisch-gesell-
schaftliche Kompetenzen decken sich zudem in breitem 
Umfang mit den Bildungsanforderungen, die zukunftsfä-
hig aufgestellte Betriebe in Deutschland an ihre zukünfti-
gen Fachkräfte haben. Ausbildungsbetriebe leisten einen 
Beitrag zur Persönlichkeitsentwicklung von Auszubilden-
den und sind auch durch das Berufsbildungsgesetz (BBiG) 
dazu angehalten. Laut § 14 Absatz 1 Nummer 5 BBiG ste-
hen Ausbildungsbetriebe zu ihren Auszubildenden in einem 
Bildungsverhältnis mit dem erklärten Ziel der »charakter-
lichen Förderung«.
Der Beitrag der Berufsbildung zur Persönlichkeitsentwick-
lung junger Menschen wird auch in der berufspädagogi-
schen Literatur thematisiert. Stichworte sind berufliche So-
zialisation, Identitätsbildung im Beruf bzw. soziales Lernen 
(vgl. Lempert 2006; Pukas 2022). Die besondere Verknüp-
fung des Betriebs als Lernort und beruflich-gesellschaft-
lich verfasster Erfahrungsraum ermöglicht die Vermittlung 
praktischer, politisch-gesellschaftlicher Kompetenzen und 
macht diese erfahrbar. Allerdings ist der Forschungsstand, 
der sich explizit mit dem Thema Demokratiebildung be-
schäftigt, noch relativ dünn (vgl. auch Busse/Brodsky/
Krebs in dieser Ausgabe). Untersuchungen haben sich bis-
lang damit befasst, welche Rolle der Lernort Betrieb für die 
Entwicklung politisch-gesellschaftlicher Kompetenzen von 
Auszubildenden hat und welche Einflussfaktoren in der 
wissenschaftlichen Befassung mit dem Thema identifiziert 
wurden (vgl. Brodsky u.  a. 2023). So wurden Einflüsse wie 
Betriebsgröße, das Verhalten des Ausbildungspersonals und 
die erlebte Ausbildungsqualität sowie die Rolle von Teilha-
bemöglichkeiten im Betrieb auf die politisch-gesellschaftli-
che Handlungskompetenz untersucht. Allerdings wird der 
Begriff der politisch-gesellschaftlichen Handlungskompe-
tenz in seinen Kompetenzdimensionen sehr unterschiedlich 
definiert. Hierzu sind weitere und vertiefende Forschungs-
arbeiten notwendig.
Klar ist, dass der Betrieb als gesellschaftlicher Raum eine Fül-
le von formalen (z.  B. betriebliche Interessenvertretungen) 
und informellen Lernanlässen (im Kontext zunehmend pro-
jektförmig und kommunikativ gestalteter Arbeitsprozesse) 
für ein demokratisches Miteinander bietet. Diese können, 
wenn sie als solche auch reflektiert und damit sichtbar ge-

macht werden, den Blick auf die Demokratie und die damit 
verbundenen Werte, Rechte und Pflichten verändern. Dabei 
müssen nicht in jedem Fall neue Inhalte kreiert werden. Ein 
Blick auf die bereits heute in allen Ausbildungsordnungen 
anzuwendenden Standardberufsbildpositionen zeigt, dass 
die Verflechtung zwischen Betrieb, gesellschaftlichen In-
stitutionen und politischen Zielstellungen im Kontext der 
demokratischen Verfasstheit unseres Wirtschaftssystems in 
die Betriebe hineinwirkt und dort auch implizit vermittelt 
wird. In Zeiten, in denen die Wertschätzung für die Demo-
kratie als Staatsform zu schwinden droht und sie gerade 
auch bei den nachwachsenden Generationen gestärkt wer-
den muss, ist es angezeigt, diese Verflechtung deutlich zu 
machen und die dadurch gewonnenen Stärken und Mög-
lichkeiten für den Einzelnen und für die Gesellschaft her-
auszuarbeiten.

Verbindliche Mindestanforderung durch 
 Standardberufsbildpositionen

Die Standardberufsbildpositionen sind verbindliche Stan-
dards für alle betrieblichen Ausbildungen nach dem Be-
rufsbildungsgesetz und der Handwerksordnung. Sie sollen 
integrativ während der gesamten Ausbildung vermittelt 
werden. Bei der Erarbeitung waren in der Arbeitsgruppe 
des BIBB-Hauptausschusses Beauftragte von Arbeitgeber-
verbänden, Kammerorganisationen, Gewerkschaften, Bun-
des- und Länderministerien beteiligt. Wichtiges Kriterium 
war, dass sich die Anforderungen tatsächlich in jedem Be-
trieb umsetzen lassen, weshalb sie als in jeder Ausbildung 
leistbare und zu leistende Mindestanforderungen formu-
liert sind. Erläuterungen geben zudem Hilfestellung bei der 
Interpretation und in Bezug auf die praktische Umsetzung 
(vgl. BIBB 2021). Im Folgenden wird aufgezeigt, welche 
Facetten politisch-gesellschaftlicher Kompetenz hier an-
gesprochen werden und vermittelt werden sollen. Dabei 
ist es durchaus möglich und gewünscht, dass Betriebe im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten, Interessen und Bedarfe auch 
darüber hinaus Impulse setzen (vgl. z.  B. Dittmann/Giese-
ke in dieser Ausgabe). Durch die Kooperation der Lernorte 
Betrieb und Berufsschule in der dualen Ausbildung können 
zudem weitere Aspekte am schulischen Lernort oder in ge-
meinsamen Projekten intensiver behandelt werden. Auch 
in überbetrieblichen Bildungsstätten als drittem Lernort 
sollen Standardberufsbildpositionen integrativ aufgegrif-
fen und für alle Auszubildenden aus unterschiedlichen Be-
trieben vertieft werden.
Die Standardberufsbildpositionen gliedern sich in vier Be-
reiche (vgl. Abb.). In jeder Position sind Aspekte politisch-
gesellschaftlicher Kompetenz, wie sie oben beschrieben 
wurden, zu identifizieren:
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Organisation des Ausbildungsbetriebs, Berufsbildung 
sowie Arbeits- und Tarifrecht

Diese Position hat einen besonderen Stellenwert im Hin-
blick auf die kognitive Vermittlung des Themas. Gefordert 
wird eine intensive Auseinandersetzung mit der Rolle des 
Betriebs im Zusammenspiel von Branchen, Verbänden, 
Gewerkschaft und Gesellschaft. Spezifisch wird auch das 
Berufsbildungssystem auf der Grundlage arbeits- und ta-
rifrechtlicher Regelungen betrachtet. Es sollen sowohl 
die Rollen der Akteure, die wesentlichen Steuerungsin-
strumente wie Ausbildungsvertrag, Ausbildungsordnung, 
betrieblicher Ausbildungsplan, aber auch die Rechte und 
Möglichkeiten des Auszubildenden in Bezug auf die be-
triebliche Mitbestimmung sowie die Möglichkeiten beruf-
licher Weiterentwicklung im Lebensverlauf thematisiert 
werden. Auch die wichtige Rolle des Ehrenamts in der Aus-
bildung und bei Prüfungen und das damit verbundene, für 
das Berufsbildungssystem notwendige und wertgeschätzte 
gesellschaftliche Engagement sind in diese modernisierte 
Standardberufsbildposition aufgenommen worden. Damit 
werden in der Ausbildung wesentliche Grundlagen für ein 
eigenverantwortliches und selbstbestimmtes Berufsleben 
und für eine berufspolitische Partizipation gelegt.

Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit

Besonders steht hier der Aspekt der körperlichen Unver-
sehrtheit im Sinne von Artikel 2 Grundgesetz im Vorder-
grund. Jugendliche werden mit den für den Beruf relevan-
ten Gesundheits- und Arbeitsschutzvorschriften vertraut 
gemacht. Informationen zum Brand- und Unfallschutz wer-
den durch aktuelle Aspekte wie Prävention, ergonomische 
Gestaltung des Arbeitsplatzes und Schutz vor psychischen 

Belastungen ergänzt. Zudem können Eigenverantwortung 
und Verantwortung für andere hier thematisiert und ein-
geübt werden.

Umweltschutz und Nachhaltigkeit

Diese 2021 neu in Kraft getretene Standardberufsbildpo-
sition weitet den Blick über das reine umweltverträgliche 
Handeln im Betrieb hinaus auf die gesellschaftlichen Di-
mensionen von Umweltschutz und Nachhaltigkeit. Dabei 
sind neben der Befassung mit Umweltschutz im engeren 
Sinne auch gesellschaftspolitische Aspekte wie nachhal-
tigkeitsorientierte, globale Lieferketten oder insbesondere 
auch Zielkonflikte zwischen ökonomischen, ökologischen 
und sozialen Anforderungen im Rahmen einer Ausbildung 
handlungsorientiert zu vermitteln. Solche Zielkonflik-
te sollen vor allem in der Entwicklung von Vorschlägen 
für nachhaltiges Handeln für den eigenen Arbeitsbereich 
durchdacht werden. Hier können wichtige politisch-demo-
kratische Kompetenzen wie Diskurs und Debatte eingeübt 
werden. Eine Aufgabenstellung zur Umsetzung wäre bei-
spielsweise, dass Auszubildende im Kontext einer Pro-
jektaufgabe Benchmarks zu nachhaltigem Vorgehen in 
ihrer Branche recherchieren und präsentieren, indem sie 
Antworten auf folgende Fragen suchen: Welche Aspekte 
werden in der Branche thematisiert? Wie gehen andere Be-
triebe hier vor? Was sind Vor- und Nachteile eines solchen 
Vorgehens? Wo liegen Chancen und Risiken in Bezug auf 
eine Umsetzung im eigenen Betrieb? Auch kommunikative 
Kompetenzen sowie der Stellenwert von Kooperation und 
Vernetzung im eigenen Betrieb und darüber hinaus kön-
nen in einem solchen Projekt eingeübt und reflektiert oder 
auch über ein gemeinsames betriebsübergreifendes Projekt 
in Zusammenarbeit mit der Berufsschule gefördert werden.

Abbildung 
Die vier Standardberufsbildpositionen

Organisation des Ausbildungs-
betriebs, Berufsbildung sowie

Arbeits- und Tarifrecht

Sicherheit und Gesundheit
bei der Arbeit

Umweltschutz und
Nachhaltigkeit

Digitalisierte
Arbeitswelt
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Digitalisierte Arbeitswelt

Auch diese Standardberufsbildposition dient der Vermitt-
lung politisch-gesellschaftlicher Kompetenzen. Vor allem 
der Umgang mit Informationen im Netz erhält hier breiten 
Raum. Neben der adressatengerechten Kundenkommuni-
kation im Netz werden digitale und soziale Medien bewertet 
und die mit ihnen verbundenen Chancen und Risken the-
matisiert. Informationen in digitalen Netzen recherchieren, 
Informationen beschaffen, prüfen, bewerten und auswäh-
len sind wichtige Grundvoraussetzungen, um zu politischen 
Fragen eine Haltung zu entwickeln und eigene politische 
Entscheidungen zu begründen. Die Kompetenzen müssen 
dabei nicht zwingend am Beispiel politischer Informations-
beschaffung vermittelt werden. Kernelemente betriebli-
cher Handlungskompetenz wie Projektarbeit, kooperatives 
Arbeiten und Zusammenarbeit im internationalen Kontext 
vermitteln Fähigkeiten, Fertigkeiten und Kenntnisse, die 
im betrieblichen Umfeld genauso wichtig sind wie im ge-
sellschaftlich-politischen Umfeld. Nicht zuletzt dient diese 
Standardberufsbildposition auch dazu, eine elementare 
demokratische Werthaltung, nämlich die Wertschätzung 
anderer unter Berücksichtigung gesellschaftlicher Vielfalt, 
zu entwickeln bzw. zu stärken. Hier wurden seitens der 
Arbeitsgruppe des BIBB-Hauptausschusses Dimensionen 
von Vielfalt in der Arbeitswelt (z.  B. Alter, Behinderung, 
Geschlecht und geschlechtliche Identität, sexuelle Orien-
tierung, ethnische Herkunft und Nationalität, Religion und 
Weltanschauung) angesprochen. Ganz praktisch soll z.  B. 
im Umgang mit Kolleginnen und Kollegen oder Kundinnen 
und Kunden ein respektvoller und sachlicher Umgang ein-
geübt und Einfühlungsvermögen gestärkt werden.

Demokratiebildung im Betrieb mit Leben füllen

Wie oben gesehen gibt es viele praktische Anknüpfungs-
punkte, um demokratische Werte im Alltag sichtbar zu 
machen. Aspekte der politisch-gesellschaftlichen Kompe-
tenz sind in der Arbeitswelt allgegenwärtig und lassen sich 
leicht auch in alltägliche Arbeits- und Lernprozesse inte-
griert vermitteln. Wichtig ist, diese vor dem Hintergrund 
demokratischer Grundwerte zu reflektieren und ihre Be-
deutung für die Demokratiebildung sichtbar zu machen, 
damit die Demokratie auch als wertzuschätzender Teil des 
Lebens in Deutschland von jungen Menschen wahrgenom-
men wird. Eine wesentliche Lernerfahrung im Kontext von 
»Demokratie lernen« ist die Erfahrung von Partizipation 
und Selbstwirksamkeit. Wie Betriebe die Projektideen ih-
rer Auszubildenden in die betriebliche Praxis integrieren, 
wie Auszubildenden in der Gestaltung von Arbeitsprozes-
sen partizipative Gestaltungsfreiräume eingeräumt und ob 
auch kritische Rückmeldung als konstruktive Kritik erlebt 
werden, beeinflusst maßgeblich, wie glaubhaft Maßnah-

men zur Demokratiebildung erlebt werden. Daher gilt es, 
Formen von Scheinpartizipation zu vermeiden und Ent-
scheidungen im Sinne von Diskurs und Debatte auch nach-
vollziehbar zu begründen.
Die praktische Umsetzung wird auch von Einstellung und 
Engagement des Ausbildungspersonals beeinflusst. Hier 
gibt es sicherlich eine große Vielfalt, wie sie für eine Demo-
kratie kennzeichnend ist. Bislang wird das Thema Demo-
kratiebildung in den Lehrgängen zur Ausbildereignungs-
verordnung (AEVO) nicht intensiv diskutiert, obwohl die 
neuen Rahmenlehrpläne des BIBB-Hauptausschusses 
(2023) für die Vorbereitungskurse der AEVO hier an unter-
schiedlichen Stellen implizit Anknüpfungspunkte anbieten.
Gute Beispiele von umfangreicheren Projekten sind in 
vielen Betrieben zu finden. Hierin eingebettet sind häufig 
auch Exkursionen, die sich mit der Aufarbeitung deutscher 
Geschichte beschäftigen. So organisiert die Ausbildungslei-
tung des BIBB für die eigenen Auszubildenden eine regel-
mäßige Fahrt nach Berlin für die Auszubildenden im zwei-
ten Ausbildungsjahr, bei der Institutionen der Demokratie 
aber auch unterschiedliche Gedenkstätten besucht werden. 
In diesem Jahr wurden diese Aktivitäten in eine Themenrei-
he zur Demokratiebildung eingebettet, an der sich alle Ab-
teilungen vor dem Hintergrund ihrer Aufgaben eingebracht 
haben (vgl. auch den BWP-Podcast zu dieser Ausgabe).
Dass das Thema Demokratiebildung zunehmend an Be-
deutung gewinnt, zeigt sich auch an den Materialien und 
Konzepten, die für betriebliche Akteure erarbeitet und zur 
Verfügung gestellt werden. Unterstützungsmaterialien 
finden das Ausbildungspersonal und Berufsschullehrer/ 
-innen bei den Bundes- und Landeszentralen für politische 
Bildung sowie bei politischen Stiftungen, arbeitnehmer-
nahen Bildungsanbietern, Kammern und Arbeitgeberorga-
nisationen. Als digitale Bildungsplattformen bieten auch 
Leando und HubbS umfangreiche Materialien an (vgl. 
Hinweis am Ende des Beitrags). Der diesjährige Hermann-
Schmidt-Preis des BIBB hat sich das Thema ebenfalls auf die 
Fahnen geschrieben. Unter dem Stichwort Berufsbildung 
für nachhaltige Entwicklung finden sich zudem im Kontext 
der BIBB-Modellversuche zahlreiche, teils berufsfeldspezi-
fische Anregungen und Materialien, an die sich anknüpfen 
lässt. Gemeinsame Projekte im Rahmen der Lernortkoope-
ration sind notwendig, damit alle Jugendlichen im Kontext 
der beruflichen Bildung erreicht werden, und sollten häu-
figer auch von beruflichen Schulen aktiv angestoßen wer-
den. Auch von überbetrieblichen Bildungsstätten kann das 
Thema aufgegriffen werden.
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Vermittlung 
politisch-gesellschaftlicher Kompetenzen bereits jetzt als 
grundsätzliche Anforderung an die betriebliche Ausbil-
dung integriert ist. Vertieft werden können diese zum Bei-
spiel durch geförderte Auslandsaufenthalte im Rahmen 
von Austauschprogrammen wie Erasmus+ oder Ausbil-
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dung weltweit, in denen durch die Einbindung in fremde 
Arbeits- und Lebenswelten die Sensibilität für unterschied-
liche demokratische oder auch andere politische Systeme 
geweckt, die Reflexion über das Erfahrene angeregt und in 
denen interkulturelle Kompetenzen praktisch erlebt und 
erweitert werden können. In einer qualitativ hochwertigen 
Ausbildung werden in vielfältiger Weise Persönlichkeits-
aspekte wie Selbstwirksamkeit, Empathie und Verantwor-
tungsübernahme gestärkt. Bei der Umsetzung der recht-
lichen Verankerung im Ordnungsmittel stehen qualitative 
Aspekte in der Ausbildung im Vordergrund, die Einfluss auf 
die Entwicklung demokratischer Kompetenzen haben. Hier 
nimmt das berufliche Bildungspersonal in Betrieb, Schule 
und überbetrieblichen Bildungsstätten eine Schlüsselrolle 
ein. 

Informationen zu den Angeboten auf Leando und 
HubbS
• https://leando.de/artikel/demokratie-staerken-im- 

ausbildenden-betrieb
• https://leando.de/artikel/videoreihe-zu-den- 

standardberufsbildpositionen
• https://hubbs.schule/article/news/ 

demokratiebildung-der-schule
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Blinder Fleck Wirtschaft und 
Arbeitswelt

Rechtsextreme Einstellungen sind 
Teil der sogenannten gesellschaft-
lichen Mitte und die Zustimmung 
zu diesen Einstellungen steigt (vgl. 
Zick/Mokros 2023, S. 70  ff.). Dies 
lässt vermuten, dass die Verbreitung 
von rechtsextremen Einstellungen 
und deren Einfluss auch Orte be-
trifft, die bislang kaum in den Blick 
der Forschung genommen wurden, 
so zum Beispiel die Wirtschaft und 
die Arbeitswelt. Aus diesem Grund 
hat die Organisation Gesicht Zei-
gen! 2024 die Studie »Unternehmen 
in Verantwortung! Umfrageergeb-
nisse zu Rechtsextremismus in der 
Arbeitswelt  – Herausforderungen 
und Handlungsbedarf« veröffentlicht 
(vgl. Infokasten). Die Studie gliedert 
sich in fünf Themenfelder. Zum einen 
wurde die Wahrnehmung von Rechts-
extremismus am Arbeitsplatz durch 
Beschäftigte und Führungskräfte 
ermittelt. Im Weiteren wurden die 
Befragten nach dem Ist-Zustand im 
Unternehmen befragt, so zu etwaigen 
Positionierungen gegen Rechtsex-

tremismus, vorhandenen Ansprech-
personen oder Unterstützungs- und 
Weiterbildungsangeboten. Gefragt 
wurde außerdem nach den Auswir-
kungen von Rechtsextremismus auf 
den Arbeitsplatz sowie die Volkswirt-
schaft, nach Maßnahmen, die nach 
rechtsextremen Vorfällen getroffen 
wurden, und nach Wünschen und 
Erwartungen der Mitarbeiter/-innen 
und Führungskräfte.

Rechtsextremismus macht auch 
vor der Arbeitswelt nicht halt

Den Ausgangspunkt der Erhebung 
bildete folgende Frage, die allen Teil-
nehmer/-innen gestellt wurde und mit 
der zudem eine beschreibende Defi-
nition von Rechtsextremismus vorge-
nommen wurde: Haben Sie an Ihrem 
Arbeitsplatz jemals rechtsextreme, also 
nationalistische, rassistische, antise-
mitische, den Nationalsozialismus ver-
harmlosende oder demokratiefeindliche 
Einstellungen wahrgenommen?
32,1  Prozent der Beschäftigten so-
wie 28,4 Prozent der Führungskräfte 
beantworteten diese Ausgangsfrage 
mit »ja«. Jede-/r dritte Beschäftigte 

Vivien Klatt 
Referentin bei Gesicht 
Zeigen! Für ein weltoffenes 
Deutschland e.  V. in Berlin 
klatt@gesichtzeigen.de

Rechtsextremismus in der Arbeitswelt –  
Heraus forderungen und Handlungsoptionen

Ein Drittel der Beschäftigten in Deutschland hat bereits rechtsextreme Ein-

stellungen am Arbeitsplatz wahrgenommen. Fast jede/-r zehnte Beschäftigte 

war sogar persönlich betroffen. Die Gesicht Zeigen!-Studie »Unternehmen 

in Verantwortung! Umfrageergebnisse zu Rechtsextremismus in der Arbeits-

welt – Herausforderungen und Handlungsbedarf« präsentiert erstmalig 

Zahlen und gibt Aufschluss darüber, welche Rolle Rechtsextremismus in der 

Wirtschafts- und Arbeitswelt spielt und welche Erkenntnisse und Bedarfe sich 

hieraus ableiten lassen.
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und Führungskraft hat somit bereits 
rechtsextreme Einstellungen an ihrem 
oder seinem Arbeitsplatz wahrgenom-
men. Erstmalig liegen hiermit kon-

Gesicht Zeigen! Für ein weltoffenes 
Deutschland e.  V.

Gesicht Zeigen! Für ein weltoffenes 
Deutschland e.  V. ist ein Verein mit 
Sitz in Berlin. Seit dem Jahr 2000 
setzt sich Gesicht Zeigen! mit 
Kampagnenformaten sowie Angebo-
ten in der politischen Bildung und 
Demokratieförderung gegen Rassis-
mus, Antisemitismus und Rechtextre-
mismus und für die Stärkung der 
Zivilgesellschaft ein. Seit 2020 ist 
Gesicht Zeigen! Teil des bundesweiten 
Kompetenznetzwerks Rechtsextremis-
musprävention und arbeitet im 
zugehörigen Projekt »United! – Ge-
meinsam gegen Rechtsextremismus« 
zum Schwerpunktbereich Wirtschaft 
und Arbeitswelt. Das Projekt wird vom 
Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) 
im Bundesprogramm Demokratie 
leben! gefördert.

Für die Studie hat Gesicht Zeigen! das 
Meinungsforschungsinstitut Civey 
beauftragt. Die repräsentative 
Online-Umfrage basiert auf einem 
24 Fragen umfassenden Fragebogen. 
Der Befragungszeitraum erstreckte sich 
vom 25. Januar bis zum 20. Februar 
2024. Befragt wurden abhängig 
Beschäftigte sowie privatwirtschaft-
liche Entscheider/-innen. Die 
Stichprobengröße der ersten Gruppe 
umfasste 2.500 Befragte, die der 
Entscheider/-innen 2.000 Befragte 
(vgl. ausführlich Fresen/Klatt 2024).

urn:nbn:de:0035-bwp-24430-7
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krete Zahlen vor, die verdeutlichen, 
dass Rechtsextremismus und die Ver-
breitung der damit einhergehenden 
Einstellungen die Wirtschaft und Ar-
beitswelt nicht ausklammern. Neben 
der generellen Wahrnehmung von 
Rechtsextremismus am Arbeitsplatz 
wurden die Beschäftigten zudem da-
nach gefragt, ob sie bereits persönlich 
von gegen sie gerichteten rechtsextre-
men Einstellungen betroffen waren. 
7,7 Prozent der Beschäftigten bejah-
ten diese Frage. Das zeigt: Rechtsex-
tremismus tritt demnach nicht nur am 
Arbeitsplatz in Erscheinung, sondern 
betrifft Beschäftigte auch individuell. 
Unternehmen sind folglich gefordert, 
einen angemessenen Umgang mit der 
Thematik zu finden.

Zu selten werden Maßnahmen 
nach Fällen von Rechtsextre-
mismus ergriffen

Wenn rechtsextreme Einstellungen 
am Arbeitsplatz auftreten und von 

Beschäftigten und Führungskräf-
ten wahrgenommen werden, stellt 
sich die Frage, ob und in welcher 
Form Maßnahmen als Reaktion er-
griffen werden. Über die Hälfte der 
Beschäftigten (58,5  %) gab an, dass 
keine Maßnahmen getroffen wurden. 
Weitere 19,8 Prozent beantworteten 
die Frage mit »teils/teils« und weite-
re 4,7 Prozent mit »weiß nicht«. Das 
heißt, nicht einmal jede-/r fünfte Be-
schäftigte (17  %) konnte angeben, 
dass Maßnahmen als Reaktion auf 
rechtsextreme Vorkommnisse am 
Arbeitsplatz ergriffen wurden (vgl. 
Abb.).
Dabei können Maßnahmen sehr er-
folgreich sein. In den Fällen, in denen 
laut Beschäftigten Maßnahmen er-
griffen wurden, berichteten drei von 
vier Beschäftigten (74,6  %), dass sich 
rechtsextreme Vorfälle nicht wie-
derholt haben. Dieser Erfolg sollte 
Unternehmensverantwortliche da rin 
bestärken, bei jedem Vorkommnis 
Schritte einzuleiten.

Aus Sicht der Beschäftigten stellen 
»Kündigungen und Entlassungen« 
(29,1  %) die wichtigste Maßnahme 
dar. An zweiter Stelle steht »Direkte 
Ansprache, persönliche Gespräche 
und Kommunikation« (23,4  %). Die 
Antworten verdeutlichen allerdings 
auch, dass die Handlungsoptionen 
darüber hinaus vielfältig sind und es 
keinen einheitlichen Lösungsweg gibt. 
Um gravierenden rechtsextremen Vor-
fällen mit arbeitsrechtlichen Folgen – 
wie Kündigung und Entlassung – vor-
zubeugen, sollten Unternehmen vor 
allem verstärkt präventive Maßnah-
men in Betracht ziehen.

Kaum Unterstützungs- und 
Weiterbildungsangebote für Be-
schäftigte

Umso bedeutsamer ist ein weiteres 
Ergebnis der Untersuchung. Es legt 
nahe, dass es häufig nicht der Un-
wille ist, sich mit Rechtsextremismus 
und Vorfällen am Arbeitsplatz zu be-

Abbildung 
Getroffene Maßnahmen nach rechtsextremen Vorfällen und Erfolg der Maßnahmen
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fassen, sondern fehlende Sensibilisie-
rung und Wissen zum Themenkom-
plex. Befragt nach der Möglichkeit, 
Unterstützungs- und Weiterbildungs-
angebote zum Thema Rechtsextremis-
mus am Arbeitsplatz wahrnehmen zu 
können, verneinte über die Hälfte der 
Beschäftigten (54,1  %) diese Frage. 
Weitere 25,4  Prozent konnten keine 
Angabe darüber machen, ob solche 
Angebote seitens des Unternehmens 
vorhanden sind und sie diese wahr-
nehmen könnten. Die Sensibilisierung 
sowie das Wissen über rechtsextreme 
Einstellungen und Wege ihrer Verbrei-
tung sind allerdings essenziell, um bei 
Vorfällen jedweder Art angemessen 
reagieren zu können und einen Um-
gang zu finden.

Umgang mit Rechtsextremismus 
trainieren und Handlungsmacht 
stärken

Um den Umgang mit Rechtsextre-
mismus zu trainieren, bietet die Or-
ganisation Gesicht Zeigen! spezielle 
Workshops zur Rechtsextremismus-
prävention im Arbeitskontext an und 
hat eine Workshop-Box zur eigenstän-
digen Durchführung von Sensibilisie-
rungsmaßnahmen im Unternehmen 
entwickelt. 

Angebote, weitere Hand-
lungsempfehlungen und 
Publikationen unter
www.unternehmen- 
zeigen-gesicht.de
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Anzeige

Teilnehmende für Interviews gesucht

Für die BIBB-Studie »Verwertungsperspektiven geschlechtsuntypischer Berufsausbildungen« werden 
Berufswechsler/-innen für ein Interview gesucht. Konkret geht es um folgende Personen:

• Männer, mit einer Berufsausbildung in der Pflege, dich sich im Erwerbsverlauf gegen diesen Beruf 
entschieden haben.

• Frauen, mit einer Berufsausbildung in einem MINT- oder Handwerksberuf, die sich im 
Erwerbsverlauf gegen diesen Beruf entschieden haben. 

Wenn Sie zu einer der oben genannten Personengruppe gehören und unsere Studie 
unterstützen möchten, finden Sie weitere Informationen und Kontaktdaten im Aufruf  
zur Studie: www.bibb.de/interviewaufruf-projekt-11024
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Rassismus und Rechtsextremismus in der Arbeitswelt 
entgegentreten

Die Initiative betriebliche Demokratiekompetenz

Potenzial für die Demokratiestärkung. 
Erwerbstätigkeit bestimmt für einen 
großen Teil der Bevölkerung den All-
tag. Praktische Erfahrungen, die hier 
gemacht werden, können prägende 
Schlüsselerfahrungen sein. So ist der 
Betrieb Begegnungsort für Menschen 
unterschiedlicher Hintergründe und 
Herkünfte  – hier kann Vielfalt, ge-
genseitiger Respekt und kollegiales 
Zusammenarbeiten täglich erlebt, 
erlernt und gestärkt werden. Im ne-
gativen Sinne können Arbeitswelt-
erfahrungen aber auch Nährboden 
für antidemokratische Einstellungen 
sein: Sorgen um Arbeitsplatzver-
lust – etwa im Zuge aktueller Trans-
formationsprozesse  – und ein damit 
verbundenes Ohnmachtsgefühl kön-
nen die Entwicklung rechtsextremer 
Wertorientierungen begünstigen.
Gleichzeitig kann das Arbeitsumfeld 
Beschäftigten Selbstwirksamkeits- 
und Mitgestaltungserfahrungen er-
möglichen. Beide bewirken einen 
bestimmten Schutz vor antidemo-
kratischen Einstellungen (vgl. Hö-
vermann/Kohlrausch/Voss 2022). 
Betriebe bieten zudem eine Zugangs-
möglichkeit, um mit den Beschäftig-
ten gerade auch Erwachsene für die 
Teilnahme an demokratiefördernden 
(Bildungs-)Angeboten zu gewinnen. 

Dabei ist vor allem der auf diese Wei-
se mögliche Kontakt zu ansonsten 
schwer erreichbaren Zielgruppen, die 
weniger themenaffin sind und nicht 
von sich aus an entsprechenden Bil-
dungsangeboten teilnehmen, hervor-
zuheben.

Die Initiative betriebliche 
 Demokratiekompetenz

Mit dem Programm »Unsere Arbeit: 
Unsere Vielfalt. Initiative für betrieb-
liche Demokratiekompetenz« fördert 
das Bundesministerium für Arbeit 
und Soziales 34 Projekte (vgl. Info-
kasten, S.  34). Die bundesweit ver-
fügbaren Angebote  – von regionalen 
Bildungsträgern initiiert und begleitet 
(vgl. Abb., S. 34) – unterstützen Beleg-
schaften, Betriebe und Berufsschulen 
im Kampf gegen Rassismus, Rechtsex-
tremismus und Verschwörungserzäh-
lungen. Knapp die Hälfte der Projekte 
richtet dabei einen speziellen Fokus 
auf Betriebe aus besonders stark von 
Strukturwandel und Transformations-
prozessen betroffene Branchen – u.  a. 
Automobil und Stahl, Energie, Che-
mie, Bau, Pflege, Verkehr und Logis-
tik. Die geförderten Projekte sind unter 
dem Dach der Initiative dezentral tätig 
und greifen je nach Bedarf und Interes-
se der Zielgruppe unterschiedliche An-
sätze und Themenschwerpunkte auf.
Die Schulungs-, Beratungs- und Be-
gleitformate und ihre Zielgruppen 
finden auf unterschiedlichen Wegen 
zueinander: Betriebe, Belegschaften 
und Berufsschulen wenden sich zum 
einen eigenständig an die regionalen 
Bildungsträger oder die zentrale Ko-
ordinierungsstelle des Programms 
und erhalten eine Vermittlung des 
passenden (kostenfreien) Angebots.  

Marisa Hartmann 
Projektreferentin Deutscher 
Gewerkschaftsbund 
marisa.hartmann@dgb.de

Die bundesweite »Initiative Betriebliche Demokratiekompetenz« unterstützt 

über ein Projekt-Netzwerk Betriebe und Berufsschulen, sich gegen Rassismus 

und Rechtsextremismus stark zu machen. Ziel ist es, über demokratiefördern-

de Formate Ungleichheitsideologien entgegenzuwirken und demokratische 

Kompetenzen zu entwickeln. Der Beitrag zeigt auf, warum der Fokus auf die 

Arbeitswelt für die Förderung demokratischer Haltungen und Kompetenzen 

gewinnbringend sein kann, und gibt Einblicke in die praktische Arbeit des 

Netzwerks.

Demokratie stärken – warum 
gerade in der Arbeitswelt?

Rechtsextreme und rassistische Ein-
stellungen sind in Deutschland auf 
dem Vormarsch: Mehr als acht  Pro-
zent der Menschen in Deutschland 
haben ein rechtsextremes Weltbild – 
der Anteil hat sich im Vergleich zu 
den Vorjahren verdreifacht (vgl. Zick/
Mokros 2023, S. 70 ff.). Zunehmend 
distanzieren sich Teile der Mitte der 
Gesellschaft von der Demokratie in 
Deutschland und ihren Institutio-
nen. Wie kann diesem zunehmenden 
Vertrauensverlust und der Zunahme 
menschenfeindlicher Einstellungen 
begegnet werden? Gleich mehrere 
Gründe sprechen dafür, die Arbeits-
welt und den Betrieb genauer in den 
Blick zu nehmen: Denn demokratie-
feindliche Einstellungen, Ungleichbe-
handlung oder rassistische Sprüche 
machen zum einen vor dem Werkstor 
nicht halt (vgl. auch Klatt/Fresen 
in dieser Ausgabe), zum anderen ist 
der Arbeitsplatz ein Ort mit großem 
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Die regionalen Bildungsträger gehen 
darüber hinaus aktiv auf potenziel-
le Zielgruppen zu, um für die Inan-
spruchnahme von Angeboten zu wer-
ben, Interesse zu wecken und Hürden 
sowie Berührungsängste mit den The-
men und Formaten abzubauen.
Anliegen des lernenden Programms 
ist auch ein erfolgreicher Transfer 
von Beispielen guter Praxis zwischen 
Akteuren und Branchen inner- und 
außerhalb des Programms. Die Mit-
arbeiter/-innen geförderter Projekte 
teilen in netzwerkinternen Austausch-
formaten ihre Erkenntnisse hinsicht-
lich funktionierender Ansätze und 
Formate. Erfolgserprobte Ansätze 
werden so von weiteren Projekten der 
Initiative auch in anderen Regionen 
und Branchen aufgegriffen. Öffentli-
che Fachveranstaltungen oder veröf-
fentlichte Kurzporträts erfolgreicher 
Unterstützungen einzelner Betriebe 
und Berufsschulen zielen auf die wei-
tere Verbreitung von Erkenntnissen.

Workshops, Aktionsmonate, 
 Beratungen

Die Unterstützungsleistungen der Ini-
tiative zur Stärkung gegen Rassismus und andere Ungleichheitsideologien 

haben unterschiedliche Formate. Die 
folgenden Ausführungen legen den 
Fokus auf Beispiele aus der Zusam-
menarbeit mit Betrieben.
Der in einem Pharma-Betrieb durch-
geführte »Anti-Rassismus-Monat« 
illustriert einen möglichen Ansatz: 
Mit dem Aktionsmonat setzte sich 
eines der in Schleswig-Holstein ak-
tiven Projekte der Initiative das Ziel, 
das Bewusstsein für Rassismus bei 
Beschäftigten und Führungskräften 
des Unternehmens zu schärfen. Zu-
dem sollte die Bereitschaft erhöht 
werden, sich mit diesem Thema auch 
in den konkreten betrieblichen Zu-
sammenhängen auseinanderzuset-
zen. Workshops richteten sich zum 
einen an Führungskräfte, Persona-
ler/-innen und Betriebsratsmitglie-
der: Neben der Wissensvermittlung 
zur Thematik »Rassismus im be-

trieblichen Kontext« stand die Aus-
einandersetzung mit einer bereits 
bestehenden Betriebsvereinbarung 
(»Partnerschaftliches Verhalten am 
Arbeitsplatz«) im Fokus. Anhand von 
Fallbeispielen wurde diskutiert, wie 
Vorgesetzte und Mitarbeitervertre-
tung in Fällen von Diskriminierung 
und Rassismus im Betrieb reagieren 
können und sollten. Zum anderen 
richteten sich Formate an die weite-
re Belegschaft. Ziel war es, niedrig-
schwellig einen Austausch zu Aspek-
ten von Vielfalt, Rechtsextremismus 
und Rassismus anzuregen. Realisiert 
wurde dies über eine im Betrieb plat-
zierte und durch das Projektteam be-
gleitete Ausstellung zu Opfern rech-
ter Gewalt in der Region, sowie über 
gemeinsame »Spaziergänge durch 
Lernstationen« mit einfach zugäng-
lichen Methoden wie Quizabfragen 
und Gewinnspielen.

Abbildung 
Regionale Verteilung der Bildungsträger in der Initiative betriebliche Demokra-
tiekompetenz

Initiative betriebliche Demokratie-
kompetenz

Seit 2021 unterstützt das Programm 
bundesweit Beschäftigte und 
Arbeitgeber, Berufsschüler/-innen 
und Lehrkräfte, sich gegen Ideologien 
der Ungleichwertigkeit einzusetzen 
und Kompetenzen für eine demokra-
tische Kultur und Mitgestaltung zu 
entwickeln. Die Initiative wird vom 
Bundesministerium für Arbeit und 
Soziales gefördert und von diesem 
gemeinsam mit dem Deutschen 
Gewerkschaftsbund koordiniert. Sie 
ist Teil des Maßnahmenkatalogs des 
Kabinettausschusses zur Bekämpfung 
von Rechtsextremismus und Rassis-
mus, der im Dezember 2020 vom 
Bundeskabinett beschlossen wurde.

Weitere Informationen, Materialien 
und Angebotsübersicht:  
https://betriebliche-demokratie 
kompetenz.de

https://betriebliche-demokratiekompetenz.de
https://betriebliche-demokratiekompetenz.de
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Angebote in der Initiative werden 
nicht nur zur Prävention entwickelt 
und umgesetzt, sie entstehen auch 
aus konkreten Vorfällen: So im Fall ei-
ner durchgeführten Kurzschulung zu 
rechtsextremen Codes und Symbolen 
am sächsischen Lagerstandort eines 
Online-Gebrauchtwarenhändlers. 
Anlass waren rechtsextreme Schmie-
rereien an den Wänden der Sanitär-
anlagen der Lagermitarbeiter/-innen. 
Der Betriebsrat wandte sich mit der 
Bitte um Unterstützung an einen re-
gionalen Bildungsträger der Initiati-
ve. Gemeinsam wurde entschieden, 
im Rahmen einer Betriebsversamm-
lung, Belegschaft und Leitung für das 
Problem zu sensibilisieren und Hin-
tergrundwissen zu den Symbolen zu 
vermitteln. Auch resultierend aus die-
ser Sensibilisierung entschied sich im 
weiteren Verlauf die Betriebsleitung, 
verstärkt Stellung gegen rechtsextre-
me Äußerungen zu beziehen.

Herausforderungen und 
 Umgangsstrategien

Viele weitere Formate konnten in den 
zurückliegenden dreieinhalb Jahren 
im Bundesprogramm erfolgreich um-
gesetzt werden. Gleichzeitig gestaltet 
es sich als herausfordernd, Betriebe 
für Angebote der Initiative zu gewin-
nen.
Wirtschaftlicher Erfolg und das Tages-
geschäft haben oft Vorrang vor Maß-
nahmen zur Demokratieförderung. 
Nur ein kleiner Teil der Betriebe, mit 
denen die Bildungsträger der Initiative 
in Kontakt treten, räumt entsprechen-
den Maßnahmen einen hohen Stellen-
wert ein. Vielfach wird auf mangelnde 
betriebliche Ressourcen hingewiesen. 
Dieser Punkt spielt eine große Rolle, 
da Angebote der Initiative möglichst 
während der Arbeitszeit stattfinden 
sollen und das Programm versucht, 
insbesondere kleine und mittlere Be-
triebe zu erreichen. In Zeiten von 
Fachkräftemangel, dicht getakteten 

Arbeitsabläufen und Schichtarbeit 
müssen die Projektteams teilweise 
viel Überzeugungsarbeit leisten und 
Flexibilität aufbringen, um Angebo-
te in Betrieben umzusetzen. Weitere 
Schwierigkeiten sind Abwehrreak-
tionen gegenüber Themen wie Ras-
sismus und Rechtsextremismus bei 
Belegschaften und Leitungspersonen. 
Betriebe wollen mit diesen negativ be-
hafteten Themen und gesellschaftli-
chen Entwicklungen oftmals zunächst 
nicht in Verbindung gebracht werden.
Um dieser Zurückhaltung der Betrie-
be zu begegnen, heben die regiona-
len Bildungsträger mögliche Vorteile 
einer Teilnahme hervor: So können 
Programmangebote – wie z.  B. die Aus-
einandersetzung mit menschenfeind-
lichen Ideologien – zu einem grund-
sätzlich aufgeschlosseneren und 
attraktiveren Betriebsklima beitragen. 
Dieser Aspekt kommt Betrieben gera-
de in Zeiten des Fachkräftemangels 
bei ihren Rekrutierungsbemühungen 
zugute.
Die Projekte müssen zudem flexibel 
an die betrieblichen (und berufsschu-
lischen) Gegebenheiten angepasst 
werden. Da Betriebe ihre Beschäftig-
ten häufig nur für kurze Zeiträume 
freistellen möchten, werden (notge-
drungen) kompaktere Formate entwi-
ckelt. Für einige Projekte hat es sich im 
Kontext dieses betrieblichen Ressour-
cenmangels auch bewährt, Angebo-
te in bereits bestehende Strukturen 
im Betrieb zu integrieren. So ist bei-
spielsweise die Kombination von Wis-
sensinputs mit Teamsitzungen oder 
Betriebsversammlungen möglich. Als 
gewinnbringend erweist es sich zu-
dem, bestimmte betriebliche Akteurs-
gruppen zunächst als Türöffner zu ge-
winnen, um mit deren Unterstützung 
weitere Bereiche und Zielgruppen im 
Betrieb erreichen zu können.
Eine zentrale Herausforderung ist es, 
die Formate nachhaltig zu gestalten. 
Viele Bildungsträger versuchen teil-
nehmende Institutionen oder Akteure 

über längere Zeiträume zu begleiten, 
bspw. durch die Umsetzung mehrtei-
liger Formate oder im Rahmen einer 
Prozessbegleitung. Ein anderer Erfolg 
versprechender Weg, Formate nach-
haltig zu implementieren, besteht 
darin, bleibende Strukturen im Betrieb 
zu fördern. Der oben beschriebene 
Anti-Rassismus-Monat ist ein solches 
Beispiel. Hier wurde eine bereits be-
stehende Betriebsvereinbarung neu 
mit Leben gefüllt und für ihre An-
wendung sensibilisiert. Ein anderes 
Beispiel ist die Entwicklung von Leit-
bildern und Unternehmenswerten, bei 
denen die Projektteams Betriebe und 
Berufsschulen unterstützen.

Ausblick

Noch bis Ende 2024 bietet das Pro-
gramm Betrieben und Berufsschulen 
demokratiefördernde Formate an. 
Aktuell ist die einmalige Verlängerung 
eines Teils der Projekte für ein weite-
res Jahr in Prüfung. Am 14. November 
2024 lädt das Programm alle Interes-
sierten, Sozialpartner, Bildungspro-
jekte und Wissenschaftler/-innen zum 
Gespräch im Rahmen einer Fach- und 
Abschlusstagung nach Chemnitz 
ein. 
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Demokratie erLeben – ein modulbasiertes Workshop-
konzept

dabei eine zentrale Rolle (vgl. Hamm 
u.  a. 2023, S. 5 ff.).

Demokratiebildung –  
Wie können sich Unternehmen 
einbringen?

Die größte Chance für Unternehmen, 
junge Menschen zu erreichen und 
einen Beitrag zur Demokratiebildung 
zu leisten, liegt in der Ausbildung. In-
nerhalb dieses geschützten Settings 
können den Auszubildenden wichtige 
inhaltliche Impulse und Erfahrungen 
vermittelt werden. Im Wahljahr 2024 
haben sich daher die Unternehmen 
der Initiative »Allianz der Chancen« 
(vgl. Infokasten) darauf verständigt, 
Demokratie als Baustein in der be-
trieblichen Ausbildung zu verankern. 
Gemeinsam arbeiten sie nicht nur an 
Lösungen für die Transformation der 
Arbeitswelt, sondern positionieren 
sich klar für demokratische Werte und 
ein weltoffenes Deutschland.
Zusammen mit der Berliner Learning 
Design Company »Forever Day One« 
hat die Allianz der Chancen das Kon-
zept »Demokratie erLeben« entwi-

ckelt. Forever Day One fokussiert sich 
auf Zukunftsgestaltung und Lernen, 
speziell durch erfahrungsbasierte 
Lernreisen. Das Konzept »Demokratie 
erLeben« zielt auf Aufklärung sowie 
die Stärkung von Selbstwirksamkeit 
und Partizipation bei Auszubilden-
den ab. Diese Ziele, kombiniert mit 
hoher Flexibilität der Module, sollen 
der Vielfalt der Unternehmen gerecht 
werden. Das modulare Konzept er-
möglicht es den Unternehmen, die 
Inhalte individuell in die Ausbildung 
zu integrieren. Die gemeinschaftliche 
Durchführung und Umsetzung durch 
die Mitgliedsunternehmen bieten zu-
dem die Chance eines übergreifenden 
Ideenwettbewerbs, in dem die von den 
Auszubildenden entwickelten Demo-
kratie-Projekte vorgestellt und prä-
miert werden.

Isabel Dittmann 
HR Specialist Education, 
Group Human Relations 
bei der Continental AG, 
Hannover,  
isabel.dittmann@conti.de

Hanno Gieseke 
Ausbildungsleiter Deutsch-
land und Head of Talent 
Management & Organizatio-
nal Development 
bei der Continental AG, 
Hannover, 
hanno.gieseke@conti.de

Welchen Beitrag können Unternehmen leisten, um das Vertrauen junger 

Menschen in demokratische Institutionen zu stärken und sie für Demokratie 

zu begeistern? Die Allianz der Chancen, eine branchenübergreifende Initiati-

ve von Unternehmen und Institutionen, hat sich zum Ziel gesetzt, mit einem 

Workshop-Konzept ein klares Zeichen für Demokratie zu setzen. Hintergrund, 

Entwicklung und Inhalte des modulbasierten Konzepts werden im Beitrag 

vorgestellt.

Demokratie – Was denken junge 
Menschen?

Die letzten Jahre waren von Pande-
mie, Krieg, Klimakrise und Inflation 
geprägt. Diese Entwicklungen erzeu-
gen Unsicherheiten, die junge Men-
schen besonders spüren. Jugendliche 
blicken wenig optimistisch in die Zu-
kunft, während sie Klima, Kriege und 
Armut fürchten. Gleichzeitig fehlt 
ihnen vielfach das Interesse für poli-
tische Themen. Wie eine Studie von 
Neu/Küpper/Luhmann (2023) zeigt, 
beschäftigt sich nur die Hälfte der Ju-
gendlichen im Alter zwischen 16 und 
23 Jahren mit Politik und sucht aktiv 
nach Informationen über gesellschaft-
liche Themen. Darüber hinaus haben 
64 Prozent der Befragten das Gefühl, 
die Politik nicht beeinflussen zu kön-
nen oder von ihr nicht ernst genom-
men zu werden (ebd., S. 45).
Diese Entwicklungen sind besorgnis-
erregend und fordern Bildung, Politik 
und Wirtschaft auf, Jugendliche zu 
unterstützen und Vertrauen in unsi-
cheren Zeiten aufzubauen. Die Stär-
kung von Selbstwirksamkeit spielt 

Allianz der Chancen

Zielsetzung: Die Allianz der Chancen 
versteht sich als Impulsgeber für 
Politik und Gesellschaft, um gemein-
sam die Transformation der Arbeits-
welt zu gestalten.

Gründung: 2021 durch die Continen-
tal AG und 25 weitere Unternehmen

Mitglieder: Mittlerweile 70 Unterneh-
men und Institutionen aus verschie-
denen Branchen mit 2,7 Millionen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
und 40.000 Auszubildenden

Weitere Informationen  
www.allianz-der-chancen.de

urn:nbn:de:0035-bwp-24436-5

mailto:isabel.dittmann@conti.de
mailto:hanno.gieseke@conti.de
http://www.allianz-der-chancen.de
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Inhalte und Formate –  
Wie gelingt die Aktivierung der 
Auszubildenden?

Um Demokratie zu erleben, ist die Ak-
tivierung der Auszubildenden essen-
ziell. Daher wurden sie bereits in der 
Phase der Konzeptentwicklung zu ih-
ren Interessen und Wünschen befragt 
und hatten so die Möglichkeit, ihre 
Stimme einzubringen (vgl. Abb.  1). 
Auf dieser Grundlage wurden inhalt-
lich vier Themenfelder identifiziert: 
Demokratie, Werte, Vielfalt und So-
cial Media, zu denen jeweils ein Prä-
senz-Modul entwickelt wurde (vgl. 
Abb. 2, S. 38). Alle Module können 
unabhängig voneinander in den Aus-
bildungsverlauf eingebettet werden 
und bieten einen Einblick in unter-
schiedliche Facetten der Demokra-
tie. Das Modul »Demokratie« befasst 
sich hauptsächlich mit der Geschich-
te und Bedeutung der Demokratie. 
Durch eine Gegenüberstellung ver-
schiedener Staatsformen werden die 
Vorzüge demokratischer Systeme he-
rausgearbeitet. Im Modul »Werte« be-
schäftigen sich die Auszubildenden 
mit ihren eigenen Werten und wie ihr 
Handeln diese unterstreichen kann. 
Im Modul »Vielfalt« geht es darum, 
Wertschätzung für verschiedene Le-
bensmodelle zu vermitteln und den 

Teilnehmenden die Auswirkungen 
von Diskriminierung vor Augen zu 
führen. In gemeinsamen Gesprächen 
werden Vorurteile besprochen und 
reflektiert. Das Modul »Social Media« 
zeigt auf, wie politische Partizipation 
und Meinungsbildung über soziale 
Medien funktionieren und sensibili-
siert für damit einhergehende mög-
liche Risiken (z.  B. Populismus, Fake 
News oder Hate Speech).
Die Inhalte decken die Interessens-
bereiche der jungen Menschen ab 
und vermitteln einen umfassenden 
Einblick in das Thema Demokratie. 
Gleichzeitig bieten die Module die 
Möglichkeit, Themen wie Offenheit, 
Antidiskriminierung und Werte zu 
diskutieren.
Ein wichtiger Leitgedanke des Kon-
zepts ist es, nicht nur Inhalte zu ver-
mitteln, sondern den Jugendlichen 
auch den Raum für eigene Erfahrun-
gen zu geben und somit das Gefühl 
von Selbstwirksamkeit zu stärken. 
Mithilfe eines innovativen erfah-
rungsbasierten Lernkonzepts können 
die Auszubildenden viel selbst gestal-
ten. Auch in dieser Hinsicht greift das 
Konzept »Demokratie erLeben« die 
Wünsche der Auszubildenden nach 
interaktiven Workshops, lebensnahen 
Aufgaben und Netzwerkmöglichkei-

ten auf. Es berücksichtigt dabei aus-
schließlich Formate und Methoden, 
die einen ganzheitlichen Ansatz (im 
Sinne von Lernen mit Kopf, Herz und 
Hand) verfolgen. Im Mittelpunkt ste-
hen kollaborative und interaktive 
Ansätze. Gleichzeitig werden mittels 
visueller und multimedialer Materia-
lien Lerninhalte kurz und prägnant 
vermittelt. Daraus ergeben sich For-
mate wie Gamification – z.  B. in Form 
eines Escape Rooms – oder Projekte, 
bei denen die Auszubildenden eigene 
Ideen für einen Demokratiewettbe-
werb erarbeiten.
Im Zusammenspiel von eintägigen 
Modulen und einer auf ein Jahr an-
gelegten Demokratiewerkstatt ergibt 
sich die Möglichkeit, Gelerntes anzu-
wenden und zu vertiefen. Für die Mo-
dule kommen die Auszubildenden 
als Gruppe zusammen und erfahren 
Inhalte gemeinsam auf spielerische 
Weise. In der Demokratiewerkstatt 
geht es darum, eigenständig organi-
sierte Projekte – wie z.  B. ein Mittag-
essen in der Mensa zu kulinarischer 
Vielfalt oder die Einführung eines 
Azubi-Demokratie-Counsels  – um-
zusetzen. Dadurch machen sie die 
Erfahrung, aktiv zur Gestaltung ihrer 
Umgebung beizutragen und es wer-
den wertvolle Zukunftskom peten- 

Abbildung 1 
Einschätzungen und Wünsche der Jugendlichen zum Konzept

»Demokratie hat mit meinem 
Unternehmen eher wenig zu tun.«

»Bitte keine reine 
Frontbeschallung.«

»Ich benötige 
Bewegung und 
Aktivität zum Lernen, 
ich möchte Spiele 
spielen und Dinge 
inszenieren.«

»Ich freue mich 
darauf, neue Kulturen 
kennenzulernen und 
gemeinsame Ideen zu 
entwickeln.«

»Ich habe das Gefühl, dass Wählen 
gar nichts bringt, weil es ohnehin 
viel mehr alte Menschen gibt.«

»Ich weiß überhaupt nicht, was 
man genau in einem demokra-
tischen Staat bewegen kann. 
Junge Menschen sollten mehr 
von ihren Rechten wissen.«
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zen wie Selbstorganisation, Projekt-
management und Teamarbeit geför-
dert.

Ausblick – Wie geht es weiter 
mit »Demokratie erLeben«?

Nach der erfolgreichen Konzeption 
folgt nun die Umsetzung. In einem ers-
ten Schritt starten über zehn Mitglieds-
unternehmen der Allianz der Chancen 
die ersten Testballons. Alle beteiligten 
Akteure sind gespannt, wie sich das 

Konzept in der Praxis bewähren wird 
und welche Erfahrungen die neuen 
Auszubildenden mit dem Programm 
machen werden. Durch die Bereit-
stellung von Trainingsleitfäden und 
ausgearbeiteten Materialien zu den 
Modulen kann jedes Unternehmen das 
Konzept individuell umsetzen, gleich-
wohl bieten die Materialien eine ge-
wisse Standardisierung. Gemeinsame 
Pilotprojekte und jährliche Reviews 
stellen eine kontinuierliche Verbesse-
rung des Programms sicher. 
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Anzeige

In einer Gesellscha� , die durch ein hohes Maß an Beschleunigung 
und technologischer Veränderung gekennzeichnet ist, gewinnt 
die Wertedebatte zunehmend an Bedeutung. Welche Rolle spielt 
werteorientiertes und gesellscha� lich verantwortliches Handeln in 
Wirtscha�  und Arbeitswelt? Und wie können Werte zum Gegenstand der 
beru� ichen Aus- und Weiterbildung gemacht werden?

Hierzu stellen die Beiträge konzeptionelle Überlegungen vor und 
vermitteln Einblicke in die praktische Bildungsarbeit. Damit gibt 
die BWP-Ausgabe zahlreiche Anregungen zur Verbindung von 
Werteorientierung und Kompetenzvermittlung in der Berufsbildung.

Kostenloser Download: www.bwp-zeitschrift.de/4-2019

Themenschwerpunkt »Werte in der Berufsbildung«

Abbildung 2 
Aufbau des Konzepts »Demokratie erLeben«
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Selbstwirksam
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Ausbildun
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#GetInvolved: Teilhabestrukturen im Betrieb analysieren 
und entwickeln

Ein Instrument für das Selbstmonitoring

Neben Zeitmangel und fehlenden Fortbildungen ist beim Ausbildungsperso-

nal auch mangelndes Bewusstsein für strukturelle Diskriminierung ein Hin-

dernis, demokratische und gesellschaftliche Teilhabe in der Ausbildung zu 

vermitteln. Im Erasmus+-Projekt #GetInvolved wurde ein Selbstmonitoring-

Tool entwickelt, mit dem Betrieben ein Werkzeug an die Hand gegeben wird, 

um die eigenen Teilhabestrukturen analysieren und verbessern zu können.

Demokratisches Bewusstsein 
fördern

Das Erstarken rechter und populisti-
scher Strömungen ist nicht erst seit 
Kurzem ein europaweites Problem. 
Das Thema nimmt auch zunehmend 
Raum im Handlungsfeld der berufli-
chen Bildung ein. Umso problemati-
scher ist daher der Umstand, dass der 
Demokratiebildung in der Ausbildung 
bislang wenig Platz eingeräumt wird. 
Ziel des Erasmus+-Projekts #GetIn-
volved (vgl. Infokasten) ist daher, de-
mokratisches Bewusstsein, Engage - 
ment und Teilhabe in der Berufs-
bildung zu fördern. Der entwickelte 
Projektansatz setzt dabei vier Schwer-
punkte:
• Fortbildung von Berufsbildungs-

personal, Betrieben und Lernen-
den,

• Projektarbeit und kleine Wettbe-
werbe für Auszubildende, um sie 
zu animieren, sich mit gesellschaft-
lichen Themen auseinanderzuset-
zen,

Andrea Wisotzki 
Projektleiterin bei der QBS 
Gewerkstatt gGmbH 
wisotzki@gewerkstatt.de

• Selbstmonitoring-Tool für Betrie-
be, um ihre eigenen Strukturen auf 
demokratische Teilhabe zu über-
prüfen,

• Auszeichnung besonders demo-
kratischer Betriebe/Ausbildungsin-
stitutionen; durch die Entwicklung 
eines Labels soll ihr Engagement 
sichtbar werden.

Der Beitrag konzentriert sich auf die 
Entwicklung und den Einsatz des 
Selbstmonitoring-Tools zur Stärkung 
demokratischer Teilhabe im Betrieb.
Demokratische Teilhabe wird hier ver-
standen als individueller Handlungs-
raum im alltäglichen Miteinander, 
in dem Gesellschaft im Kleinen (z.  B. 
am Ausbildungsplatz) gestaltet und 
Machtstrukturen und Privilegien er-
kannt und aufgebrochen werden.

Entwicklung des Selbstmonito-
ring-Tools

Beim Thema demokratische Teilhabe 
am Ausbildungsplatz ist sich ein Gros 
des Ausbildungspersonals der eigenen 
Rolle nicht bewusst. Basierend auf 
dem Ansatz der Inclusive Citizenship 
(vgl. Lange/Kleinschmidt 2017) 
setzt sich das Tool daher mit der Frage 
nach Machtverhältnissen auseinan-
der. Macht heißt hier, die Fähigkeit, 
Einfluss zu nehmen und mitgestalten 
zu können. Für die Nutzer/-innen be-
deutet dies ganz konkret, dass sie ihre 
eigenen Haltungen und betrieblichen 
Strukturen auf den Prüfstand stellen, 
indem sie sich mit Fragen auseinan-
dersetzen wie:

#GetInvolved

Projektlaufzeit: 01.11.2020 – 28.02.2023

Förderprogramm: Erasmus+

Projektpartner:

• QBS Gewerkstatt gGmbH, Deutschland
• 3s research laboratory, Österreich
• PKZ Voca Train, Polen
• Leibniz Universität Hannover – IDD, Deutschland
• ISFORCOOP, Italien

Alle im Projekt entwickelten Materialien stehen zum Download zur Verfügung:  
www.getinvolved-project.eu

urn:nbn:de:0035-bwp-24439-7

mailto:wisotzki@gewerkstatt.de
http://www.getinvolved-project.eu
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• Wo werden Entscheidungen in un-
serem Unternehmen getroffen und 
von wem?

• Welche Privilegien habe ich gegen-
über meinen Auszubildenden?

• Wie können wir benachteiligte 
Gruppen wirklich beteiligen?

Vom Komplexen zum Anwend-
baren

Erste Entwicklungsworkshops zeigen, 
wie umfangreich die Analyse demo-
kratischer Strukturen ist und welche 
Herausforderungen bestehen, das 
Tool attraktiv und anwendbar zu ge-
stalten. Neben der Frage, auf welche 
Evaluierungskriterien man sich kon-
zentrieren sollte, sticht vor allem die 
Heterogenität der Zielgruppe heraus: 
Das Tool sollte für kleine Handwerks-
betriebe ebenso komplikationslos 
anzuwenden sein wie für große Un-
ternehmen mit eigener Personalent-
wicklungsabteilung. Außerdem sollte 
es sich an betriebliche wie schulische 
Lernorte gleichermaßen richten. Zu-
dem ist wichtig, dass Nutzer/-innen 
das Tool wirklich selbst anwenden 
können, ohne eine Beratung durch 
die Projektpartner in Anspruch neh-
men zu müssen. Diese Überlegungen 
führten dazu, das Instrument mög-
lichst anschaulich zu gestalten und auf 
die wichtigsten Kriterien herunterzu-
brechen. Entstanden ist letztlich ein 
Workbook, das eigenständig durch-
gearbeitet werden kann und seine 
Nutzer/-innen bei ihren Schritten in 
demokratischere Strukturen begleitet.

Form und Anwendung

Wie in der Abbildung dargestellt, las-
sen sich zunächst drei übergeordnete 
Dimensionen unterteilen: Strukturel-
les Monitoring, Monitoring der eige-
nen, persönlichen Haltung sowie der 
individuellen Erfahrungen. Darunter 
sind drei Ebenen des befragten Per-
sonenkreises beschrieben. Gerade 
bei der Frage nach Machtverhältnis-
sen ist es wichtig, dass die Führungs-

ebene sowie die der Mitarbeitenden 
(inkl. Ausbildungspersonal) und Aus-
zubildenden unterschieden werden. 
Schließlich wurden für das Monito-
ring vier Kriterienfelder definiert, 
die das zugrundeliegende Demokra-
tiekonzept von #GetInvolved wider-
spiegeln: Vielfalt, Partizipation, Fort-
bildung der Mitarbeitenden, Soziales 
Engagement.

Start simpel: Welche Daten  haben 
wir bereits?

Im strukturellen Monitoring befassen 
sich die Betriebe mit ihren bereits vor-
handenen Daten, um zusätzliche Ar-
beit zu vermeiden. Das Tool umfasst 
hierbei nur das Kriterium der Vielfalt, 
da die Datenerhebung in den weiteren 
Kategorien zu aufwändig wäre. Viele 
Institutionen erfassen bereits Daten 
wie das Geschlechterverhältnis, Be-
schäftigte mit einer Behinderung oder 
die Staatsangehörigkeit der Mitarbei-

ter/-innen. Im Rahmen des Selbstmo-
nitorings werden diese Kennzahlen 
allerdings ins Verhältnis gesetzt. Dabei 
erfolgt eine Orientierung an folgen-
den Reflexionsfragen:
• Wenn wir uns einen vielfältigen 

Betrieb nennen, finden wir Vielfalt 
wirklich auf allen Ebenen?

• In welchen Positionen sind Men-
schen mit Migrationsgeschichte, 
Frauen und Menschen mit Behin-
derung beschäftigt? Begegnen wir 
ihnen auch auf der Leitungsebene 
und damit in Entscheidungspositio-
nen oder eher auf Ebene der Auszu-
bildenden?

Mit Reflexionsfragen wie diesen sowie 
weiteren Informationen zum Thema 
Vielfalt leitet das Tool die Nutzer/-in-
nen an, ihre Zahlen tiefer zu analysie-
ren und über erste Veränderungsmög-
lichkeiten nachzudenken.

Abbildung 
Struktur des Selbstmonitoring-Tools
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Eye Opening: Welche Rolle spiele 
ich in unserer Teilhabestruktur?

Das Monitoring der persönlichen 
Haltung findet auf der Führungs- so-
wie auf der Ebene des Ausbildungs-
personals statt, denn diese Perso-
nen haben im Betrieb den größten 
Einfluss, bestehende Strukturen 
zu ändern. Vielen sind die eigenen 
Privilegien nicht bewusst, die zum 
Ausschluss von Gruppen oder ganz 
konkret zur Benachteiligung von 
Auszubildenden führen. Einfache 
Checklisten und offene Fragen er-
bringen dabei in allen vier Katego-
rien (Vielfalt, Partizipation, Fort-
bildung und soziales Engagement) 
neue Erkenntnisse.
Je Kategorie gibt es eine einseitige 
Checkliste, deren Fragen mit Ja oder 
Nein beantwortet werden. Dabei set-
zen sich Führungspersonen bspw. mit 
Fragen nach einer Inklusionsstrategie 
oder nach der Förderung von Fortbil-
dungen zu demokratischen Kompe-
tenzen auseinander. Das Ausbildungs-
personal hingegen befasst sich konkret 
mit der Ausbildungssituation: Welche 
Personengruppen werden in Lern-
materialien dargestellt oder ist Raum 
und Offenheit da, mit Auszubildenden 
gemeinsam Entscheidungen über den 
Arbeitsalltag zu treffen?
Jede Checkliste endet mit einer Ergeb-
nisseite, die weiterführende Informa-
tionen, Methoden und Reflexionsfra-
gen liefert, um Themen eigenständig 
vertiefen und konkrete Veränderun-
gen angehen zu können.
Wichtig ist: Das Tool ist keine Prü-
fung, bei der man gut oder schlecht 
abschneidet. Nutzer/-innen sollen es 
vielmehr als Start bzw. Zwischenstand 
sehen und zur Selbstreflexion heran-
ziehen.

Nicht vergessen: Was sagen die 
Auszubildenden?

Um tatsächliche Mitgestaltungs-
möglichkeiten auf den Prüfstand 
zu stellen, darf die Perspektive der 
Auszubildenden nicht fehlen. Diese 
Erfahrungen sollten den Selbstein-
schätzungen aus dem vorigen Teil 
gegenübergestellt werden, um eventu-
elle Wahrnehmungsschieflagen sicht-
bar zu machen.
Der Anspruch der Projektpartner von 
#GetInvolved war ursprünglich, eine 
umfassende Befragung aller Beschäf-
tigten und Auszubildenden durch-
zuführen, um herauszufinden, wie 
es um Diskriminierungserfahrungen 
und Mitbestimmung steht. Allerdings 
ist die Umsetzung herausfordernd: 
Fragen nach Diskriminierungserfah-
rungen sind sehr sensibel und soll-
ten anonym erfolgen. Gerade in klei-
nen Betrieben ist Anonymität jedoch 
schwer zu gewährleisten. Daher schla-
gen die Projektpartner vor, diese Be-
fragungen erst ab einer gewissen Be-
triebsgröße durchzuführen. In einem 
offenen und familiären Betriebsklima 
könnte man sie auch als Grundlage für 
Gespräche nutzen – allerdings sollten 
sich die Akteure des Abhängigkeitsge-
fälles zwischen Auszubildenden und 
Betrieb bewusst sein, sodass infrage 
steht, wie ehrlich die Antworten aus-
fallen.
Zur leichteren Umsetzung wurden 
zwei überschaubare Fragebögen für 
die Auszubildenden entwickelt, in 
denen konkrete Fragen zu Erfahrun-
gen mit Diskriminierung und Partizi-
pation gestellt werden. Da das Projekt 
vor allem zum Handeln anregen will, 
gehen die Fragen über eine reine Auf-
listung der Situationen hinaus und 
umfassen z.  B. auch folgende Aspekte:

• Wurden die Situationen gemeldet 
und gab es Konsequenzen?

• Habe ich selbst eingegriffen und 
denke, ich kann helfen?

• Werde ich in Entscheidungsprozes-
se bzgl. der Arbeit einbezogen und 
bei welchen Themen wünsche ich 
mir mehr Mitbestimmung?

Erfahrungswerte

Durch das Ende der Projektförderung 
kann offiziell keine Evaluation der 
Anwendung erfolgen. Welche kon-
kreten Veränderungen in Betrieben 
bereits angeregt wurden, ist aus Sicht 
der Projektpartner nicht systematisch 
nachzuvollziehen. Erste Feedbacks 
aus Bildungseinrichtungen belegen 
eine leichte Praktikabilität des Tools. 
Die einzelnen Instrumente des entwi-
ckelten Selbstmonitoring-Tools stehen 
allen Interessierten online zur freien 
Nutzung zur Verfügung (vgl. Link im 
Infokasten). Um einzelne Instrumente 
bzw. das Tool insgesamt weiterzuent-
wickeln, begrüßen die Projektpartner 
jedwedes Feedback von Nutzer/-in-
nen. 
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Der Betrieb als Demokratie-
lernort

Die Gewinnung des Ausbildungs-
personals für demokratiefördernde 
bzw. -bildende Qualifizierungsmaß-
nahmen führt über den Betrieb, ist 
aber häufig mit Hürden verbunden. 
Die größte davon ist die geringe Be-
deutung, die der politischen Bildung 
in der Ausbildung beigemessen wird. 
Hier liegt der Fokus primär auf der 
Vermittlung von Fach- und Metho-
denkompetenzen und weniger auf 
Persönlichkeits- und Sozialkompe-
tenzen. Das Interesse an solchen An-
geboten ist hauptsächlich in den Aus-
bildungsbetrieben vorhanden, die 
ohnehin bereits demokratiefördernde 
Maßnahmen im weitesten Sinne (z.  B. 
zur Förderung von Vielfalt oder im 
Kampf gegen Rassismus und Diskri-
minierung) ergriffen und/oder einen 
besonderen Bedarf festgestellt haben.
Grundsätzlich ist zu betonen, dass 
Ausbildungsbetriebe nicht die Auf-
gaben der berufsbildenden Schulen 
übernehmen sollen. Im Ausbildungs-
betrieb muss der Fokus auf Inhalte 

Demokratiekompetenzen – Sensibilisierung und  
Qualifizierung des Ausbildungspersonals

gelegt werden, die sich in den Ausbil-
dungsalltag integrieren lassen, ohne 
dass der Betriebsablauf gestört wird. 
Kurz gesagt: Ausbilder/-innen benö-
tigen Qualifizierungsangebote, die 
ihnen helfen, ein demokratisches Mit-
einander vorzuleben und zu sichern. 
Zugleich müssen die Angebote so 
flexibel und die Formate so vielfältig 
sein, dass sie sich in die unterschied-
lichen Strukturen der Betriebe integ-
rieren lassen.

Ausbildungspersonal als 
 Akteur/-innen

Strukturell gesehen ist das Ausbil-
dungspersonal auf die Arbeit mit sehr 
heterogenen Gruppen und die Ver-
mittlung von Demokratiekompeten-
zen nicht vorbereitet. Im Mittelpunkt 
der Ausbildereignungsprüfung ste-
hen die beruflichen und berufs- und 
arbeitspädagogischen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten (vgl. 
Tietze 2022, S. 22). Häufig gibt es in 
kleineren Handwerksbetrieben keine 
Ausbilder/-innen, die sich ausschließ-
lich mit der Ausbildung beschäftigten, 
sondern diese Aufgabe zusätzlich zu 
ihren Regelaufgaben übernehmen.
Gleichwohl ist ein Ausbildungsbetrieb 
nicht nur eine Arbeitsstätte, sondern 
auch ein Ort der Sozialisation. Hier 
treffen (junge) Menschen aufeinan-
der, die sich durch eine hohe Hetero-
genität auszeichnen und miteinander 

auskommen müssen. Mittendrin steht 
das Ausbildungspersonal, das zwangs-
läufig Teil des Geschehens ist und als 
Vorbild agiert. »Sich raushalten« darf 
daher keine Option sein, insbesonde-
re dann nicht, wenn es das demokra-
tische Miteinander betrifft.
So zählt die charakterliche Förderung 
der Auszubildenden laut § 14 Abs. 1 
Nr. 5 BBiG zu den Pflichten der Aus-
bilder/-innen. Darüber hinaus werden 
in den neuen Standardberufsbildposi-
tionen prüfungsrelevante Inhalte ge-
nannt, die Demokratiekompetenzen 
wie Kommunikationskompetenzen, 
digitale Medienkompetenzen oder 
den wertschätzenden und sachlichen 
Umgang miteinander beinhalten (vgl. 
BIBB 2021). Somit sind Demokratie-
kompetenzen auch Teil der beruf-
lichen Handlungskompetenz (vgl. 
Hantke/Wittau/Zurstrassen in 
dieser Ausgabe).
Dennoch sind Qualifizierungsange-
bote für das Ausbildungspersonal 
zur Förderung von Demokratiekom-
petenzen selten und werden zudem 
in sehr überschaubarem Maße in An-
spruch genommen (vgl. Tietze 2022, 
S. 23). Die Gründe für die schwache 
Nachfrage ergeben sich zum einen 
aus den genannten strukturellen 
Rahmenbedingungen, knappen zeit-
lichen Ressourcen für Weiterbildung 
und hoher Arbeitsbelastung, zum an-
deren aus Mangel an Sensibilisierung 
und Interesse der Ausbilder/-innen.

Klaudia Tietze 
Dr., Geschäftsführerin von 
»Mach‘ meinen Kumpel 
nicht an! - für Gleichbe-
handlung, gegen Rassismus 
e.V.«, Düsseldorf
klaudia.tietze 
@gelbehand.de

Im Projekt »Demokratieförderung in der beruflichen Bildung« sollen Aus-

bilder/-innen durch verschiedene Qualifizierungsmaßnahmen bei der 

 Bewältigung von Herausforderungen in einer sehr heterogenen Auszubil-

dendengemeinschaft unterstützt werden. Demokratiekompetenz ist dabei 

eine Schlüsselkompetenz. Der Beitrag beschreibt Hintergründe und Ziele des 

Vorhabens und die angebotenen Qualifizierungsformate.
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Qualifizierungsformate – für 
jede/-n etwas

Vor diesem Hintergrund wurden von 
der Fachstelle Fachpersonal im Projekt 
»Demokratieförderung in der berufli-
chen Bildung« (vgl. Infokasten) drei 
Qualifizierungsformate entwickelt, 
die sich an den inhaltlichen und struk-
turellen Bedarfen in den Betrieben ori-
entieren. Die größte Aufgabe bestand 
dabei darin zu ermitteln, was Ausbil-
der/-innen zuzumuten ist, damit sie 
ihrer Rolle gerecht und zugleich nicht 
überfordert werden.
Das erste Format umfasst mehrtägige 
Seminare zur Förderung des demo-
kratischen Miteinanders im Betrieb, 
Umgang mit demokratiefeindlichen 
Äußerungen sowie Umgang mit Hate 
Speech und rechter Hetze im Netz. 
Ausbilder/-innen werden in den 
Qualifizierungen zum einen mit dem 
nötigen theoretischen Wissen zu den 
 Themen ausgestattet, zum anderen 
lernen und üben sie, wie sie Auszubil-
denden die entsprechenden Kompe-
tenzen vermitteln oder ihrer Vorbild-
funktion gerecht werden können.

Das zweite Format umfasst Tages-
seminare, die den Schwerpunkt auf 
Aufklärung und Sensibilisierung le-
gen und zum Ziel haben, den Blick des 
Ausbildungspersonals auf die Themen 
Demokratieförderung im Betrieb und 
Demokratie(-feindlichkeit) in der Aus-
bildung zu richten und zu schärfen. 
Dabei sollen die Teilnehmenden ihre 
Rolle bei sozialen Problemen der Aus-
zubildenden und ihre Erfahrungen 
mit Diskriminierung thematisieren. 
In beiden Formaten wird ausreichend 
Zeit für den Austausch eingeräumt, 
damit Ausbilder/-innen aus unter-
schiedlichen Branchen und Betrieben 
von den Erfahrungen anderer lernen 
und ihre eigene Haltung reflektieren.
Das dritte Qualifizierungsformat sind 
die sogenannten Learning Nuggets. 
Dabei handelt es sich um kurze Schu-
lungsvideos, die für Ausbilder/-innen 
mit knappem Zeitbudget ein Bildungs-
angebot bieten. Sie sind als Bildungs-
alternative oder -ergänzung gedacht 
und ermöglichen einen Einblick in 
Chancen und Herangehensweisen 
von demokratiefördernder Arbeit in 
der beruflichen Ausbildung. Die Vi-
deos stellen die Vorbildfunktion des 
Ausbildungspersonals in den Mittel-
punkt. Orientiert am Ausbildungsall-
tag werden die Themen Demokratie 
und Alltag, Konflikt und Dialog sowie 
Neutralität und Haltung handlungs-
orientiert und praxisnah aufbereitet.
Die entwickelten Qualifizierungsfor-
mate wurden allesamt erprobt. Die 
Feedbacks von insgesamt 262  Teil-
nehmenden im Rahmen der Evalua-
tion zeigen, dass insbesondere die 
Qualifizierungsformate gut ange-
nommen werden, die einen Praxisbe-
zug herstellen, z.  B. indem theoreti-
sche Inhalte durch Beispiele aus dem 
Betrieb veranschaulicht werden. Sehr 
gut funktionieren auch Austausch-
runden, in denen Ausbilder/-innen 
themenzentriert miteinander ins Ge-
spräch kommen und Perspektiven 
austauschen (z.  B. zu Themen wie 
Demokratie, Diskriminierung oder 

Vielfalt). Wie die teilnehmenden Aus-
bilder/-innen angaben, gingen sie aus 
den Seminaren in ihrem Engagement 
gestärkt hervor und ließen sich ver-
einzelt gern in andere Maßnahmen 
einbinden.

Regelstrukturen als Schlüssel-
partnerinnen

Das Projekt zeigte deutlich, dass für 
Demokratieförderung in der berufli-
chen Bildung Räume entstehen kön-
nen, die zu nutzen sind. Der Aufbau 
eines Netzwerks und die Integration 
in Regelstrukturen – in diesem Fall mit 
gewerkschaftlichen Bildungsträgern 
und Handwerkskammern – steigern 
die Chancen, diese Räume dauerhaft 
zu besetzen. Bei dem beschriebenen 
Vorhaben handelt es sich also um ein 
zartes Pflänzchen, das jedoch viel 
Potenzial zum Wachsen hat. Leider 
wird der Bereich »Demokratieförde-
rung in der beruflichen Bildung« im 
Bundesprogramm »Demokratie le-
ben!« im Rahmen der bundeszentra-
len Infrastruktur ab 2025 nicht mehr 
gefördert. Dies macht die einmalige 
Chance zunichte, in diesem Bereich 
Strukturen auf- und auszubauen. 
Wünschenswert wäre daher, die ent-
wickelten Qualifizierungsangebote 
als festen Bestandteil in die Bildungs-
programme von Gewerkschaften, Ar-
beitgeberverbänden und Kammern 
aufzunehmen. 
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Ausgehend von aktuellen Herausforderungen für demokratische Gesellschaf-

ten und ihre Verschränkung mit Aspekten des Digitalen zeigt der Beitrag Ver-

bindungslinien zwischen Medienbildung und politischer Bildung auf und 

betrachtet politische Medienbildung als zeitgemäße Ausprägung von Demo-

kratiebildung. Abschließend wird argumentiert, dass einer solchen politi-

schen Medienbildung auch im Kontext der Berufsbildung nicht nur auf der 

Ebene von Unterrichtsinhalten, sondern auch durch entsprechende Erfah-

rungsräume große Bedeutung zukommt.

Demokratiepolitische Herausforderungen  
zwischen dem Politischen und dem Digitalen1

Zu den aktuellen Herausforderungen für demokratische Ge-
sellschaften zählen Populismus, (Rechts-)Extremismus, ge-
sellschaftliche Polarisierung sowie Angriffe auf Vielfalt und 
demokratische Institutionen. Sie alle stellen keine grund-
sätzlich neuen Phänomene in der politischen Landschaft 
dar, sind jedoch in einer neuen Vehemenz zu verzeichnen. 
Dies wird häufig in Verbindung mit der zunehmenden Re-
levanz digitaler Medien gebracht.
Im 21. Jahrhundert sind digitale Medientechnologien aus 
demokratischen Prozessen nicht mehr wegzudenken, sei 
es in der Wahlwerbung und Kampagnenarbeit, in der Ge-
staltung von Öffentlichkeiten zwischen professionellem 
Journalismus und persönlicher Meinungsäußerung oder 
in Strategien politischer Akteure, z.  B. auf Tiktok, auf Ga-
ming-Plattformen oder im »Dark Social«, also in der (semi-)
privaten Kommunikation von Messenger-Diensten und Di-
rektnachrichten (vgl. Möller/Lange 2021, S. 102 ff.).
Anhand von ausgewählten Aspekten gegenwärtiger On-
line-Öffentlichkeiten wird diese Verbindung von Politi-
schem und Digitalem im Folgenden konkretisiert. Am 
Beispiel des überwiegend kommerziellen Charakters di-
gitaler Infrastrukturen, destruktiver Diskursgestaltung in 
Online-Öffentlichkeiten und der Schwierigkeit, eine globa-
le Infrastruktur zu regulieren, wird dargelegt, wie eng das 
Politische und das Digitale miteinander verschränkt sind. 
Digitale Medien werden nicht nur für politische Prozesse 

1  Unter Verweis auf den 16. Kinder- und Jugendbericht der Bundesregie-
rung (vgl. BMFSFJ 2020, S. 8) und in Vernachlässigung feiner Differenzie-
rungen werden hier und im Folgenden die Begriffe politische Bildung und 
demokratische Bildung (sowie Demokratiebildung) synonym verwendet.

Valentin Dander 
Prof. Dr., Professor für  
Medienbildung und  
pädagogische Medienarbeit, 
Hochschule Clara Hoffbauer 
Potsdam, und Projektleiter 
für die GMK im Kompetenz-
netzwerk gegen Hass im 
Netz, 
v.dander@gmk-net.de

Politische Medienbildung als zeitgemäße  
Demokratiebildung

genutzt (Politik mit Medien), sie sind gleichzeitig selbst 
Gegenstand politischer Aushandlungsprozesse und Ent-
scheidungen (Politik für Medien). Das Verständnis für diese 
Zusammenhänge und ihre Wechselwirkungen bereitet den 
Boden für die darauffolgenden Überlegungen zu einer poli-
tischen Medienbildung.

Kommerzielle digitale Infrastrukturen für demokrati-
sche Online-Öffentlichkeiten

Digitale Infrastrukturen wie Suchmaschinen, Social-Me-
dia-Plattformen oder auch Chatbots werden verstärkt als 
relevante Orte der politischen Information und Meinungs-
bildung neben dem sozialen Nahfeld, Radio und Fernsehen 
genutzt. Darauf deuten bspw. Ergebnisse der JIM-Studie 
für junge Menschen in Deutschland hin (vgl. Feierabend 
u.  a. 2023, S.  45). Demnach gewinnen vorrangig solche 
Diskursarenen an Bedeutung, die von privatwirtschaftlich 
organisierten Unternehmen betrieben werden: Instagram, 
Threads, Facebook oder Whatsapp von Meta, die Google-
Suchmaschine oder YouTube von Alphabet, Tiktok von 
 ByteDance oder X (ehemals Twitter) im Besitz des liber-
tären Multimilliardärs Elon Musk. Aus deren Perspektive 
rücken statt demokratischer Zielsetzungen unternehmeri-
sche in den Vordergrund: Wie können durch Werbung oder 
Datafizierung von Usern Profite generiert werden? Wie 
können User möglichst lang und langfristig an die Platt-
formen gebunden werden? Welche Inhalte sind möglichst 
»click-worthy«, also klickwürdig und können profitable Ant-
worten auf die beiden vorhergehenden Fragen darstellen? 
(vgl. Schmidt u.  a. 2017) Der Fokus auf solche aufmerksam-
keitsheischenden und emotionalisierenden Inhalte schadet 
einem demokratischen Diskurs – unabhängig davon, ob die-
se Wirkung intendiert ist oder nicht.

urn:nbn:de:0035-bwp-24444-0
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Zerstörung demokratischer Diskurse durch Hass im 
Netz und Desinformation

Ein demokratischer Diskurs setzt voraus, dass Menschen 
einander zuhören, Perspektiven und Argumente austau-
schen und nachvollziehen sowie abweichende Interessen 
und Meinungen im Rahmen des demokratischen Spektrums 
akzeptieren und auf Gewaltmittel verzichten. Gewaltvolle 
Diskursstrukturen eignen sich nicht zur politischen Mei-
nungsbildung. Knapp 40 Prozent der 12- bis 19-Jährigen 
in Deutschland geben 2023 in einer repräsentativen Be-
fragung des Kompetenznetzwerks gegen Hass im Netz an, 
dass ihnen im vergangenen Monat Hate Speech begegnet 
sei (vgl. Bernhard/Ickstadt 2024). Hass im Netz ist eine 
Form digitaler Gewalt und führt zum asymmetrischen 
Rückzug marginalisierter und diskriminierter Personen-
gruppen im Internet. Dadurch wird der demokratische Dis-
kurs verzerrt und undemokratisch. Hassbotschaften wer-
den systematisch eingesetzt, um politische Gegner/-innen 
zum Verstummen zu bringen – insbesondere von Akteuren 
der extremen Rechten (vgl. Fielitz/Marcks 2019). Ähnli-
ches gilt für Desinformationsstrategien, die propagandisti-
schen Zwecken dienen, Verunsicherung erzeugen und das 
Vertrauen in demokratische Institutionen erschüttern (vgl. 
Bernhard u.  a. 2024, S. 16 ff.).

Zur (Nicht-)Regulierbarkeit des Internets

Eine Möglichkeit des Umgangs mit undemokratischem Ver-
halten besteht in der (politischen) Regulierung, also in der 
Formulierung und Durchsetzung von Regeln für (digitale) 
Infrastrukturen und Diskurspraxis. Das Internet als globale 
Struktur erweist sich in dieser Hinsicht als schwer demokra-
tisch zu regulieren und zu kontrollieren. Regulierung und 
Rechtsdurchsetzung sind jedoch möglich, wie der Kampf ge-
gen illegale Filesharing- und Streaming-Plattformen zeigt. 
Seitens der Europäischen Union sind zudem Bemühungen 
zu erkennen, rechtliche Mittel gegen die Datafizierung von 
Usern oder gegen digitale Gewalt auf supranationaler Ebe-
ne bereitzustellen, etwa mit der Datenschutzgrundverord-
nung (DSGVO) oder aktuell mit dem Digital Services Act 
(seit Februar 2023 für alle Plattformen in Kraft2) und dem 
Digital Markets Act (gilt seit Mai 20233). Inwieweit sich die-
se Schritte der EU gegenüber allen Online-Services als wirk-
same Mittel erweisen, wird sich zeigen müssen – ein erstes 
Verfahren gegen X wurde bereits aufgrund der potenziell 

2  Vgl. https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/ 
priorities-2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-services-act_en
3  Vgl. https://commission.europa.eu/strategy-and-policy/priorities- 
2019-2024/europe-fit-digital-age/digital-markets-act-ensuring-fair-
and-open-digital-markets_de

irreführenden Verifizierung von Accounts auf der Plattform 
eröffnet.4

Politische Medienbildung als Schnittmenge von 
Medien- und Demokratiebildung

Wie gezeigt wurde, sind das Politische und das Digitale eng 
miteinander verschränkt und lassen sich kaum getrennt 
voneinander bearbeiten. Angesichts dessen lässt sich fra-
gen: Wie gestaltet sich das Verhältnis der beiden Bildungs-
bereiche politische Bildung und Medienbildung mit ihren 
Inhalten, Zielbestimmungen und Ansätzen? Worin lassen 
sich mit Blick auf die Zielkategorien politische Kompetenz 
und Medienkompetenz Strukturähnlichkeiten identifizie-
ren, die den Kern von politischer Medienbildung bilden? 
Und welche methodischen Ansätze bieten sich zur Zielerrei-
chung an?
Dies lässt sich zunächst für die Medienbildung zeigen. Der 
wichtigste Zielbegriff medienpädagogischer Praxis ist »Me-
dienkompetenz« (vgl. z.  B. Moser/Grell/Niesyto 2011). 
Medienkompetenz beinhaltet in seinen verschiedenen 
Modellierungen u.  a. politische, technische, kreativ-ästhe-
tische, unterhaltende Aspekte im Umgang, in der Nutzung, 
im Verständnis von und im Urteil über mediale Formen, 
Inhalte und Kontexte. In ihren (selbst-)reflexiven und ethi-
schen Dimensionen ist dem Konzept eingeschrieben, sich 
gegen gewaltvolle, undemokratische Formen der Medien-
nutzung zu verwahren (vgl. Dander 2024). Die Befähigung 
zu Kommunikation und Partizipation gilt in der aktiven 
Medienarbeit – als prominentem Ansatz in der Medienbil-
dung – als »wichtige Zielgröße«. »Meinungsäußerung und 
Partizipation« scheinen als Inhalt wie auch als methodische 
Herangehensweise auf (vgl. Rösch 2017, S. 10 ff.).
Dies lässt sich in ähnlicher Weise für die politische Bildung 
nachvollziehen: Wohnig arbeitet heraus, dass die Befähi-
gung zu politischer Partizipation auch hier zentrales Ziel, 
aber auch (methodischer) Weg ist (vgl. Wohnig 2022, 
S. 352; S. 366). An verschiedenen Stellen wird zudem da-
rauf verwiesen, dass die politische Sphäre nicht ausreichend 
verstanden werden kann, wenn sie nicht medienkompetent 
erfasst wird: Medienkompetenz wird etwa als »klassisches 
Ziel politischer Bildung« (Gapski/Oberle/Staufer 2017, 
S. 22) bzw. »Medienkompetenzen als zentrale demokrati-
sche Kompetenzen« (BMFSFJ 2020, S. 316) ausgewiesen. 
Politische Bildung soll »(kritische) Medienbildung« sein 
(ebd., S. 296).
Für politische Medienbildung als Schnittmenge der beiden 
Bereiche kristallisieren sich die folgenden Dimensionen 
und Teilaspekte heraus, die mit Blick sowohl auf die dy-
namischen Verschränkungen des Gegenstandsbereichs als 

4  Vgl. www.zeit.de/digital/2024-07/digital-services-act-eu-elon-musk-
x-verstoss
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auch auf die heterogenen Zielgruppen auszudifferenzieren 
sind (vgl. Busse/Krebs 2022):
• Wissen und Information über mediale Aspekte des poli-

tischen Systems (Nutzung von analogen und digitalen 
Medien für politische Zwecke, innerhalb und außerhalb 
des Parteiensystems) und über politische Aspekte des 
medialen (Aspekte der Netzpolitik, die politische Dis-
kurse prägen: Plattform- und Datenpolitiken, bspw. in 
Form von (supra-)nationaler Regulierung und von zivil-
gesellschaftlichem Engagement);

• Urteilsbildung und Kritik hinsichtlich der demokrati-
schen Legitimität und Erwünschtheit von medialer Ar-
tikulation in politischen Öffentlichkeiten in Form und 
Inhalt (was und wie wird etwas artikuliert?). In Ausein-
andersetzung mit verschiedenen Kriterien des Sagbaren 
(Menschenrechte, Grundgesetz, Diskriminierungs- und 
Meinungsfreiheit, Medienethik etc.) gilt es, je eigene Po-
sitionierungen zu Grenzen des Sagbaren zu entwickeln;

• Handlungsfähigkeit und Partizipation beziehen sich auf 
eigene Handlungsrepertoires, um diverse Medientech-
niken und -kulturen zur Artikulation eigener Positionie-
rungen nutzen zu können. Damit werden Individuen zur 
politischen Partizipation in demokratischen Medienöf-
fentlichkeiten befähigt. Partizipation ist hierbei zugleich 
als Lernziel und als methodisches Prinzip einzubeziehen 
(etwa durch demokratische Mitbestimmung von Bil-
dungsangeboten, Technologien digitaler Partizipation);

• (Selbst-)Reflexivität umfasst die Fähigkeit und Motiva-
tion zu einer aktiven und anhaltenden Auseinanderset-
zung mit politischen Einstellungen. Wie entwickeln und 
verändern sich politische Einstellungen und wie ist die 
Bereitschaft, sowohl eigene Haltungen und politische 
Medienpraxis auf den Prüfstand zu stellen als auch jenen 
anderer mit Interesse und Verständnis zu begegnen? Dies 
gilt generell als Grundlage für die friedliche und demo-
kratische Bearbeitung von Dissens in Diskurskonstella-
tionen – unabhängig davon, ob sie digital oder analog 
geführt werden.

Politische Medienbildung in der Berufsbildung

Wie oben gezeigt wurde, muss Medienbildung als politische 
Bildung konsequent berücksichtigt werden – und vice versa. 
Das gilt für alle Bildungskontexte, auch für die Berufsbil-
dung. Im Strategiepapier »Bildung in der digitalen Welt« 
der Kultusministerkonferenz wird in den sechs Kompetenz-
bereichen der Teilaspekt 2.5. »An der Gesellschaft aktiv teil-
haben« genannt, dieser im Abschnitt zur Beruflichen Bil-
dung jedoch nicht weiter spezifiziert (vgl. KMK 2016, S. 11, 
14 ff.). Die zuvor dargestellte, umfassende Schnittmenge 
von politischer Bildung und Medienbildung wird somit nur 
am Rande abgebildet und adressiert. Acht Jahre später ver-
deutlicht die Ständige Wissenschaftliche Kommission der 

KMK (SWK) in ihrer Stellungnahme »Demokratiebildung als 
Auftrag der Schule« zwar ein »besonderes Augenmerk«, das 
der politischen Medienbildung in Schulen zukomme (SWK 
2024, S. 47), erwähnt dabei aber berufsbildende Schulen 
lediglich mit dem Hinweis, dass politische Bildung bereits 
fast flächendeckend verankert sei (ebd., S. 15). Dabei gilt 
es, Medienbildung, politische Bildung und spezifische Kon-
texte der Berufsbildung zusammenzudenken – hinsichtlich 
der Curricula, der Methoden und pädagogischen Ansätze, 
der Lehrkräfte sowie einer demokratischen Kultur an bei-
den Lernorten, Schule und Betrieb.
Politische (Medien-)Bildung ist auf Beteiligung in allen So-
zialräumen angewiesen, auch in der beruflichen Bildung, 
die u.  a. als demokratische Bildungsstrukturen gefordert 
sind (vgl. BMFSFJ 2020, S. 15, 257 ff.). Wenn politische 
Bildung und Medienbildung Partizipation und Teilhabe le-
diglich als abstrakte Wissensbestände vermitteln, ohne sie 
erfahr- und erlebbar zu machen, bleibt dieses »Wissen« rein 
abstrakt und kann keine Selbstwirksamkeitserfahrungen 
ermöglichen.
Wie Busse und Krebs festhalten, ist »die Lerngelegenheit 
an der Berufsschule vor allem für bildungsfernere Auszu-
bildende häufig die letzte Begegnung mit institutioneller 
politischer Bildung« (Busse/Krebs 2022, S. 69). Dafür ist 
jedoch auch eine entsprechende Unterstützung und Pro-
fessionalisierung des Lehrpersonals erforderlich (vgl. z.  B. 
den von Suermann/Möllers-Sadlowski 2023 entwickel-
ten Ansatz zum »Umgang mit demokratiefeindlichen Äuße-
rungen«). Allerdings hält die Stellungnahme der SWK am 
Beispiel von Mis- und Desinformationen fest, dass Schu-
len als Bildungsorte allein nicht ausreichen, um digitalen 
und politischen Herausforderungen erfolgreich zu begeg-
nen (vgl. SWK 2024, S. 8). Hier kommt dem betrieblichen 
Lernort auch über die Ausbildung hinaus eine wichtige 
Rolle zu. Neben Initiativen, die in den Betrieben Anlässe 
politischer (Medien-)Bildung organisieren (vgl. Business 
Council for Democracy5 oder auch Hartmann in diesem 
Heft), spielt eine gelebte demokratische Kultur im Betrieb 
und am Arbeitsplatz eine bedeutsame Rolle. Letztlich sind 
Entscheider/-innen in Bildung, Politik, Wissenschaft, Wirt-
schaft und allgemein in der Zivilgesellschaft aufgefordert, 
Demokratie erfahr- und lebbar zu machen. Mit Blick auf die 
Berufsbildung wie für alle Bildungskontexte bedeutet das, 
Demokratie und Teilhabe, gerade auch durch politische 
Medienbildung und digitale Partizipation, auf allen Ebe-
nen eine hohe Priorität zuzuweisen: in Curricula, in der 
Methodengestaltung, in schulischen Organisations- und 
Entscheidungsstrukturen, im Rahmen der Ausbildung von 

5  Der Business Council for Democracy (#BC4D) etwa ließ ein »digitales 
Curriculum zu den Themen Desinformation, Verschwörungsmythen und 
Hass im Netz« für den Einsatz in Unternehmen entwickeln.
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Lehrkräften wie auch in der Erforschung all dieser Zusam-
menhänge in engem Austausch mit der Bildungspraxis. 

Weitere Materialien im Netz
• Bildungsmaterial gegen Rechtsextremismus, Men-

schenfeindlichkeit und Gewalt. Für Demokratie, 
Vielfalt und Anerkennung:  
www.vielfalt-mediathek.de/material/ 
rechtsextremismus/umgang-mit- 
demokratiefeindlichen-aeusserungen-ausbilder

• Business Council for Democracy (#BC4D):  
www.bc4d.org

• Good-Practice-Sammlung zur pädagogischen Arbeit 
gegen Hass im Netz:  
https://hass-im-netz.gmk-net.de/good-practice-
sammlung/
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Hintergrund und Fragestellungen

Die Kenntnis der Auszubildendenperspektive ist ein wesent-
licher Faktor bei der Gestaltung eines attraktiven, zeitgemä-
ßen Ausbildungsangebots. Daher wird u.  a. gefordert, dass 
die Einschätzung junger Menschen verstärkt in politischen 
Prozessen Gehör finden soll. Beispielhaft steht hierfür ein 
Forderungspapier der Bundesschülerkonferenz, das eine 
Repräsentationslücke kritisiert: »[…] eine Perspektive, die 
dabei nicht gehört wird, ist die der fast 9 Millionen Lernen-
den in unserem Land […] stellt sich niemand die Frage, 
was eigentlich Lernende, die von diesen Entscheidungen 
am meisten betroffen werden, wollen[?].«1

Ein Weg, die Stimme der Auszubildenden hörbar zu ma-
chen, sind regelmäßige repräsentative Befragungen. Im 
BIBB-Projekt »Kommunikation und Rezeption der Auszubil-
dendenperspektive im internationalen Vergleich (KuRA)« 
wurde u.  a. untersucht, in welcher Form solche Monitorings 
in Deutschland, Dänemark und der Schweiz stattfinden 
(vgl. Infokasten). Die drei Länder bieten sich insofern für 
einen Vergleich an, als ihre Berufsbildungssysteme dem du-
alen und betrieblichen Lernen große Bedeutung beimessen 
und sie vor vergleichbaren Herausforderungen durch den 
Transformationsdruck stehen.
Der Beitrag greift auf Teilergebnisse des Projekts zurück und 
beleuchtet die unterschiedlichen Monitoringansätze. Diese 
Form einer mittelbaren Teilhabe steht im Kontrast zu einer 
unmittelbaren Teilhabe, unter der eine aktive Beteiligung 
und Vertretung von Auszubildenden in Gremien der Lernor-
te oder in einschlägigen Ausschüssen auf unterschiedlichen 

1  Vgl. https://bundesschuelerkonferenz.com/gemeinsam-fuer- 
zukunftbildung-forderungspapier/

staatlichen Ebenen zu verstehen ist. Inwieweit die Erkennt-
nisse aus den Befragungen tatsächlich in bildungspolitische 
Entscheidungsprozesse eingeflossen sind und diese beein-
flusst haben, konnte nicht im Einzelnen untersucht werden.

Theoretischer Hintergrund und methodisches Vor-
gehen

Bislang lag der Fokus in der akteursbezogenen Gover-
nanceforschung beinahe ausschließlich auf den staatlichen 
Akteuren sowie den Organisationen der Arbeitgeber und der 
Gewerkschaften (vgl. Bürgi/Gonon 2021; Emmenegger/
Graf/Strebel 2020; Trampusch 2010). Vor diesem Hin-
tergrund liefert die Frage, wie die Rolle der Auszubildenden 
im Vergleich von Deutschland, Dänemark und der Schweiz 
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Projekt KuRA

KuRA steht für Kommunikation und Rezeption der Auszubil-
dendenperspektive im internationalen Vergleich (Deutsch-
land, Schweiz, Dänemark), Laufzeit I-21 bis IV-22

Der Untersuchungsgegenstand des Projekts war zum einen, in 
welchen formalisierten Prozessen die Kommunikation mit 
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jeweils ausgeprägt ist, einen ergänzenden Aspekt, um bes-
ser zu verstehen, warum sich diese drei teilweise ähnlich 
organisierten Berufsbildungssysteme unterscheiden.
Im Projekt KuRA entstand auf Basis einer umfangreichen 
Literatur- und Studienanalyse für den Zeitraum 2014 bis 
2022 ein vergleichender Überblick über verschiedene For-
men und Ansätze von Befragungen von Auszubildenden, 
beruflich Lernenden, Berufsschülerinnen und -schülern. 
Auf dieser Basis wurden induktiv fünf Kategorien entwi-
ckelt und die Monitoringaktivitäten zugeordnet. Dabei 
handelt es sich um
1. landesweite, regelmäßig durchgeführte, staatlich finan-

zierte Befragungen,
2. landesweite, regelmäßig durchgeführte, nicht-staatlich 

finanzierte Befragungen,
3. regionale und sektorale Befragungen,
4. Jugendstudien und
5. Beispiele für Forschungsprojekte und singuläre Studien 

mit Befragungen.

Die Differenzierung zwischen 1. und 2. ist insofern relevant, 
als im Fall einer staatlichen Finanzierung bzw. Beauftra-
gung die Befragungen in eine inhaltlich politische Schwer-
punktsetzung eingebettet sind. Zudem geht einer staatli-
chen Finanzierung ein umfangreicher Abstimmungsprozess 
voraus. Somit ist davon auszugehen, dass diese Ergebnisse 
mit größerer Wahrscheinlichkeit durch die Politik rezipiert 
werden und in Gestaltungsprozesse einfließen.
Der Beitrag konzentriert sich auf die ersten beiden Monito-
ringaktivitäten.

Monitoringansätze in den drei Ländern

Die Instrumente zum Monitoring der Auszubildendenper-
spektive und deren Rezeption auf der politischen Steue-
rungsebene unterscheiden sich deutlich in den drei unter-
suchten Berufsbildungssystemen (vgl. Tab., S. 50).

Dänemark

In Dänemark wird jährlich eine staatlich finanzierte, obliga-
torische Befragung der beruflich Lernenden durchgeführt2. 
Neben Fragen zu ihrem Verhalten, ihren Fähigkeiten sowie 
ihrer Motivation sind auch die Unterrichtsbedingungen an 
den Schulen sowie das Verhältnis zu den Arbeitskolleginnen 
und -kollegen im Ausbildungsbetrieb und zum Lehrperso-
nal Teil der Befragung (vgl. Børne- og Undervisningsmi-
nisteriet 2019). Ziel der Befragung ist, das Wohlbefinden 
der Lernenden zu erfassen. Dies ist die Folge einer politi-
schen Richtungsentscheidung, die die Perspektive der be-

2  www.uvm.dk/erhvervsuddannelser/skoleudvikling/klare-maal/ 
elevtrivselsmaalinger-paa-erhvervsuddannelserne

ruflich Lernenden in den Fokus rückt und ihnen ein Recht 
auf ein qualitativ hochwertiges Lernumfeld gesetzlich zuge-
steht. Die Verbesserung des Wohlbefindens der Lernenden 
wurde im Zuge der Berufsbildungsreform im Jahr 2015 im 
Gesetz ausdrücklich als eins von vier Zielen benannt (vgl. 
Danmarks Evalueringsinstitut 2021a, S. 6).
Der Fragebogen umfasst 35 bis 42 Fragen. Die Anzahl ist 
abhängig davon, in welcher Phase der Ausbildung die be-
ruflich Lernenden sich befinden und ob ein Ausbildungs-
platz vorhanden ist. Die Beantwortung des Fragebogens 
erfolgt während der Lernphase in der beruflichen Schule. 
Die Daten können auf Regionen, Schulen oder Gruppen von 
Lernenden etc. heruntergebrochen werden.
Die Ergebnisse der Befragungen sind die Grundlage für 
entsprechende Initiativen der Politik, die auf eine Steige-
rung der Zufriedenheit (auch im Sinne der mentalen Ge-
sundheit) der Schüler/-innen sowie eine Reduzierung der 
Abbruchzahlen abzielen. Sie sollen sowohl in die lokale 
Qualitätssicherung in den beruflichen Schulen als auch in 
die ministerielle Arbeit einfließen3. Entsprechende staatli-
che Mittel werden zur Verfügung gestellt (vgl. Børne- og 
Undervisningsministeriet 2019). Die Auswirkungen der 
Berufsbildungsreform im Jahr 2015 und der nachfolgenden 
Initiativen wurden in zahlreichen und regelmäßigen Stu-
dien untersucht.4 So zeigen die Ergebnisse der Befragungen 
beispielsweise einen deutlichen Zusammenhang zwischen 
dem Wohlbefinden und der Wahrscheinlichkeit eines Aus-
bildungsabbruchs (vgl. Danmarks Evalueringsinstitut 
2021 b, S. 22 ff.).

Schweiz

In der Schweiz werden im Rahmen von nationalen, staatlich 
finanzierten Erhebungen die Perspektive von jungen Men-
schen und Auszubildenden erfasst. Dabei handelt es sich 
zum einen um das Nahtstellenbarometer, zum anderen um 
die Standardisierte Abschlussklassenbefragung (SAB)5.
Das bereits 1997 eingeführte Lehrstellenbarometer wurde 
im Jahr 2018 zum ersten Mal vom »Nahtstellenbarome-
ter – Bildungsentscheide nach der obligatorischen Schul-
zeit« abgelöst. Seitdem wird die Situation an der sog. ers-
ten Schwelle gemeinsam für den berufsbildenden und den 
allgemeinbildenden Weg erfasst. Diese Umfrage findet im 
Auftrag des Staatssekretariats für Bildung, Forschung und 

3  www.uvm.dk/erhvervsuddannelser/skoleudvikling/klare-maal/ 
elevtrivselsmaalinger-paa-erhvervsuddannelserne
4  https://uddannelsesstatistik.dk/pages/erhvervsudd.aspx
5  Die längsschnittlich angelegte Multikohortenstudie TREE zum Übergang 
von der Schule ins Erwachsenenleben trägt mit ihrer Untersuchung der 
Ausbildungs- und Erwerbsverläufe ebenfalls dazu bei, die Lebenssitua-
tion und beruflichen Karrierewege u.a. der beruflich Lernenden besser zu 
verstehen, fokussiert jedoch nicht auf diese Gruppe und/oder die Ausbil-
dungsphase.

http://www.uvm.dk/erhvervsuddannelser/skoleudvikling/klare-maal/ elevtrivselsmaalinger-paa-erhvervsuddannelserne
http://www.uvm.dk/erhvervsuddannelser/skoleudvikling/klare-maal/ elevtrivselsmaalinger-paa-erhvervsuddannelserne
http://www.uvm.dk/erhvervsuddannelser/skoleudvikling/klare-maal/elevtrivselsmaalinger-paa-erhvervsuddannelserne
http://www.uvm.dk/erhvervsuddannelser/skoleudvikling/klare-maal/elevtrivselsmaalinger-paa-erhvervsuddannelserne
https://uddannelsesstatistik.dk/pages/erhvervsudd.aspx
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Innovation (SBFI) statt. Es gibt jeweils zwei Stichtage: den 
15. April und den 31. August. Die erste Befragung im April 
liefert erste Hinweise auf die Bildungswünsche und -vor-
stellungen der Jugendlichen sowie auf die Situation auf 
dem Lehrstellenmarkt und zeigt die Tendenzen für die Ent-
wicklung bis zum Sommer auf. Im August steht die aktuel-
le Ausbildungssituation im Fokus sowie deren Beurteilung, 
Übergangslösungen oder die Anzahl von Bewerbungen.
Zum anderen erfolgt in einem Dreijahresrhythmus schweiz-
weit die sogenannte Standardisierte Abschlussklassenbe-
fragung (SAB), in der u.  a. sämtliche Schüler/-innen der 
Abschlussklassen der Berufsfachschulen befragt werden.
Im Rahmen der SAB werden Daten zu Qualitätsaspekten 
entlang der drei Dimensionen Input-, Prozess- und Out-
put-/Outcome-Qualität erhoben. Neben Fragen nach dem 
Erwerb unterschiedlicher Kompetenzen, der schulischen 
Ausstattung und dem Unterricht wird u.  a. nach der Exper-
tise der Lehrpersonen gefragt. Die Interaktion zwischen 
Lehrpersonen und Lernenden wird in einem eigenen Mo-
dul zu sozialen Beziehungen thematisiert. Hinzu kommen 
Fragen zu Motivation, Erfahrungen mit Unterstützungs-
leistungen und zur individuellen Förderung. In einem 
anderen Modul wird die Zufriedenheit der beruflich Ler-
nenden erfragt. Im Modul »Wert für die Zukunft« sind u.  a. 
Fragen nach den Zukunftsplänen vorgesehen (vgl. ZEM 
CES 2021). Diese Datenerhebung ist möglich, weil sich 
die Kantone, die für die Qualität der Schulen zuständig 
sind, im Rahmen einer Vereinbarung mit dem Bund dazu 
verpflichtet haben. Dies hat den Vorteil, dass die gewonne-
nen Übergangsdaten individuell pro Schule oder Kanton 
ausgewertet werden können. Die Daten dienen zudem als 
Grundlage für weitere Forschung. Die Untersuchung an 
den sogenannten Nahtstellen bzw. den beiden sensiblen 
Übergängen ist als Transitionsforschung einer der Schwer-
punkte im Forschungsförderprogramm 2021 bis 2024 des 
Staatssekretariats für Bildung, Forschung und Innovation 

(vgl. Staatssekretariat für Bildung, Forschung und 
Innovation 2020, S. 39).
Als privat finanzierter Akteur führt das größte Online-Lehr-
stellenportal der Schweiz, yousty.ch, regelmäßig allerdings 
nicht-repräsentative Auszubildendenbefragungen durch. 
Der Fragebogen entstand in Kooperation mit der Fachhoch-
schule Nordwestschweiz und differenziert nach Branchen 
und Größe der Ausbildungsbetriebe u.  a. die Zufriedenheit 
mit der Schule und die Pläne für die Zeit nach dem Berufsbil-
dungsabschluss (Lernendenbarometer yousty.ch). Regional 
liegt der Schwerpunkt allerdings auf der Deutschschweiz.

Deutschland

In Deutschland gibt es repräsentative und bundesweite 
Befragungen von jungen Menschen mit dem Fokus auf Bil-
dungsverläufe, die teilweise auch das Berufsbildungssys-
tem betreffen. Eine landesweite, kontinuierliche, staatlich 
finanzierte Datenerhebung, die gezielt auf die Gruppe der 
Auszubildenden während der Ausbildung gerichtet ist, wird 
in Deutschland jedoch nicht durchgeführt.
Das Nationale Bildungspanel (NEPS) erhebt Längsschnitt-
daten zu Kompetenzentwicklungen, Bildungsprozessen, 
Bildungsentscheidungen und Bildungsrenditen in forma-
len, nicht-formalen und informellen Kontexten über die 
gesamte Lebensspanne und ähnelt insofern der Multiko-
hortenstudie (TREE) in der Schweiz. Im Rahmen der Pa-
nelstudie »Schule und Ausbildung – Bildung von Schülerin-
nen und Schülern ab Klassenstufe 9 (NEPS-SC4)« werden 
u.  a. Fragen danach gestellt, wie Jugendliche den Wechsel 
von der allgemeinbildenden Schule in das berufliche Bil-
dungssystem erleben, wodurch der Zugang zu beruflicher 
Bildung beeinflusst wird und welche Erfahrungen in berufs-
vorbereitenden Maßnahmen oder in der Berufsausbildung 
gesammelt werden. Die Befragungen der Auszubildenden 
erfolgen jedoch nicht regelmäßig und kontinuierlich.

Tabelle  
Übersicht über die Monitoringaktivitäten

Land Landesweite regelmäßig durchgeführte Befragungen

Staatlich finanziert Nicht staatlich finanziert

Deutschland • Nationales Bildungspanel (NEPS);
• BA/BIBB-Bewerberbefragung

• Jährlicher Ausbildungsreport der 
DGB-Jugend

Schweiz • Standardisierte Abschlussklassenbefragung (SAB) im Drei- 
jahresrhythmus;

• das jährliche Nahtstellenbarometer

• Lernendenbarometer yousty.ch

Dänemark • Jährliche Befragung zur »Stärkung des Vertrauens und des 
Wohlbefindens in den Berufsschulen«

Quelle: Hippach-Schneider/Grobe-Rath/Rieder 2023, S. 70
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Auf den Übergang in eine Ausbildung fokussiert die von der 
Bundesagentur für Arbeit und dem BIBB durchgeführte Be-
werberbefragung. Im Gegensatz zum Nahtstellenbarome-
ter der Schweiz wird hier allerdings nicht zu einem zweiten 
Zeitpunkt nach Aufnahme einer Ausbildung erneut befragt.
Nicht staatlich finanziert ist die seit 2006 von der Jugend-
organisation des Deutschen Gewerkschaftsbunds (DGB) 
durchgeführte Befragung von Auszubildenden. Jährlich 
wechselt dabei der thematische Schwerpunkt. Im Jahr 2023 
lag der Fokus auf dem Thema Digitalisierung, im Jahr 2022 
auf dem Zugang zur Ausbildung und der Berufsorientie-
rung. Die Befragungen erfolgen im Rahmen von sogenann-
ten Berufsschultouren der DGB-Jugend, in deren Rahmen 
die Auszubildenden u.  a. über Rahmenbedingungen wie 
ihre Rechte informiert und insgesamt gestärkt werden sol-
len. Mit der Veröffentlichung des Reports ist auch jeweils 
eine eigene berufsbildungspolitische Einschätzung der Ge-
werkschaft verbunden und wird mit entsprechenden For-
derungen verknüpft. So wird im Ausbildungsreport 2022 
u.  a. eine umlagefinanzierte Ausbildungsgarantie gefordert.

Synthese und Schlussfolgerungen

Die regelmäßige Befragung von Auszubildenden/beruflich 
Lernenden nach ihrer Zufriedenheit ist in einer evidenz-
basierten Politik eine Möglichkeit, ihre Perspektive auf 
die politischen Entscheidungsebenen zu bringen und ihre 
Einschätzungen in Anpassungen im Berufsbildungssystem 
einfließen zu lassen. Die Ansätze zu einem systematischen 
Monitoring weisen deutliche Unterschiede im Hinblick auf 
ihre bildungspolitische Einbettung auf.
In Dänemark ist die jährliche Befragung der beruflich Ler-
nenden Folge einer Berufsbildungsreform. Die Verbesserung 
des Wohlbefindens ist ein ausdrückliches bildungspolitisches 
Ziel, das sich auch in der Gesetzgebung widerspiegelt. Ins-
besondere die Reduzierung der Ausbildungsabbrüche und 
eine Qualitätsverbesserung sind die dahinterliegenden Mo-
tive. Ohne eine vergleichbare explizite rechtliche Veranke-
rung der Steigerung des Wohlbefindens werden auch in der 
Schweiz in staatlichem Auftrag regelmäßig beruflich Lernen-
de nach ihren Erfahrungen während der Ausbildung befragt. 
Im Fokus steht dabei die Qualitätsverbesserung.
Dadurch stehen in Dänemark und der Schweiz kontinuier-
lich Daten zur Verfügung, die es ermöglichen, die Perspek-
tive der Auszubildenden systematisch in bildungspolitische 
Entscheidungsprozesse einfließen zu lassen. Eine systema-
tische Verknüpfung mit entsprechenden Analyse- und For-
schungstätigkeiten lassen zumindest vermuten, dass die 
Ergebnisse sowohl in der Schweiz als auch in Dänemark 
Eingang in bildungspolitische Entscheidungsprozesse fin-
den. In Dänemark wird dieses Indiz noch zusätzlich durch 
das rechtlich verankerte Ziel, das Well-being der beruflich 
Lernenden zu verbessern, verstärkt.

Dies ist im Fall von Deutschland nicht so deutlich. Es gibt 
keine vergleichbare staatlich finanzierte Befragung. Zwar 
ist die Rolle der Gewerkschaften bei der Gestaltung der Be-
rufsbildung in Deutschland bedeutsam, was für eine ent-
sprechende Rezeption durch die anderen Akteure sowie die 
Öffentlichkeit spricht. Gleichwohl verfügt die Studie der 
DGB-Jugend nicht über die weitreichende Verzahnung mit 
einer bildungspolitischen Strategie und damit verbundenen 
Forschungs- und Analyseaktivitäten.
Gerade vor dem Hintergrund der Debatten um Demokra-
tiebildung und entsprechende Partizipationsmöglichkeiten 
der Lernenden kann eine solche, zumindest mittelbar mit-
gestaltende Akteursrolle der beruflich Lernenden ein An-
satz und eine Chance sein, ihre Erfahrungen aufzugreifen. 
Darüber hinaus wäre es jedoch auch angezeigt, über den 
Ausbau einer unmittelbaren Partizipation der Lernenden 
nachzudenken und entsprechende Modelle zu entwickeln. 
Denn Partizipation und selbstbestimmte Bildungserfahrun-
gen sind wesentliche Elemente der Demokratiebildung (vgl. 
Kenner 2021). 
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MONOGRAFIEN

Bildung und sozialer Zusammenhalt
Y. Anders; B. Hannover; M. Jungbauer-Gans; D. Len-
zen; N. McElvany; T. Seidel; R. Tippelt; K. Wilbers; 
L. Wössmann. Gutachten des Aktionsrats Bildung. 
vbw  – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e.  V. 
(Hrsg.) Münster 2024, 282 S., ISBN 978-3-8309-9870-
9. URL: https://doi.org/10.31244/9783830998709 
Der Aktionsrat Bildung befasst sich in dieser Veröffentli-
chung mit der Stärkung sozialer Kohäsion, die auf verschie-
denen Ebenen gemessen und entwickelt werden kann: in 
den Einstellungen und Verhaltensweisen der Menschen, in 
Merkmalen von Gruppen und in den Charakteristika gesell-
schaftlicher Institutionen. Basierend auf einer empirisch ab-
gesicherten Bestandsaufnahme werden die notwendigen 
Voraussetzungen dafür aufgezeigt, wie soziale Kohäsion in 
den einzelnen Bildungsphasen gestärkt werden kann.

Die Demokratie und Ich. Entwicklung und Evaluation 
eines demokratiebildenden Lernprogramms
O.  H. Horstmann. Wiesbaden 2024, 458 S., ISBN 
978-3-658-44644-4. URL: https://link.springer.com/
book/10.1007/978-3-658-44644-4
Basierend auf dem Ansatz der Demokratiebildung als Inte-
gration sozialen und fachlichen Lernens entwickelt der 
Autor ein außerschulisches Bildungsprogramm, das am 
demokratie:werk der Kieler Forschungswerkstatt durchge-
führt wird. Auf Basis einer quantitativ ausgewerteten Frage-
bogenstudie und leitfadengestützten Einzelinterviews stellt 
er eine Steigerung der politischen Selbstwirksamkeit, spezi-
fischer Handlungsbereitschaften und bisweilen des politi-
schen Interesses bei den teilnehmenden Jugendlichen fest. 
Darüber hinaus regt die Veröffentlichung weitergehende 
Reflexionsprozesse über die Rolle des Individuums in der 
Demokratie an.

Übergänge demokratietauglicher gestalten. Hand-
lungsempfehlungen zur Gestaltung des Übergangs 
Schule – Beruf von der Fachgruppe »Visionen für den 
Übergangsbereich«
M. Leisenheimer; A. M. Fröhlich Zapata; T. Berg. Berlin 
2024, 10 S. ULR: https://minor-kontor.de/wp-content/ 
uploads/2024/02/DUeS_Handlungsempfehlungen_ 
final_24-02-07.pdf
Der Übergang Schule  –  Beruf kann von einem defizitär be-
trachteten Ort zu einem Raum für Demokratieförderung, 
Selbstwirksamkeitserfahrungen und persönliche wie beruf-

liche Entwicklung werden. Die Fachgruppe »Visionen für 
den Übergangsbereich« skizziert hierzu drei Handlungsfel-
der und -empfehlungen. Sie sollen Impulse für Reformen 
und Verbesserungen am Übergang Schule  –  Beruf geben 
und dazu beitragen, den Übergangsbereich partizipativer 
und demokratischer zu gestalten. Leitend ist dabei ein wert-
schätzender Ansatz in der Begleitung und Beratung.

Mehr und besser. Vorschläge für eine Demokratiebil-
dung von morgen
I. Hamm; A. Engelke; M. Finke; D. Kinnert; T. Krüger; 
M. Meyerding; A. Nassehi; A. Schleicher; L. Teueberg; 
L. Wössmann. Bericht der Hertie-Kommission Demokra-
tie und Bildung im Auftrag der Gemeinnützigen Hertie-
Stiftung. Frankfurt a.  M. 2023, 74 S. URL: www.ghst.de/ 
hertie-kommission
Eine Demokratie lebendig und zukunftsorientiert zu ge-
stalten, muss gelernt werden. Die Kompetenzen, die dafür 
zu vermitteln sind, müssen immer wieder aktualisiert wer-
den. Die Gemeinnützige Hertie-Stiftung hat Persönlichkei-
ten aus Wissenschaft, Politik, Medien und Zivilgesellschaft 
eingeladen, diesen Prozess mit einer Kommission zu unter-
stützen. Der Bericht liefert eine aktuelle Bestandsaufnahme 
zum Thema und enthält acht Empfehlungen der Kommis-
sion. Zusätzlich gibt es eine Toolbox mit einer Sammlung 
guter Praxisbeispiele.

Wert(e)volles Miteinander: warum Demokratie Werte 
braucht. Lerneinheit für Ausbildungsbetriebe

L. Suermann; T. Koesling. Düs-
seldorf 2023, 31 S. URL: 
www.gelbehand.de/fileadmin/ 
user_upload/download/ 
fachstelle_fachpersonal/ 
Lerneinheit_2023_ 
Demokratische_Werte_ 
Ausbildende.pdf
Auszubildende befinden sich in 
einer Umbruchphase: mit dem 
ersten eigenen Gehalt, oft der 

Volljährigkeit nahe und in Erwartung, bald in das reguläre 
Arbeitsleben einzusteigen. Mit der wachsenden Verantwor-
tung geraten neue Fragen in den Fokus: Wie soll das eigene 
Leben gestaltet werden? Und welchen Einfluss hat man auf 
die Gestaltung in Ausbildung und Betrieb? Das Ziel dieser 
Lerneinheit ist es, das Prinzip des Wertepluralismus als Teil 
gelebter Demokratie deutlich zu machen und zugleich Wer-
te auf ihren demokratischen Gehalt zu prüfen.
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BEITRÄGE IN ZEITSCHRIFTEN UND SAMMEL-
BÄNDEN

Zum Partizipationsermöglichungsdilemma, begrenz-
ter Partizipation und der Forderung einer Reflexiven 
Demokratiepädagogik
J. Gras. In: Zeitschrift für Erziehungswissenschaften. Au-
gust 2024. URL: https://doi.org/10.1007/s11618-024-
01263-2
Die Institution Schule gilt im erziehungswissenschaftli-
chen und bildungspolitischen Diskurs als ein zentraler Ort 
für die Vermittlung und Umsetzung von Demokratie und 
Inklusion. Damit geht der Auftrag einher, Partizipation für 
alle Schüler/-innen zu ermöglichen. Lehrpersonen sind 
aufgefordert, dies in ihrer schulischen Praxis umzusetzen. 
Vorgestellt werden Ergebnisse einer Studie, die zeigen, dass 
sich Lehrpersonen in einem Spannungsfeld zwischen Parti-
zipationsermöglichung und -begrenzung bewegen und sich 
für sie ein Dilemma eröffnet, das eine reflexive Demokratie-
pädagogik erfordert.

Gesellschaftliche Integration durch den Beruf? Aktuelle 
Anforderungen, Bedingungen und Herausforderun-
gen des Politikunterrichts in der Berufsschule – Eine 
Tagungsdokumentation
C. Engartner; M. Kenner. In: Berufs- und Wirtschaftspä-
dagogik – online (2024), Spezial HT2023, S. 1–15. URL: 
https://res.bibb.de/vet-repository_782569
Die Tagungsdokumentation der Fachtagung »Politik« der 
Hochschultage Berufliche Bildung 2023 greift die Impul-
se und Diskussionslinien der Fachtagung auf. Im ersten 
Teil wurden empirische Studien vorgestellt, die politische 
Kompetenzen von Lernenden sowie unterrichtsrelevante 
Einstellungen von Lehrenden an beruflichen Schulen unter-
suchen. Im zweiten Teil wurde anhand mehrerer Vorträge 
analysiert, inwiefern die Wirtschafts- und Sozialkunde-  
(WiSo)-Abschlussprüfungen in der dualen Ausbildung poli-
tikdidaktischen Ansprüchen genügen und welchen Einfluss 
sie auf das Unterrichtsgeschehen nehmen.

Chancen und Herausforderungen aufsuchender Bil-
dungsangebote im Bereich der politischen Bildung
J. Trumann. In: denk-doch-mal.de. Online-Magazin für Ar-
beit-Bildung-Gesellschaft. (2023) 3, S. 1–2. URL: https://
res.bibb.de/vet-repository_781780
Die Autorin stellt die Chancen und Herausforderungen auf-
suchender Bildungsangebote im Bereich der politischen Bil-
dung dar. Ausgehend von dem Projekt »Demokratisch ist 
man nicht allein –Trägernetzwerk politische Bildung in der 
Arbeitswelt« (gefördert von der Bundeszentrale für poli-

tische Bildung) zeigt sie, dass aufsuchende politische Bil-
dungsarbeit in der Arbeitswelt neben den herkömmlichen 
Formaten gesellschaftspolitischer Bildung einen wichtigen 
Beitrag zur Demokratiestärkung, gesellschaftlicher Teilha-
be und zu gesellschaftlichem Zusammenhalt leistet.

Demokratie
Schwerpunktthema der WZB-
Mitteilungen. Quartalsheft für 
Sozialforschung. 1/2024, 68 S. 
URL: https://wzb.eu/de/publi 
kationen/wzb-mitteilungen/ 
nr-183-demokratie
Das Märzheft der WZB-Mitteilun-
gen hat sich zum Ziel gesetzt, auf 
ein Jahr vorzubereiten, in dem 
es bei Wahlen in Europa, in ost-
deutschen Bundesländern, in den 
USA und in vielen anderen Staa-

ten der Erde ums Ganze geht: Welche Zukunft ist der libe-
ralen Demokratie beschieden? Schlaglichter der Forschung 
auf eine Staatsform, die nicht so selbstverständlich ist, wie 
die letzten Jahrzehnte glauben ließen.

Demokratie in Gefahr?
Schwerpunktthema der Zeitschrift Aus Politik und Zeit-
geschichte 27/2024, 56 S. URL: www.bpb.de/shop/ 
zeitschriften/apuz/demokratie-in-gefahr-2024/
Aktuelle Entwicklungen zeichnen das Bild einer Demokra-
tie, die mit den Herausforderungen der Zeit nicht gut zu-
rechtkommt. Für einen Abgesang auf die Demokratie ist es 
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Mobile Ausbildung zum Mitmachen – Gamification für 
eine hybride Zukunft

zum bisherigen Ausbildungsweg  – 
nicht als völlig neuer Ansatz. Die Kon-
zeption der mobilen Ausbildung er-
folgte in enger Abstimmung mit allen 
Beteiligten, allen voran der Industrie 
und Handelskammer (IHK) Mittel-
franken. Durch die breite Einbindung 
des Ausbildungspersonals, der Aus-
zubildenden und dual Studierenden 
sowie anderer Unternehmen und der 
IHK konnten unterschiedliche Per-
spektiven, Herausforderungen und 
Bedürfnisse berücksichtigt werden, 
was zu praxisnahen Lösungen führte. 
Zudem fördert dieser Ansatz die Ak-
zeptanz und Identifikation der Betei-
ligten mit dem entwickelten Konzept, 
was dazu beiträgt, dass es nicht nur 
auf dem Papier existiert, sondern auch 
tatsächlich in der Praxis gelebt wird. 
Nicht zuletzt ist ganz entscheidend: 
Durch die Abstimmung mit der IHK 
konnte Rechtssicherheit für das neue 
Konzept gewährleistet werden.

Von Level zu Level mobile 
Arbeitstage dazugewinnen

Den Kern des mobilen Ausbildungs-
konzepts bildet ein Gamification-An-
satz. Die Auszubildenden dürfen und 
sollen mobil arbeiten, wenn sie das 
möchten – aber nicht sofort. Das Recht 
hierfür können sie sich während der 
Ausbildung spielerisch erwerben, so-
fern keine betrieblichen Gründe dage-
gensprechen. DATEV möchte die jun-
ge Zielgruppe auf vertrautem Terrain 
abholen, da vielen Auszubildenden 
Gaming bekannt ist. Analog hierzu ist 

die Ausbildungszeit in verschiedene 
Spiel-Level gegliedert.
Die Auszubildenden starten als Be-
ginner auf Level 1 – noch ohne mobile 
Arbeitstage. Das vorrangige Ziel des 
Levels ist, den Grundstein für eine 
vertrauensvolle Zusammenarbeit zu 
legen, relevante Soft Skills zu fördern 
und das eigene Team kennenzulernen. 
Mit Abschluss des Levels 1 – nach der 
Probezeit – stehen dann grundsätzlich 
vier mobile Tage im Monat zur Verfü-
gung. Ab dem zweiten Ausbildungs-
jahr und bei Erreichen des Levels 3 
sind monatlich bis zu acht mobile Ar-
beitstage möglich. Ab Level 4 – nach 
der Zwischenprüfung – liegt die Zahl 
bei zwölf mobilen Arbeitstagen im 
Monat und bei Erreichen des Master-
Levels 5, ab dem dritten Ausbildungs-
jahr, gelten für die teilnehmenden 
Auszubildenden die gleichen Regeln 
wie für alle anderen Mitarbeitenden 
von DATEV: Das Team entscheidet, 
wie viele Präsenztage für eine gute 
Zusammenarbeit sinnvoll sind. Da-
rüber hinaus ist es eine individuelle 
Entscheidung, an welchem Arbeitsort 
die aktuelle Tätigkeit am besten aus-
geführt werden kann. Zusätzliche mo-
bile Tage können als Flexitage durch 
besondere Aufgaben freigeschaltet 
werden.
Der Level-Aufstieg ist gekoppelt an 
die erfolgreiche Bewältigung von so-
genannten Level-Challenges. Auch 
die zusätzlichen Flexitage werden 
erst nach Abschluss von Flexi-Chal-
lenges freigeschaltet. Am Anfang 
geht es bei diesen Challenges um eher 
pragmatische Dinge, beispielsweise 

Uwe Ritthammer 
Ausbildungsleiter HR Future 
Talents, DATEV eG, Nürnberg
uwe.ritthammer@datev.de

Ausbildungsunternehmen stehen vor einem Dilemma. Einerseits sind sie 

rechtlich verpflichtet, die Ausbildung vor Ort zu gewährleisten, andererseits 

widerspricht dies einer Realität, in der mobiles Arbeiten zum Standard ge-

worden ist. Der Beitrag erläutert, wie DATEV ein mobiles Ausbildungskonzept 

entwickelt hat und welche besondere Rolle dabei »Gamification« spielt.

Mobil ausbilden – aber wie?

Seit der Pandemie hat sich die Arbeits-
welt stark verändert. Viele Unterneh-
men ermöglichen heutzutage mobiles 
Arbeiten. Doch wie lässt sich dies mit 
der Verantwortung und den Verpflich-
tungen eines Ausbildungsbetriebs 
vereinbaren? Daraus ergeben sich 
Fragen:
• Wie stellen Unternehmen sicher, 

dass sie die Auszubildenden vor Ort 
gut betreuen können?

• Wie können Berufseinsteiger/-in-
nen verschiedene Stationen und 
Aufgabenbereiche kennenlernen 
und ein Netzwerk innerhalb und 
außerhalb des eigenen Teams bil-
den, was essenziell für eine Unter-
nehmensbindung ist?

• Wie lassen sich die Auszubildenden 
schrittweise an die mobile Arbeits-
welt heranführen, sodass sie sich 
darin souverän bewegen?

Partizipativer Ansatz

DATEV ist Deutschlands drittgrößter 
Anbieter von Business-Software. Das 
Unternehmen hat sich bereits wäh-
rend der Pandemie mit Fragen zur mo-
bilen Ausbildung beschäftigt. Im Sep-
tember 2023 hat das Unternehmen 
ein Programm gestartet, das sowohl 
den Anforderungen der modernen 
Arbeitswelt gerecht wird als auch die 
Auszubildenden an den souveränen 
Umgang mit hybriden Arbeitsszena-
rien heranführt. Das neue Konzept 
versteht sich als sinnvolle Ergänzung 
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die Terminvereinbarung mit den an-
deren Mitgliedern im Team, um sie 
alle persönlich kennenzulernen. In 
späteren Levels werden die Aufgaben 
auch komplexer, beispielsweise wenn 
es um die Selbstreflexion geht: Was 
funktioniert beim Arbeiten vor Ort 
und mobil jeweils besonders gut und 
was weniger gut? Wie lassen sich hier 
Verbesserungen erzielen?
Die Challenges sind so konzipiert, dass 
sie gezielt organisatorische Fähigkei-
ten und Kommunikationskompeten-
zen fördern und zur Entwicklung von 
Selbstorganisation und Zeitmanage-
ment beitragen. Diese Fähigkeiten 
sind unerlässlich für eine erfolgrei-
che virtuelle Zusammenarbeit und 
ermöglichen es den Auszubildenden, 
sich flexibel und selbstständig in der 
Arbeitswelt zu bewegen. Zusätzlich 
fördern die Challenges die Teaminte-
gration und Bindung an DATEV.

Vier weitere Bausteine ergänzen 
das Kernkonzept Gamification

Während im Zentrum des mobilen 
Ausbildungskonzepts der Gamifica-
tion-Ansatz steht, runden vier weitere 
wichtige Bausteine die Herangehens-
weise ab:
1. Die Einarbeitung und Ausbildung 

der Auszubildenden liegt nicht auf 
den Schultern einzelner Fachaus-
bilder/-innen. Die Aufgaben wer-
den auf das gesamte Team verteilt, 
dem der oder die Auszubildende an-
gehört. So kann das Unternehmen 
sicherstellen, dass den Auszubilden-
den vor Ort immer Ansprechpart-
ner/-innen zur Verfügung stehen. 
Selbstverständlich wird auch in 
mobilen Ausbildungsabschnitten 
darauf geachtet, dass die Auszubil-
denden nie allein in der Aufgaben-
bearbeitung sind. Dies wird bspw. 
durch permanente Teamchats oder 
Maßnahmen wie »Mob Programm-
ing« sichergestellt.

2. Über den Gamification-Ansatz 
hinaus gilt es, Auszubildende für 
mobiles Arbeiten und Lernen zu 

befähigen. DATEV stellt dem Nach-
wuchs bspw. eine Lern-App zur Soft 
Skills- und Persönlichkeitsentwick-
lung zur Verfügung. Darin werden 
Themen wie Zeitmanagement, 
Motivation, das Bekämpfen von 
Ablenkung und Teamorientierung 
trainiert.

3. Der dritte Baustein richtet sich an 
die Ausbilder/-innen und Füh-
rungskräfte. Ausbilder/-innen ste-
hen beispielsweise vor der für sie 
neuen Herausforderung, innerhalb 
eines mobilen Settings Lerninhalte 
zu vermitteln. Hierzu wurden Lern-
angebote erarbeitet, beispielsweise 
ein AdA-Inhouse-Seminar (Aus-
bildung der Ausbilder/-innen), 
um ihnen neue Tools und Skills an 
die Hand zu geben und sie auch 
arbeitsrechtlich auf den neuesten 
Stand zu bringen.

4. Ein wichtiges Bindeglied im Rah-
men des Konzepts ist zudem die 
Ausbildungsabteilung. Diese bietet 
beispielsweise eine »Community 
der Fachausbilder/-innen« an, um 
die Unterstützungsangebote zu 
promoten, Best Practices zu teilen 
und Impulse von externen Exper-
tinnen und Experten einzuholen.

Wegweisender Ansatz

Seit September 2023 hat DATEV Er-
fahrungen bei der Umsetzung des 
mobilen Ausbildungskonzepts ge-
sammelt. Gerade auf Seiten der Ler-
nenden stößt das Konzept auf große 
Akzeptanz. Sie waren teilweise über-
rascht, bereits in der Ausbildungszeit 
mobil arbeiten zu können. »Das kön-
nen viele Freunde und Gleichaltrige 
bei anderen Betrieben nicht« – so eine 
Rückmeldung bei den Einführungs-
tagen. Die Berufsbeginner/-innen 
schätzen aber auch die Arbeit vor Ort, 
die kurzen Wege und die einfachere 
Vernetzung mit Teammitgliedern und 
Gleichaltrigen. Die Ausbilder/-innen 
waren zunächst teilweise skeptisch ge-
genüber dem zusätzlichen Aufwand, 
den das neue Konzept erfordert. Sie 

konnten jedoch feststellen, dass sie 
ihren Auszubildenden den Übergang 
von der analogen Schulwelt in das hy-
bride Arbeitsleben erheblich erleich-
tern konnten. Die vermehrte Präsenz-
arbeit hat als Begleiteffekt auch den 
Teamgeist insgesamt gestärkt.
Im Juni und Juli 2024 haben Work-
shops mit rund 65 Auszubildenden, 
dual Studierenden, Ausbilder/-innen 
und Führungskräften stattgefunden, 
in denen das Konzept analysiert wur-
de. Während die Grundstruktur sehr 
positiv bewertet wurde, gab es im 
Detail einzelne Änderungswünsche. 
So werden zum Ausbildungsstart 
2024 einige Bausteine nachgeschärft, 
neue Challenges formuliert und die 
Möglichkeit für Einsteiger/-innen ge-
schaffen, das Online-Arbeiten bereits 
in der Probezeit an ein bis zwei Tagen 
auszuprobieren. Zusätzlich haben 
Berufserfahrene (z.  B. Personen mit 
schon vorhandenem Ausbildungs- 
bzw. Studienabschluss) die Option, 
eine »Fast Lane« zu nutzen: So können 
sie das zweite Level überspringen und 
sich das Kontingent mit den zwölf mo-
bilen Arbeitstagen pro Monat früher 
freischalten. Für DATEV ist das mobile 
Konzept ein voller Erfolg. Es hat sich 
als wegweisend bestätigt, dass Quali-
tät und Flexibilität in Ausbildung und 
Studium Hand in Hand gehen können.
Mit seinem Konzept hat das Unterneh-
men den rechtlichen Anpassungen im 
BBiG durch das »Berufsbildungsvali-
dierungs- und -digitalisierungsgesetz« 
(BVaDiG) zum 1. August 2024 quasi 
vorgegriffen. Mit den geänderten Pa-
ragrafen 28 BBiG/22 HwO ist es nun 
möglich, Ausbildungsinhalte auch di-
gital zu vermitteln, ohne dass Auszu-
bildende und Ausbilder/-innen gleich-
zeitig am gleichen Ort sein müssen. 

Visualisierung des mobi-
len Ausbildungskonzepts 
als electronic supplement: 
www.bwp-zeitschrift.de/ 
e12221

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

http://www.bwp-zeitschrift.de/e12221
http://www.bwp-zeitschrift.de/e12221


56 A U S  F O R S C H U N G  &  P R A X I S B W P  4 / 2 0 2 4

Grüner Wasserstoff: Folgen für 
Arbeitsmarkt und Weiterbildung

Um die nationalen Klimaziele zu er-
reichen und eine nachhaltige Ener-
gieversorgung zu gewährleisten, ist 
eine umfassende Transformation des 
Energiesystems in Deutschland erfor-
derlich. Grüner Wasserstoff, der aus 
erneuerbaren Energien gewonnen 
wird, kann dabei einen entscheiden-
den Beitrag leisten. Die Bundesregie-
rung fördert daher im Rahmen ihrer 
Wasserstoffstrategie den systemati-
schen Aufbau der Wasserstoffwirt-
schaft (vgl. Bundesregierung 2023), 
was sich auch auf den Arbeitsmarkt 
auswirken wird: Eine aktualisierte 
Szenario-Rechnung im Qube-Projekt 
des BIBB und des Instituts für Arbeits-
markt- und Berufsforschung in Zu-
sammenarbeit mit der Gesellschaft 
für Wirtschaftliche Strukturforschung 
zeigt, dass die Zahl der Erwerbstäti-
gen in Deutschland durch den Aufbau 
einer Wasserstoffwirtschaft im Zeit-
raum von 2024 bis 2045 im jährlichen 
Durchschnitt um etwa 57.000 Perso-
nen höher liegen wird als in einer Welt 

ohne Wasserstoffhochlauf (vgl. Ron-
siek u.  a. 2024). Um die Bedarfe de-
cken zu können, müssen Arbeitskräfte 
in der Praxis für den Umgang mit Was-
serstoff geschult werden. Qualitative 
Analysen des BIBB-Projekts »H2PRO: 
Wasserstoff – ein Zukunftsthema der 
beruflichen Bildung im Kontext der 
Energiewende« gehen davon aus, 
dass dadurch mittelfristig eine hohe 
Nachfrage nach wasserstoffbezoge-
nen Schulungen entstehen wird (vgl. 
Schneider/Schur 2023, S. 20). Da-
her sind Ergebnisse aus der wbmoni-
tor-Umfrage 2023 »Energiekrise und 
ökologische Transformation« (vgl. 
Infokasten) von Interesse. Sie bieten 
eine quantitative Bestandsaufnahme 
über die Verbreitung von Angeboten 
beruflicher Weiterbildung im The-
menbereich Wasserstoff.

Berufliche Weiterbildung zum 
Thema Wasserstoff vor allem bei 
wirtschaftsnahen Einrichtungen

Die Befragung der Weiterbildungs-
anbieter ergab, dass bisher nur we-
nige Anbieter Schulungen im Bereich 

Wasserstoff in ihr Programm aufge-
nommen haben oder solche zeitnah 
planen, was auf die noch begrenzte 
Verbreitung dieses Themas hinweist. 
Lediglich neun Prozent der Anbieter 
gaben an, in den vergangenen zwölf 
Monaten entweder Weiterbildungen 
in diesem Themenfeld angeboten zu 
haben (3  %) oder dies in den kommen-
den 24 Monaten zu planen (6  %). Bei 
diesem insgesamt kleinen Anteil zeigt 
sich im Anbietervergleich (vgl. Abb.), 
dass vor allem Einrichtungen mit enger 
Verbindung zur Wirtschaft, wie Kam-
mern und Berufsverbände, bereits 
häufiger Weiterbildungen zu Wasser-
stoff anbieten oder solche in Zukunft 
planen (29  %). Dies unterstreicht ihre 
strategische Rolle bei der Wissensver-
mittlung zu dieser Technologie und 
weist auf ihre enge Verknüpfung mit 
den Bedürfnissen der Indus trie hin. 
Etwa halb so oft (16  %) werden Wei-
terbildungen zu Wasserstoffthemen 
von Volkshochschulen angeboten 
oder geplant. Hierbei ist jedoch zu be-
rücksichtigen, dass es bei VHS-Kursen 
oft schwierig ist, zwischen einer rein 
privaten und einer berufsbezogenen 
Verwertung der Weiterbildungsinhal-
te zu unterscheiden. Daher könnten 
hier auch (geplante) Veranstaltungen 

David Samray 
wiss. Mitarbeiter im BIBB 
samray@bibb.de

Alexander Schur 
wiss. Mitarbeiter im BIBB 
alexander.schur@bibb.de

Angebote zur beruflichen Weiterbildung im Themen-
bereich Wasserstoff

Ergebnisse einer Befragung von Weiterbildungsanbietern

Im Rahmen der wbmonitor-Umfrage 2023 wurden Weiterbildungsanbieter 

zu berufsbezogenen Angeboten im Themenbereich Wasserstoff befragt. Vor 

allem wirtschaftsnahe Weiterbildungseinrichtungen sind bislang in diesem 

Themenfeld aktiv oder planen entsprechende Angebote. Insgesamt bleibt der 

Anteil der Einrichtungen, die derartige Weiterbildungen anbieten, derzeit 

jedoch noch gering.

wbmonitor

wbmonitor ist die größte jährliche 
Umfrage bei Weiterbildungsanbietern in 
Deutschland. Das Kooperationsprojekt 
wird vom BIBB und dem Deutschen 
Institut für Erwachsenenbildung – Leib-
niz-Zentrum für Lebenslanges Lernen 
e.  V. (DIE) durchgeführt. An der Umfrage 
2023 zum Thema »Energiekrise und 
ökologische Transformation« nahmen 
1.172 Anbieter im Zeitraum vom 
14. August bis 17. September 2023 
online teil.

Ausführliche Ergebnisdarstellung in 
Koscheck u.  a. (2024).
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genannt worden sein, die dem Be-
reich der allgemeinen Weiterbildung 
zuzuordnen sind (vgl. Koscheck u.  a. 
2024). Genauso häufig wie im Durch-
schnitt aller Anbieter wurden Wasser-
stoffthemen von (Fach-)Hochschulen 
oder wissenschaftlichen Akademien 
angeboten oder geplant (9  %), etwa im 
Rahmen wissenschaftlicher Weiter-
bildungen für Führungskräfte. Etwas 
seltener boten berufliche Schulen das 
Thema Wasserstoff an oder planten 
entsprechende Angebote (7  %). Auch 
bei privaten Anbietern ist das The-
ma Wasserstoff bislang relativ selten 
im Angebotsspektrum vertreten (4  % 
bzw. 5  %). Dies sollte jedoch nicht da-
rüber hinwegtäuschen, dass einzelne 
private Anbieter bereits seit Längerem 
Expertise im Bereich Wasserstoff auf-
gebaut haben und diese mitunter auch 
ins Ausland transferieren (vgl. Niediek 
2023). Ebenfalls nur in geringem Um-
fang (4  %) bieten gemeinschaftliche 
Weiterbildungseinrichtungen (d.  h. 
Kirchen, Parteien, Gewerkschaften, 
Stiftungen, Verbände oder Vereine) 
entsprechende Maßnahmen an.

Grundlagen und Nutzung von 
Wasserstoff als Schulungs-
themen

Neben dem quantitativen Weiterbil-
dungsangebot im Bereich Wasserstoff 
wurde erhoben, welche inhaltlichen 
Teilbereiche von den Angeboten ab-
gedeckt werden. Von denjenigen 
Anbietern, die in den vergangenen 
12  Monaten Schulungen im Bereich 
Wasserstoff durchgeführt haben1, 
haben nahezu alle (96  %) Grundla-
genschulungen und nahezu neun von 
zehn Anbietern (86  %) Schulungen zur 
Nutzung von Wasserstoff angeboten. 
Die hohe Relevanz von Grundlagen-
schulungen deckt sich mit Ergebnis-
sen aus qualitativen Untersuchungen 
(vgl. Schneider/Schur 2023, S. 20). 

1  Alle folgenden Prozentwerte gewichtet und 
hochgerechnet auf Basis von n=35 bzw. n=36 
gültigen Angaben.

Von fast zwei Dritteln (72  %) der 
Einrichtungen mit entsprechenden 
Angeboten wurden Schulungen zur 
Speicherung oder zum Transport von 
Wasserstoff angeboten, seltener Schu-
lungen zur Herstellung von Wasser-
stoff mittels Elektrolyse (59  %) oder 
anderer Verfahren (41  %). Der Fokus 
auf Grundlagenschulungen und die 
Nutzung von Wasserstoff deutet da-
rauf hin, dass sich die Branche noch 
in einer frühen Entwicklungsphase 
befindet, in der grundlegendes Wis-
sen und allgemeine Anwendungen im 
Vordergrund stehen.

Ausblick

Die Ergebnisse der wbmonitor-Be-
fragung zeigen, dass sich das The-
ma Wasserstoff für die berufliche 
Weiterbildung derzeit noch als Zu-
kunftsmarkt darstellt. Der Anteil der 
Weiterbildungsanbieter mit wasser-
stoffbezogenen Angeboten dürfte in 
den nächsten zwei Jahren jedoch zu-
nehmen. Es gilt näher zu untersuchen, 
inwieweit das Angebot an beruflicher 
Weiterbildung den wirtschaftlichen 
Bedarf zukünftig decken kann bzw. 
welche Entwicklungsbedarfe sich 

hier für den Weiterbildungsmarkt er-
geben. Weiteren (quantitativen) Auf-
schluss über die branchenspezifische 
Nachfrage nach Weiterbildung im 
Themenbereich Wasserstoff könnten 
künftig unter anderem die Ergebnisse 
des BIBB-Betriebspanels zur Qualifi-
zierung und Kompetenzentwicklung 
2024 geben. 
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Abbildung 
Anteil von Weiterbildungsanbietern mit (geplantem) beruflichem Weiterbil-
dungsangebot im Themenbereich Wasserstoff
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Rahmenbedingungen der  
Neuordnung

Die Neuordnung des IT-WBS war aus 
verschiedenen Gründen notwendig. 
Zum einen waren es bildungspoliti-
sche Entwicklungen, insbesondere 
die Novellierung des Berufsbildungs-
gesetzes (vgl. Schneider/Schwarz 
2019, S.  58) und die Neuordnung 
der IT-Berufe im Jahr 2020 (vgl. 
Schwarz/Felkl 2020), zum anderen 
technologische Fortschritte, darun-
ter die zunehmende Bedeutung von 
Cloud-Computing, datengetriebenen 
Technologien und neuen Entwick-
lungen im Bereich der Informations-
sicherheit. Empfehlungen aus zwei 
Voruntersuchungen des BIBB spielten 
eine zentrale Rolle bei der Gestaltung 
der neuen Struktur des IT-WBS (vgl. 
Schwarz u.  a. 2018; Winkler u.  a. 
2021). Diese Empfehlungen zielten 
darauf ab, bedarfsorientierte Fortbil-
dungsprofile zu implementieren und 
die Flexibilität sowie Durchlässigkeit 
des Systems zu verbessern, um at-

traktive Wege bereitzustellen, die die 
berufliche Handlungskompetenz von 
IT-Fachkräften erweitern und stärken 
(vgl. Winkler 2023).

Ergebnis der Neuordnung:  
Das neue IT-WBS

Die Neuordnung des IT-WBS führ-
te zur Einführung von fünf neuen 
Berufsspezialistenprofilen auf der 
ersten Fortbildungsstufe und einem 
neuen Profil, dem Bachelor Profes-
sional in IT, auf der zweiten Fort-
bildungsstufe. Diese Profile wurden 
entwickelt, um sowohl den betrieb-
lichen als auch den individuellen 
Qualifikationsanforderungen besser 
gerecht zu werden. Der Bachelor Pro-
fessional in IT integriert die Spezia-
lisierungen durch eine Wahlpflicht-
option in einer übergeordneten 
Qualifikation, die auf anspruchsvol-
le Fach- und Führungsaufgaben im 
IT-Bereich vorbereitet. Ein zentrales 
Element der Reform ist die verbes-
serte Durchlässigkeit zwischen den 
Fortbildungsstufen, die durch eine 
inhaltliche Verzahnung erreicht wur-
de. Dies ermöglicht Fachkräften fle-
xible Karrierewege und fördert ihre 
berufliche Mobilität und Weiterent-
wicklung (vgl. Abb).

Fünf neue Berufsspezialisten-
profile

Die erste Fortbildungsstufe umfasst 
fünf spezialisierte Abschlüsse, die auf 
verschiedene IT-Domänen ausgerich-
tet sind:
• Berufsspezialist/-in für Software-

entwicklung
• Berufsspezialist/-in für Systemin-

tegration und Vernetzung
• Berufsspezialist/-in für IT-Bera-

tung
• Berufsspezialist/-in für Datenana-

lyse
• Berufsspezialist/-in für Informa-

tionssicherheit

Diese Fortbildungsprofile vertiefen 
und erweitern die in der Berufsaus-
bildung erworbenen Fertigkeiten, Fä-
higkeiten und Kenntnisse. Neben den 
spezifischen Qualifikationen in den 
jeweiligen Domänen werden auch 
profilübergreifende Inhalte aus den 
Bereichen Projektkoordination, Infor-
mationssicherheit, Einhaltung organi-
satorischer und rechtlicher Vorgaben 
sowie Schulung von Mitarbeitenden 
abgedeckt.

Bachelor Professional in IT mit 
Wahloptionen

Der Abschluss zum Bachelor Profes-
sional in IT bildet das Herzstück des 
neuen IT-WBS. Er bietet eine breite 
Palette an Spezialisierungsoptionen 
in verschiedenen IT-Domänen, die in-
haltlich den Profilen der ersten Fort-
bildungsstufe entsprechen.
Zusätzlich umfasst der Bachelor Pro-
fessional in IT Handlungsfelder wie 
Mitarbeiterführung und Personalma-
nagement, Projekt- und Prozessmanage-
ment, betriebswirtschaftliches Handeln 
und IT-Sicherheit. Diese umfassende 
Fortbildung befähigt die Absolventin-

Florian Winkler 
wiss. Mitarbeiter im BIBB 
florian.winkler@bibb.de

Neue Wege in der IT-Fortbildung: Anpassungen und  
Implikationen für das IT-Weiterbildungssystem

Die Reform des IT-Weiterbildungssystems (IT-WBS) stellt einen bedeutsamen 

Schritt zur Modernisierung der höherqualifizierenden Berufsbildung im IT-

Sektor dar. Angesichts des anhaltenden Fachkräftemangels und der rasanten 

technologischen Entwicklungen war eine Anpassung des bestehenden Sys-

tems, das auf einer bundeseinheitlichen Fortbildungsregelung beruht, un-

vermeidlich. Die Novellierung zielt darauf ab, die Attraktivität und Effektivität 

des IT-WBS für Fachkräfte zu steigern und es an die aktuellen und zukünf-

tigen Anforderungen des Arbeitsmarkts anzupassen. Die neuen Abschlüsse 

treten am 1. November 2024 in Kraft.

urn:nbn:de:0035-bwp-24458-3
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traktive Wege bereitzustellen, die die 
berufliche Handlungskompetenz von 
IT-Fachkräften erweitern und stärken 
(vgl. Winkler 2023).

Ergebnis der Neuordnung:  
Das neue IT-WBS

Die Neuordnung des IT-WBS führ-
te zur Einführung von fünf neuen 
Berufsspezialistenprofilen auf der 
ersten Fortbildungsstufe und einem 
neuen Profil, dem Bachelor Profes-
sional in IT, auf der zweiten Fort-
bildungsstufe. Diese Profile wurden 
entwickelt, um sowohl den betrieb-
lichen als auch den individuellen 
Qualifikationsanforderungen besser 
gerecht zu werden. Der Bachelor Pro-
fessional in IT integriert die Spezia-
lisierungen durch eine Wahlpflicht-
option in einer übergeordneten 
Qualifikation, die auf anspruchsvol-
le Fach- und Führungsaufgaben im 
IT-Bereich vorbereitet. Ein zentrales 
Element der Reform ist die verbes-
serte Durchlässigkeit zwischen den 
Fortbildungsstufen, die durch eine 
inhaltliche Verzahnung erreicht wur-
de. Dies ermöglicht Fachkräften fle-
xible Karrierewege und fördert ihre 
berufliche Mobilität und Weiterent-
wicklung (vgl. Abb).

nen und Absolventen, in komplexen IT-
Projekten und Fachabteilungen leitende 
Funktionen zu übernehmen sowie ope-
rative und strategische Entscheidungen 
im IT-Umfeld zu treffen.

Höhere Durchlässigkeit und  
erweiterte Zugangsmöglichkeiten

Ein weiterer wesentlicher Aspekt der 
neuen Struktur ist die Flexibilität und 
Durchlässigkeit zwischen den Fort-
bildungsstufen. Mit einer erfolgreich 
abgeschlossenen Berufsausbildung 
im IT-Bereich steht der direkte Weg 
zu beiden Fortbildungsstufen offen. 
Der Abschluss als Berufsspezialist ist 
keine zwingende Voraussetzung für 
den Bachelor Professional in IT, was 
den Zugang zur höheren Qualifikation 
erleichtert. Allerdings können bereits 
erworbene Abschlüsse auf der Berufs-
spezialistenstufe für den Bachelor Pro-
fessional in IT angerechnet werden, 
was die Durchlässigkeit und die indivi-
duelle Bildungsplanung weiter fördert.
Nicht nur Fachkräfte mit einer Berufs-
ausbildung im IT-Bereich, sondern 
auch Quer- und Seiteneinsteiger/ 
-innen können Zugang zum IT-WBS 
erhalten. Diese flexiblen Zugangs-
wege stellen sicher, dass ein breiteres 
Spektrum an Fortbildungswilligen 
angesprochen wird und tragen zur 
Deckung des steigenden Fachkräfte-
bedarfs im IT-Sektor bei. Die genauen 
Zulassungsvoraussetzungen sind in 
den jeweiligen Verordnungen geregelt.

Resümee und Ausblick

Erste Rückmeldungen deuten da-
rauf hin, dass die neuen Strukturen 
positiv aufgenommen werden und 
die Attraktivität des IT-WBS steigern 
könnten. Die Reform hat das Poten-
zial, weitreichende Signalwirkungen 
zu entfalten, indem sie zeigt, wie mo-
derne, flexible und bedarfsorientierte 
Weiterbildungsstrukturen aussehen 
können. Sie könnte damit als Vorbild 
für die gesamte höherqualifizierende 
Berufsbildung dienen.

Dennoch gibt es Herausforderungen 
wie die Sicherstellung der Bekannt-
heit des Systems und die Anpassung 
an kontinuierliche technologische 
Entwicklungen. Um die Neuerungen 
erfolgreich umzusetzen und die Be-
kanntheit des neuen IT-WBS zu er-
höhen, sind Maßnahmen wie eine 
bundesweite Roadshow und On-
line-Events geplant. Mit diesen Ver-
anstaltungen sollen Unternehmen, 
Bildungsinstitutionen sowie IT-Fach-
kräfte selbst über die Änderungen 
informiert werden. Die effektive Im-
plementierung ist entscheidend, um 
die Akzeptanz und das Verständnis 
für das neue System zu fördern. Zu-
künftige Anpassungen könnten die 
Einführung von Master Professional-
Profilen auf der dritten Fortbildungs-
stufe umfassen.
Eine kontinuierliche Evaluation wird 
notwendig sein, um die Wirksamkeit 
der Neuerungen zu überprüfen und 
sie gegebenenfalls weiter anzupassen. 
Ziel ist, das IT-WBS zu einer ähnlichen 
Erfolgsmarke in der Berufsbildungs-
landschaft aufzubauen, wie es bei-
spielweise die industriellen Meister-
abschlüsse sind. 

Weitere Informationen
Info-Webseite zur Neuord-
nung des IT-WBS:  
www.bibb.de/de/189508.php

LITERATUR

Schneider, V.; Schwarz, H.: Das IT-Weiterbil-
dungssystem – reformbedürftig. In: BWP 48 
(2019) 1, S. 50–51. URL: www.bwp-zeitschrift.
de/dienst/publikationen/de/9646

Schwarz, H.; Felkl, T.: IT-Berufe – und sie 
bewegen sich doch. In: lernen und lehren 35 
(2020) 139, S. 92–101

Schwarz, H.; Schneider, V.; Conein, S.; 
Isenmann, M.; Schmickler, A. D.; Valerius, M.: 
Voruntersuchung zur Novellierung der IT-Fortbil-
dungsverordnung. Abschlussbericht. Bonn 2018

Winkler, F.: Zur Novellierung der IT-Fortbil-
dungsverordnung: Entwicklungen und 
Rahmenbedingungen aus Ordnungsperspekti-
ve. In: Grimm, A.; Mahrin, B.; Neustock, U.; 
Reichwein, W.; Schütt-Sayed, S.; Vollmer, T. 
(Hrsg.): Digitalisierung und Nachhaltigkeit 
gestalten lernen. Bielefeld 2023, S. 334–354

Winkler, F.; Schneider, V.; Schwarz, H.; 
Isenmann, M.; Schmickler, A. D.; Eckstein, U.: 
Voruntersuchung der ersten Fortbildungsebene 
des IT-Fortbildungssystems im Rahmen der 
Vorbereitung zur Novellierung der Verordnung 
über die berufliche Fortbildung im Bereich der 
Informations- und Telekommunikationstech-
nik. Abschlussbericht. Bonn 2021

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

Abbildung 
Struktur des neuen IT-WBS

Bachelor Professional in IT

So�ware-
entwicklung

System-
integration

und Vernetzung
IT-Beratung Datenanalyse

Informations-
sicherheit

Mitarbeitenden-
führung und

Personalmanagement

Prüfungsteil III

Fachliche
Spezialisierung

 - Wahlp�ichtoption -

Prüfungsteil I Prüfungsteil II

IT-spezi sche
Handlungsfelder

Prüfungsteil IV

IT-Projekt

Geprü�e/-r Berufsspezialist/-in für ...

2. Fortbildungsstufe

Quer- und
Seiteneinstieg

IT-Berufe 2020
• IT-System-Elektroniker/-in
• Fachinformatiker/-in
• Kau�eute für Digitalisierungsmanagement
• Kau�eute für IT-System-Management 

1. Fortbildungsstufe

http://www.bibb.de/de/189508.php
http://www.bwp-zeitschrift.de/dienst/publikationen/de/9646
http://www.bwp-zeitschrift.de/dienst/publikationen/de/9646


B E R U F E60 B W P  4 / 2 0 2 4

Individuell, traditionell und 
hochmodern

Der Schneiderberuf hat sich im Lauf 
der Zeit stark verändert. Die Ein-
führung der Nähmaschine um 1860 
und die Entwicklung von Zuschnei-
de-, Näh- und Knopflochmaschinen 
ermöglichten die Ausbreitung der 
Konfektionsindustrie. Heute wird 
Kleidung in großen Teilen in Billig-
lohnländern produziert und über 
Online-Shops vertrieben. Diese Ent-
wicklungen führten auch zu einem 
Rückgang im Schneiderhandwerk. 
Übrig geblieben sind neben Ände-
rungs- und Reparaturschneidereien 
kleine Handwerksbetriebe, die sich 
auf die Königsklasse des Schneider-

handwerks spezialisiert haben: Die 
Maßanfertigung mit traditionellen 
Techniken und in Handarbeit, bei 
der auf besondere Ausführungs- oder 
Stoffwünsche und auf individuelle 
Maße und Körperformen eingegan-
gen werden kann. Das Schneider-
handwerk hat sich allerdings nicht nur 
als eine Nische für Liebhaber/-innen 
und Enthusiasten erhalten. Es gibt in 
Deutschland noch zahlreiche Schnei-
derbetriebe mit einem vielseitigen An-
gebot.

Schwerpunkte: Damen und 
Herren

Bis 2004 wurde zwischen Herren-
schneider/-in, Damenschneider/-in 

und Wäscheschneider/-in unterschie-
den. Seitdem erfolgt die Ausbildung 
aufgrund der vielen Berührungspunk-
te in einem gemeinsamen Berufsbild. 
Dies wird allerdings noch mit den 
Schwerpunkten »Damen« oder »Her-
ren« differenziert, da in der Herstel-
lungstechnik von Damen- und Herren-
Maßkleidung Unterschiede bestehen. 
Diese beruhen im Wesentlichen auf 
den verwendeten Stoffen. Auch die 
Schnittgestaltung erfolgt nach grund-
sätzlich anderen Schnittsystemen.
Maßschneider/-innen arbeiten in 
handwerklichen Betrieben, die sich 
i.  d.  R. entweder auf Damen- oder 
auf Herrenmode spezialisiert haben. 
Auch in vielen der 140 öffentlich ge-
tragenen Theater- und Opernhäuser in 
Deutschland gibt es Kostümwerkstät-
ten, in denen Maßschneider/-innen 
ausgebildet und beschäftigt werden. 
Als Maßschneider/-in im Theater fer-
tigt man Kostüme an, die für eine In-
szenierung entworfen werden. Dazu 
gehören z.  B. historische Bekleidung, 
Unterkleidung, Corsagen, Ballettklei-
dung, Fantasie- und auch Tierkostüme 
aller möglichen Stilrichtungen. Im 
Theater helfen Maßschneider/-innen 
aber auch hinter der Bühne den Dar-
steller/-innen beim An- und Umklei-
den und führen kleinere Reparaturen 
und Änderungen durch. Auch in der 
Film- und Fernsehbranche sind sie ge-
fragt.
Maßschneider/-innen entwickeln 
und gestalten Entwürfe nach modi-
schen, funktionalen, historischen 
und technologischen Aspekten und 
erfassen dabei den Zusammenhang 
zwischen Gestaltung, Körperform, 
Schnitt und Verarbeitung. Wenn die 
Verarbeitungstechnik festgelegt wur-
de, werden Materialien und Zutaten 
nach Eigenschaften und Verwen-
dungszweck ausgewählt. Mit selbst 
erstellten Schnittschablonen werden 
Stoffe zugeschnitten, mit unterschied-

Berufe-Steckbrief: Maßschneider/-in

Abseits der Modeindustrie gibt es einen Ausbildungsberuf, der Kreativität, 

Fingerfertigkeit, traditionelle Handwerkskunst und moderne Fertigungsver-

fahren verbindet. Ob für Privatpersonen oder die Bühne: Maßschneider/-in-

nen fertigen mit Gespür für Design und Mode vom klassischen Anzug über 

Theaterkostüme bis zur Haute Couture Unikate an. Der Steckbrief beschreibt 

die wichtigsten Tätigkeiten und nennt Zahlen zur Ausbildung.

Heften eines Sakkokragens | Foto: Staatstheater Stuttgart

urn:nbn:de:0035-bwp-24460-1
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Auf einen Blick

• Letzte Neuordnung 2004
• Ausbildungsdauer: 3 Jahre
• Zuständigkeit: Handwerk
• Ausbildungsstruktur: Ausbildungsberuf mit zwei Schwerpunkten

 − Damen
 − Herren

• DQR-Niveau: Stufe 4
• Fortbildung: Damen- und Herrenschneidermeister/-in, in Theatern Gewandmeister/-in

Berufsinformationen des BIBB: www.bibb.de/dienst/berufesuche/de/index_
berufesuche.php/profile/apprenticeship/67tz5768
Ausbildung gestalten: www.bibb.de/dienst/publikationen/de/8986

Infografik zum Download: www.bwp-zeitschrift.de/g12224

 

Podcast zum Berufe-Steckbrief mit zwei Auszubildenden:  
www.bwp-zeitschrift.de/p198878

lichen Stich- und Nahtarten wird das 
Bekleidungsstück anhand des Schnitt-
musters genäht. Auch Teilarbeiten wie 
Taschen, Kanten, Schlitze, Ärmel und 
Kragen müssen mit Liebe zum Detail 
hergestellt werden. Das Arbeitsgebiet 
umfasst auch das Modernisieren und 
Ändern von Bekleidung.

Trotz sinkender Ausbildungs-
zahlen kommt der Beruf nicht 
aus der Mode

Die Zahl der Auszubildenden ist in 
den vergangenen Jahren kontinuier-

lich gesunken, auch wenn sich die 
Zahlen zuletzt stabilisiert haben und 
2022 wieder etwas angestiegen sind. 
2012 gab es 378 Neuabschlüsse, da-
von waren rund 92,3 Prozent Frauen. 
Zehn Jahre später, 2022, waren es 165 
bei einem Frauenanteil von nunmehr 
83,7 Prozent. Damit hat sich der Anteil 
der Männer bei den Neuabschlüssen 
seit 2012 verdoppelt (vgl. Abb.).
Der Wunsch von Privatpersonen nach 
individueller und hochwertiger Klei-
dung und der Bedarf von Schneider-
werkstätten am Theater und in Film 
und Fernsehen ergeben eine gute 

berufliche Perspektive nach abge-
schlossener Ausbildung. Mit einer 
Fortbildung zum/zur Damen- und 
Herrenschneidermeister/-in oder 
Gewandmeister/-in hat man z.  B. die 
Möglichkeit, sich mit einem Maßate-
lier selbstständig zu machen oder in 
einem Opernhaus die Kostümwerk-
statt zu leiten. Auch in Modeunter-
nehmen sind Maßschneider/-innen 
wegen ihrer handwerklichen Kennt-
nisse und ihres Könnens gefragt.
Den Beruf prägen nicht nur traditionel-
le Handwerkstechniken: Auch techno-
logische Entwicklungen verändern 
und erweitern die Arbeit von Maß-
schneider/-innen. Computerunter-
stützte Designsoftware ermöglicht es, 
digitale Muster zu erstellen und zu be-
arbeiten. 3-D-Druck und digitale Stick-
maschinen können die Herstellung von 
Kleidung unterstützen. Mit einem 3-D-
Bodyscanner können Kundinnen und 
Kunden für eine optimierte Anpassung 
von Kleidungsstücken vermessen wer-
den. Somit werden Betriebe für Nach-
wuchskräfte attraktive Arbeitgeber 
und auch die jüngere Kundschaft wird 
über digitale Medien angesprochen.
Das Bewusstsein für nachhaltige Klei-
dung kommt dem Schneiderhandwerk 
entgegen: Ein Maßanzug z.  B. kann 
repariert, an veränderte Körpermaße 
und modernere Schnitte angepasst 
werden und somit über sehr viele Jah-
re getragen werden.

Vollzeitschulische Ausbildung

Modefachschulen und Berufsschulen 
bieten die Ausbildung auf Basis von 
Länderregelungen auch vollzeitschu-
lisch an. Grundlage ist die duale Aus-
bildungsordnung mit Praxisabschnit-
ten in unterschiedlichen Betrieben. 
Die Zwischen- und Gesellenprüfungen 
finden dabei regulär bei den zuständi-
gen Handwerkskammern statt. 

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

(Zusammengestellt  
von Arne Schambeck, BWP)

Abbildung 
Neuabschlüsse Maßschneider/-in 2012-2022 nach Geschlecht
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Partizipation – der Blick in die 
1980er-Jahre

Der Autor verdeutlicht in seinem 
Beitrag die erheblichen Einschrän-
kungen der institutionellen Partizi-
pationsmöglichkeiten von deutschen 
Auszubildenden und die damit ver-
bundenen Herausforderungen. Parti-
zipation wurde an beiden Lernorten 
von den Lernenden nur unzureichend 
wahrgenommen. Um die Partizipa-
tionsmöglichkeiten im dualen System 
zu verbessern, schlug Kwetkus vor, 
strukturelle Hindernisse durch bes-
sere Informatio nen und eine stärkere 
Integration des Themas in die Lehrplä-
ne abzubauen. Ziel war es, zum einen 
Wissen zu den rechtlichen Möglichkei-
ten und Gegebenheiten zu vermitteln, 
zum anderen aber auch den Zugang 
zu politischem Wissen zu verbessern.
Kwetkus schreibt Partizipation zwei 
unterschiedlichen Funktionen zu: 
Erstens sieht er die Partizipation von 
Auszubildenden als Mittel zur Inte-
gration und Sozialisation. Integra-
tion zielt darauf ab, Jugendliche zur 
Übernahme betrieblicher Normen zu 
bewegen und dadurch Konflikte im 
Betrieb zu minimieren. Dieser Inte-
grations- und Sozialisationsfunktion 
misst er in Ermangelung von Aus-

einandersetzungen im Betrieb zum 
damaligen Zeitpunkt kaum Relevanz 
bei. Zweitens weist Kwetkus auf die 
potenziell weitreichende Demokra-
tisierungsfunktion von Partizipation 
hin. Er zitiert in dem Zusammenhang 
Untersuchungen aus den Vereinigten 
Staaten und England, die die These 
stützen, dass demokratisches Verhal-
ten am Arbeitsplatz auch auf andere 
Lebensbereiche übertragbar ist und 
dort demokratische Einstellungen 
stärkt. Partizipation am Arbeitsplatz 
könnte so eine Dynamik schaffen, die 
langfristig zur Demokratisierung der 
Gesellschaft beiträgt, indem Jugend-
liche lernen, in verschiedenen Lebens-
bereichen selbstbestimmt zu handeln. 
In welchem Maße diese Funktion po-
litisch bedeutsam wird, bleibt jedoch 
Teil des gesellschaftlichen Aushand-
lungsprozesses.

Die Brücke aus den 1980er-Jah-
ren in die Gegenwart

Kwetkus nimmt in seinem Beitrag die 
Analyse der damaligen Diskussionen 
über »Staatsverdrossenheit« und »po-
litische Apathie« als Ausgangspunkt, 
um auf die Bedeutung der Partizipa-
tion von Jugendlichen hinzuweisen 
(S. 190). Er beleuchtet die Relevanz 

der Beteiligung von Auszubildenden 
angesichts damaliger Herausforde-
rungen (z.  B. Interesse an extremisti-
schen Gruppen). Diese Entwicklungen 
verstärkten Debatten über Formen der 
Partizipation und unterstrichen die 
Notwendigkeit, demokratische Prin-
zipien auch in der dualen Ausbildung 
stärker zu verankern.
Auch heute dominieren ähnliche De-
batten, nun geprägt durch Themen 
wie Politikverdrossenheit, Klimawan-
del und Extremismus (vgl. z.  B. Hamm 
u.  a. 2023). Gleichzeitig engagieren 
sich junge Menschen bspw. in sozia-
len Bewegungen und nutzen digitale 
Plattformen. Dabei rücken Risiken 
sozialer Medien, wie die Verbreitung 
extremistischer Inhalte und Filterbla-
sen, stärker in den Fokus (vgl. Ciolek 
2022). Eine Auseinandersetzung mit 
Partizipationsformen und -möglich-
keiten an den beiden Lernorten der 
beruflichen Bildung war damals und 
ist heute unabdingbar.

Sebastian Ciolek 
wiss. Mitarbeiter im BIBB 
sebastian.ciolek@bibb.de

Partizipation von Auszubildenden in Betrieb und Schule 
ein Dauerthema?

Reinhard Kwetkus: Partizipation von Auszubildenden in Betrieb und 
Schule. 
In: BWP 12 (1983) 6, S. 190–194. URL: www.bwp-zeitschrift.de/12690

Aus der Vergangenheit lernen, in der Gegenwart handeln und in der Zukunft 

davon profitieren ist ein Leitgedanke, der bei der Lektüre des Beitrags von 

Reinhard Kwetkus gleich in zweifacher Hinsicht Anwendung findet: sowohl 

mit Blick auf den hier thematisierten Gegenstand »Partizipation« als auch 

auf die hier zu beantwortende Frage, welche Impulse aus dem 1983 veröf-

fentlichten Beitrag für den aktuellen Diskurs zur Partizipation im Kontext der 

Demokratiebildung gewonnen werden können.

urn:nbn:de:0035-bwp-24462-0
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Partizipation im aktuellen 
 Diskurs

Partizipation wird heute – basierend 
auf Frank (2005)  – als ein komple-
xes Konzept verstanden, das Selbst-
bestimmung, wirksames Handeln 
sowie Zugehörigkeit und Kooperation 
umfasst. Diese Formen der Partizi-
pation tragen entscheidend zur Ver-
besserung von Lernen und Kompe-
tenzentwicklung bei, insbesondere 
in den Lern- und Lebensräumen von 
Auszubildenden. Damit ist Partizipa-
tion nicht nur vor dem Hintergrund 
gesellschaftlicher Entwicklungen und 
Herausforderungen von wachsender 
Bedeutung, sondern spielt auch für 
eine qualitativ hochwertige berufliche 
Bildung eine zentrale Rolle. Partizipa-
tion unterstützt die Persönlichkeitsbil-
dung und fördert die Entwicklung von 
Werthaltungen bei den Lernenden, 
was für eine umfassende berufliche 
Handlungsfähigkeit unerlässlich ist. 
Hier erweist sich der Civic-Education-
Ansatz (vgl. Eikel 2005) insbesondere 
für die berufliche Bildung als nützlich. 
Demnach lassen sich drei zentrale 
Komponenten demokratischer Parti-
zipation hervorheben:
1. (Politische) Mitbestimmung und 

Mitentscheidung: In der berufli-
chen Bildung umfasst dies die aktive 
Beteiligung von Auszubildenden an 
Entscheidungsprozessen, die ihren 
Lernalltag und die Gestaltung ihrer 
Ausbildung betreffen. Der Zugang 
zu Informationen und Wissen so-
wie die Förderung des Urteils- und 
Entscheidungsvermögens sind hier 
von besonderer Bedeutung. Dies 
könnte u.  a. durch Beteiligungsfo-
ren konkret umgesetzt werden.

2. (Demokratische) Mitsprache und 
Aushandlung: Hier wird der Kom-
munikationsprozess betont, der die 
Artikulation von Interessen und 
Meinungen der Auszubildenden 
unterstützt. In der beruflichen Bil-

dung könnte dies durch regelmäßi-
ge Dialoge und Mitbestimmung bei 
der Gestaltung von Lerninhalten 
und Ausbildungsprojekten geför-
dert werden. Elemente wie Debat-
ten, Mediation bei Konflikten und 
die Zusammenarbeit der Akteure 
spielen dabei eine zentrale Rolle.

3. (Aktive) Mitgestaltung und Enga-
gement: Diese Komponente zielt 
auf die Förderung von Eigeninitia-
tive und Selbstorganisation in der 
beruflichen Bildung ab. Durch die 
Einbindung von Auszubildenden in 
praxisnahe Projekte, die sie selbst-
ständig planen und durchführen, 
können sie ihre Problemlösungsfä-
higkeiten und ihr Verantwortungs-
bewusstsein weiterentwickeln. 
Dies stärkt nicht nur ihre fachli-
chen Kompetenzen, sondern för-
dert auch ihr soziales Handeln im 
Berufsalltag. Die Umsetzung dieser 
partizipativen Ansätze in der beruf-
lichen Bildung hat das Potenzial, 
die Lernmotivation und das En-
gagement der Auszubildenden zu 
steigern, was langfristig zu einer 
Verbesserung der Ausbildungsqua-
lität und zur Entwicklung demo-
kratischer Kompetenzen im beruf-
lichen Kontext führt.

Partizipation auch in Zukunft 
ein Thema!

Ausgangspunkt dieses Beitrags war 
der Gedanke, dass es essenziell ist, 
aus der Vergangenheit zu lernen, in 
der Gegenwart aktiv zu handeln und 
davon in der Zukunft zu profitieren. 
Obwohl sich das duale Ausbildungs-
system weiterentwickelt hat und 
einige Kritikpunkte aus den 1980er-
Jahren aktuell an Relevanz verloren 
haben, bestehen nach wie vor große 
Herausforderungen in der Umsetzung 
der Partizipation an den Lernorten der 
dualen Ausbildung. In diesem Kontext 
lohnt sich die Lektüre des Beitrags von 

Kwetkus aus dem Jahr 1983, da sei-
ne Ausführungen jenseits der spezi-
fischen zeitgeschichtlichen Analysen 
heute noch wertvolle Ansätze bieten, 
die in die Gegenwart übersetzt und an 
den Lernorten implementiert werden 
können. Die von Kwetkus genannten 
Funktionen von Partizipation (Inte-
gration, Sozialisation, Demokratisie-
rung) können als übergeordnete, lei-
tende Prinzipien für die Umsetzung an 
den Lernorten dienen und lassen sich 
im Sinne der Dimensionen der Civic 
Education weiterentwickeln.
Heute wie damals bleibt die Partizi-
pation von Auszubildenden in Schule 
und Betrieb jedoch ein Forschungsde-
siderat. Es bedarf intensiver Analysen 
der Ma kro-, Meso- und Mikroebene 
im dualen System. Nur durch eine sol-
che systematische Bestandsaufnah-
me und Verknüpfung von Forschung 
und Praxis kann Partizipation – und 
damit das Erfahren von Demokratie – 
in Berufsschule und Betrieb gestärkt 
werden und im Sinne von Reinhard 
Kwetkus eine »weitreichende De-
mokratisierung unserer Gesellschaft 
insgesamt« (S.  193) bewirken. Dies 
scheint notwendig, um auf aktuelle 
Entwicklungen angemessen reagieren 
zu können. 
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Anlässlich des Internationalen Tages 
zur Bekämpfung von Hetze wies UN-
Generalsekretär António Guterres 
am 18. Juni 2024 darauf hin, dass 
Hass und Hetze ein grundsätzliches 
Problem seien, das in der Geschich-
te immer wieder auftauche und sich 
gegen ganz unterschiedliche Gruppen 
richten könne. Er wies darauf hin, dass 
»die Staaten nach dem Völkerrecht 
verpflichtet sind, Aufstachelung zum 
Hass zu verhüten und zu bekämpfen 
und Diversität, gegenseitiges Ver-
ständnis und Solidarität zu fördern.«1 
Das Internet und insbesondere die 
Entwicklung von Social-Media-Platt-
formen wie X (Twitter), Facebook 
und Instagram haben der Verbreitung 
von Hass und Hetze eine neue Dimen-
sion gegeben. So zählt die Meldestelle 
»Hessen gegen Hetze« im Zeitraum 
von drei Jahren 13.048 Hinweise auf 
Hass und Hetze, 5.937 strafbare und 
3.493 extremistische Inhalte im Inter-
net. Die Meldestelle »REspect« zählt 
seit 2017 62.767 eingegangene Mel-
dungen; daraus resultierten 16.115 
Anzeigen.
Diese Entwicklungen bleiben nicht 
ohne Folgen. Besonders bedenklich 
für unsere Demokratie ist, dass mehr 

1  https://unric.org/de/botschaft-des-un- 
generalsekretaers-zum-internationalen-tag-
fuer-die-bekaempfung-von-hetze

als die Hälfte der Internetnutzer/-in-
nen aus Angst vor Hass im Netz ihre 
eigene politische Meinung nicht mehr 
äußern.2 Viele verlassen aus Protest 
Social-Media-Plattformen. Allerdings 
überlassen sie damit denjenigen das 
Feld, die Hass und Hetze verbreiten.
Umso wichtiger ist es, dass sich der 
Wochenschau Verlag aus Frankfurt 
a.  M. diesem virulenten Thema wid-
met. Herausgegeben von einer Kri-
minologin (Melis Becker), einer 
Referentin der Landeszentrale für 
politische Bildung Rheinland-Pfalz 
(Jessica Maron) und einem Mit-
arbeiter des Landeskriminalamts 
Rheinland-Pfalz (Aladdin Sarhan) 
gibt der Sammelband Einblicke in die 
mit Hass und Hetze einhergehenden 
Herausforderungen und zeigt mögli-
che Handlungsoptionen auf.
Da sich die Autorinnen und Autoren 
mit ganz unterschiedlichen Ansätzen 
der Thematik annehmen, wird im 
ersten Teil des Bandes die Komple-
xität besonders deutlich. So werden 
sowohl die psychologisch-individu-
elle als auch die soziologisch-gesell-
schaftliche Perspektive eingenom-
men, um Hass und Hetze im Internet 
zu beleuchten. Dass Humor nicht nur 

2  Vgl. https://hateaid.org/neue-bundesweite-
studie-hass-im-netz/

entlarvend, sondern auch ein Mittel 
der Verächtlichmachung sein kann, 
wird ebenso thematisiert, wie Hass 
und Hetze in speziellen, nicht direkt 
augenfälligen Zusammenhängen. 
Schließlich wird religiös motivierter 
Hass sowie religiös motivierte Hetze 
am Beispiel des Jihadismus analy-
siert.
Die Beiträge im zweiten Teil des Ban-
des beschäftigen sich damit, wie Hass 
und Hetze entgegengetreten werden 
kann. Dabei werden die Herausfor-
derungen einer Beratungsstelle so-
wie die Arbeit der Polizei und Staats-
anwaltschaft in diesem Feld in den 
Blick genommen. Deutlich wird, dass 
die Bekämpfung von Hass und Hetze 
nicht nur Aufgabe des Staates sein 
kann. Vielmehr ist es ein gesamtgesell-
schaftliches Problem und damit auch 
Aufgabe aller Bürger/-innen, Hass 
und Hetze entgegenzutreten.

Fazit: Der Sammelband diskutiert 
das Thema der unkontrollierten Ver-
breitung menschenverachtenden Ge-
dankenguts im Netz fundiert aus un-
terschiedlichen Perspektiven. Dabei 
werden nicht nur Herausforderungen 
beschrieben, sondern auch Hand-
lungsoptionen aufgezeigt. Angesichts 
der Ergebnisse bei den Landtagswah-
len im September 2024 ist die im Band 
diskutierte Frage, wie nicht nur Polizei 
und Justiz mit dem Thema umgehen, 
sondern welche Reaktion die Zivilge-
sellschaft zeigen muss, von besonde-
rer Bedeutung. 

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

Bodo Rödel 
Dr., Leiter der Stabsstelle 
Publikationen und wissen-
schaftliche Informationen 
im BIBB 
roedel@bibb.de

Hass und Hetze im Netz

Hass und Hetze im Netz. Heraus-
forderungen und Reaktionsmög-
lichkeiten
Melis Becker, Jessica Maron, 
Aladdin Sarhan (Hrsg.)
Wochenschau Verlag 2024, 144 S. 
ISBN (Print) 978-3-7344-1616-3 
URL: www.wochenschau-verlag. 
de/Hass-und-Hetze-im-Netz/ 
41616
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Datenreport zum Berufs-
bildungsbericht 2024

Der Datenreport zum Berufsbildungs-
bericht 2024 mit dem Schwerpunkt-
thema »Berufliche Bildung in der 
sozial-ökologischen Transformation« 
wird zum sechzehnten Mal vom BIBB 
herausgegeben. Er enthält umfassen-
de Informationen und Analysen zur 
beruflichen Aus- und Weiterbildung, 
gibt einen Überblick über Programme 
des Bundes und der Länder zur Förde-
rung der Berufsausbildung und infor-
miert über internationale Indikatoren 
und Benchmarks.
BIBB (Hrsg.): Datenreport zum Be-
rufsbildungsbericht 2024. Informa-
tionen und Analysen zur Entwicklung 
der beruflichen Bildung. Bonn 2024. 
Kostenloser Download: www.bibb.
de/dienst/publikationen/de/19931

Peer Review in der Berufs-
bildungsforschung

Peer Review ist ein in der Wissenschaft 
anerkanntes, wenn auch nicht unum-
strittenes Qualitätssicherungsverfah-
ren. Die Publikation resümiert For-
schungsergebnisse zum Verfahren, um 
dann genauer auf das Thema Peer Re-
view in der Berufsbildungsforschung 
einzugehen. Abschließend werden 
Ergebnisse einer Untersuchung dar-
gestellt, die Wissenschaftler/-innen 
der Berufsbildungsforschung aus drei 
Perspektiven anspricht: als Lesende, 
Verfasser/-innen und Gutachter/-in-
nen von Fachpublikationen.
B. Rödel: Peer Review in der Berufs-
bildungsforschung. Ergebnisse einer 
Umfrage. Bonn 2024. Kostenloser 
Download: www.bibb.de/dienst/ 
publikationen/de/19677

Bundesinstitut für Berufs-
bildung – Jahresbericht 2023

Der Jahresbericht gibt anhand aus-
gewählter Themen einen Überblick 
über aktuelle Forschungsergebnisse, 
Projekte und Dienstleistungen des 
BIBB für Wissenschaft, Praxis und 
Politik. Nach wie vor bleibt die Fach-
kräfterekrutierung und -entwicklung 
zentrale Herausforderung. Ein weite-
rer Schwerpunkt ist das Thema Demo-
kratiebildung. Abschließend gibt der 
Jahresbericht noch einen Einblick in 
den Umzug des BIBB ins neue Dienst-
gebäude an der Friedrich-Ebert-Allee 
in Bonn.
BIBB (Hrsg.): Jahresbericht 2023. 
Bonn 2024. Kostenloser Download: 
www.bibb.de/dienst/publikationen/
de/19727

Neuerscheinungen aus dem BIBB

Handbuch Berufsbildung – 
Länderstudie Deutschland

In der Länderstudie wird die berufliche 
Bildung in Deutschland vorgestellt. 
Hierzu gehören das duale System der 
beruflichen Erstausbildung und die 
vielen verschiedenen schulischen be-
ruflichen Ausbildungsangebote, die 
umfangreiche praxisbezogene Lern-
anteile aufweisen. Hinzu kommen 
die zahlreichen regionalen und bun-
desweiten betrieblichen und beruf-
lichen Weiterbildungsabschlüsse, die 
diversen Angebote im sogenannten 
Übergangsbereich sowie hybride Bil-
dungsgänge, in denen berufliche und 

hochschulische Abschlüsse verbunden 
werden, z.  B. im dualen Studium.
D. Frommberger; J.  K. Schmees; 
M. Ebbinghaus; E. M. Krekel: Inter - 
nationales Handbuch der Berufsbil-
dung. Deutschland. Bonn 2024. Kosten-
loser Download: www.bibb.de/dienst/ 
publikationen/de/19386

(Alle Links: Stand 17.10.2024)

http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19931
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19931
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19677
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19677
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19727
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19727
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19386
http://www.bibb.de/dienst/publikationen/de/19386


66 B W P  4 / 2 0 2 4D I E  L E T Z T E  S E I T E

1/2025 – Betriebliche Qualifizierung 
und Kompetenzentwicklung
Bei der Aus- und Weiterbildung von 
Fachkräften gibt es aktuell große Her-
ausforderungen. Wie reagieren Betriebe 
darauf und welche Faktoren beeinflus-
sen sie in ihren Entscheidungen?
Erscheint im Februar 2025

2/2025 – Europäische Transparenz-
instrumente
Erscheint im Mai 2025
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E-DaF
Einstufungstest für Deutsch als Fremdsprache

Einsatzbereich:
Der E-DaF wird bei Erwachsenen und älteren Jugendlichen eingesetzt, die Deutsch als 
Fremdsprache lernen, die Sprache aber noch nicht fl ießend beherrschen. Der E-DaF 
kann zum Eignungsnachweis für Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen, in der Personal-
auswahl oder für die Auswahl geeigneter Sprachkurse eingesetzt werden. Er ist als 
Einzel- oder Gruppentest am Computer oder auf Papier applizierbar.

Das Verfahren:
Der E-DaF ist ein ökonomisches Verfahren zur Erfassung der Deutschkenntnisse für die 
Kompetenzniveaus A1 bis B2 gemäß dem Gemeinsamen europäischen Referenzrahmen 
für Sprachen (GeRS). Die Sprachkenntnisse werden dabei hauptsächlich über das Lese-
verständnis erfasst, welches von allen Aspekten der Sprachbeherrschung am zuverläs-
sigsten und validesten gemessen werden kann. Daher lassen sich die Sprachkenntnisse 
ganzer Gruppen von Testpersonen erheblich kürzer als mit anderen Verfahren, aber 
trotzdem hochreliabel und -valide erfassen. Der E-DaF beinhaltet eine Standardform mit 
102 Aufgaben und zwei parallele Kurzformen A und B mit jeweils 51 Aufgaben. Das Test-
verfahren kann am Computer oder auf Papier durchgeführt werden. Über die Testsoft-
ware können personalisierte Testhefte in der benötigten Stückzahl automatisch erzeugt 
und selbst ausgedruckt werden. Die Auswertung erfolgt immer automatisiert über die 
Testsoftware, eine händische Auswertung ist nicht vorgesehen. Wenn der Test als Pa-
pierversion durchgeführt wird, muss für alle Aufgaben in die Software übertragen wer-
den, ob diese richtig oder falsch beantwortet wurden. Technische Voraussetzungen: Der 
E-DaF kann auf handelsüblichen Büro-Rechnern, Laptops oder Convertibles mit einem 
Windows-Betriebssystem (64Bit) ab Version 10 oder einem macOS-Betriebssystem 
durchgeführt werden. Falls ein Büro-Rechner verwendet wird, dann müssen zusätzlich
eine Tastatur und eine Computermaus angeschlossen sein. Lautsprecher oder Kopfhörer 
werden nicht benötigt. 

Bearbeitungsdauer:
Die Durchführung ist nicht streng zeitbegrenzt. Die reale Dauer hängt von der Arbeitsge-
schwindigkeit der Testpersonen ab. Die Durchführung der Standardform (inkl. Instrukti-
on) dauert etwa 40 bis 60 Minuten. Die Durchführung der Kurzformen A und B (inkl. In-
struktion) dauert etwa 20 bis 30 Minuten.



 

Forschungsergebnisse und Praxis-
erfahrungen zu aktuellen Themen
Jede Ausgabe widmet sich einem Themenschwerpunkt, der viel- 

schichtig und fundiert aufbereitet wird. Dabei werden nicht nur 

nationale, sondern auch internationale Entwicklungen berück-

sichtigt. Die Zeitschrift enthält außerdem weitere Beiträge zu ak-

tuellen Themen aus Forschung & Praxis und der Welt der Berufe.  

Verfolgen Sie mit der BWP den Austausch zwischen Wissenschaft, 

Politik und Praxis in der Berufsbildung – regelmäßig und aktuell, 

4-mal im Jahr!

Themenvorschau 2025
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Heft 3  Ausbildungspersonal 

Heft 4  Innovation durch KI
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